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Ubersicht

Terrorismus stellt einen Angriff auf die pluralistische Gesellschaft dar und be-
droht die Freiheit, die Sicherheit und die grundlegenden Rechte jeder einzelnen
Person. Nationalistisch, religiés oder politisch motivierter Terrorismus hinterlasst
jedes Jahr Tausende von getéteten, verletzten und traumatisierten Opfern rund
um den Globus. Es liegt im Interesse jedes Staates, sein gesetzliches Instrumenta-
rium gegen Terrorismus regelmassig zu Uberprifen und auf eine verénderte
Bedrohungslage entsprechend zu reagieren. Mit dieser Vorlage passt die Schweiz
ihre Gesetzgebung im Bereich der strafrechtlichen Terrorismusbekampfung den
aktuellen Erfordernissen an und baut ihre Féhigkeit zur internationalen Zusam-
menarbeit mit anderen Staaten weiter aus.

Die Anschlége in den USA vom 11. September 2001 und die seither in zahlreichen
Landern veriibten Terrorakte haben die Staatengemeinschaft in ihrer Uberzeugung
bestarkt, dass die erfolgreiche Préavention und Bekdmpfung des Terrorismus nur mit
Hilfe gemeinsamer Anstrengungen und wirkungsvoller zwischenstaatlicher Zusam-
menarbeit erfolgen kann.

Auch Europa blieb in den vergangenen Jahren von terroristischen Akten und ihren
Folgen nicht verschont. Schwere Anschlége ereigneten sich insbesondere in Belgien,
Deutschland, England, Frankreich, Norwegen, Russland, Spanien und der Tirkei.
Vor diesem Hintergrund erfolgte im Rahmen des Europarates die Ausarbeitung des
Ubereinkommens vom 16. Mai 2005 zur Verhiitung des Terrorismus sowie des
dazugehérigen Zusatzprotokolls vom 22. Oktober 2015. Kernpunkte des Uberein-
kommens bilden die Pflicht der Vertragsstaaten zur Kriminalisierung der o6ffentli-
chen Aufforderung zu Terrorismus sowie der Rekrutierung und Ausbildung von
Terroristen. Das Zusatzprotokoll erganzt einerseits den Inhalt des Ubereinkommens
und Ubernimmt andererseits die aus der Resolution 2178 vom 24. September 2014
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen herriihrenden Verpflichtungen, indem
das Reisen flr terroristische Zwecke sowie entsprechende Finanzierungs- und
Unterstlitzungshandlungen unter Strafe gestellt werden.

Die Schweiz hat das Ubereinkommen des Europarates am 11. September 2012 und
das Zusatzprotokoll am 22. Oktober 2015 unterzeichnet. Das geltende schweizeri-
sche Recht vermag den durch die beiden Abkommen aufgestellten Verpflichtungen
bezlglich Strafbarkeit, Prévention und internationaler Kooperation bereits heute
weitgehend zu geniigen. Das geltende Strafrecht verfuigt jedoch kaum tber Tatbe-
stdnde, die den Kernbereich der Abkommen explizit regeln. Es deckt deren Inhalt
durch andere Strafbestimmungen (Delikte gegen Leib und Leben, Delikte gegen den
offentlichen Frieden, Bundesgesetz iiber das Verbot der Gruppierungen Al-Qaida
und Islamischer Staat sowie verwandter Organisationen) teilweise ab. Entsprechend
wird in dieser Vorlage die Einflihrung einer neuen Strafbestimmung vorgeschlagen,
die das Vorfeld einer geplanten terroristischen Handlung zusatzlich abdeckt, indem
sie die Anwerbung und Aushildung sowie das Reisen fiir terroristische Zwecke und
entsprechende Finanzierungshandlungen unter Strafe stellt.

Der Kampf gegen die organisierte Kriminalitét und gegen terroristische Organisa-
tionen stellt die zustédndigen schweizerischen Behdérden heute vor besondere Heraus-
forderungen, welche Uber die aus der Umsetzung des Europaratsiibereinkommens
und seines Zusatzprotokolls entstehenden Verpflichtungen hinausgehen. Komplexe
Strukturen, kombiniert mit einer breiten Vernetzung und einer beachtlichen Durch-



setzungsmacht der Organisation gegen innen und aussen machen das ausserordent-
liche Geféhrdungspotenzial von kriminellen und terroristischen Organisationen aus.

In Umsetzung der Motion 15.3008 der Kommission fiir Rechtsfragen des Standera-
tes schlagt der Bundesrat daher eine Revision der Strafnorm gegen kriminelle Or-
ganisationen vor. Er bericksichtigt dabei auch die Kritik von Strafverfolgungsbe-
horden, insbesondere der Bundesanwaltschaft, an der geltenden Strafbestimmung.
Neben der Anpassung einzelner gesetzlicher Kriterien fiir das Vorliegen einer kri-
minellen oder terroristischen Organisation, welche eine massvolle Ausweitung der
Strafbarkeit zu Folge hat, wird insbesondere auch eine Erhéhung der Strafandro-
hung vorgeschlagen. Dies gilt einerseits fiir Personen, die innerhalb einer kriminel-
len oder terroristischen Organisation einen bestimmenden Einfluss austiben, sowie
andererseits fur alle Personen, die eine terroristische Organisation unterstitzen
oder sich an einer solchen beteiligen. Dem Prinzip der Verhaltnismassigkeit und
dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot wird dabei aber nach wie vor die notwen-
dige Bedeutung beigemessen.

Daruber hinaus werden Anpassungen des Organisationsverbotes geméss Artikel 74
des neuen Nachrichtendienstgesetzes vorgesehen. Im Vordergrund stehen dabei die
Einfihrung der Bundeszustandigkeit fiir die Strafverfolgung sowie die Anpassung
der Strafandrohung, welche mit dem geltenden Bundesgesetz gegen die Organisati-
onen Al-Qaida und IS in Einklang gebracht werden.

Weiter wird im Rahmen dieser Vorlage vorgeschlagen, das Bundesgesetz uber die
Rechtshilfe in Strafsachen den neuen Herausforderungen an die internationale
Zusammenarbeit anzupassen und zwei Bestimmungen einzufiihren: Zum einen soll
die vorzeitige Ubermittlung von Informationen und Beweismitteln gesetzlich veran-
kert werden, wobei die notwendigen Grundvoraussetzungen gemass Rechtshilfege-
setz gewahrt werden. Zum anderen soll auch die Einsetzung von gemeinsamen
Ermittlungsgruppen im Gesetz geregelt werden. In seiner jiingsten Rechtsprechung
weist das Bundesgericht auf die Notwendigkeit der Schaffung einer Rechtsgrundlage
hin, um solche zeitgemassen Rechtshilfemassnahmen zuzulassen.

Angesichts der internationalen Bedeutung des Schweizer Finanzplatzes ist im Kampf
gegen die Terrorismusfinanzierung eine Verstadrkung der internationalen Zusam-
menarbeit zwischen den Meldestellen fiir Verdachtsmeldungen (Financial Intelli-
gence Unit, FIU) erforderlich. In diesem Sinne sieht der vorliegende Gesetzesent-
wurf eine Erweiterung der Kompetenzen der Meldestelle fir Geldwéscherei vor. In
Zukunft soll diese die Mdéglichkeit haben, sich nicht nur auf Basis einer Verdachts-
meldung an die Finanzintermedidre wenden zu kénnen, sondern auch wenn Infor-
mationen ausléndischer Partnerstellen vorliegen.

Die Neuerungen sind fir die verstdrkte internationale Zusammenarbeit bei der
Bekadmpfung des Terrorismus von besonderer Bedeutung. Mit mehreren vorgeschla-
genen Massnahmen kann ferner der Kritik begegnet werden, die von der Arbeits-
gruppe zur Bekadmpfung der Geldwéscherei (Groupe d’Action Financiére, GAFI) im
Rahmen ihrer 2016 durchgefiihrten Priifung des Schweizer Systems zur Bek&mpfung
der Geldwascherei und der Terrorismusfinanzierung gedussert worden ist.
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1 Grundziige des Ubereinkommens des Europarates
vom 16. Mai 2005 zur Verhitung des Terrorismus
und des Zusatzprotokolls vom 22. Oktober 2015

11 Ausgangslage und Entstehung des Ubereinkommens

Das Ubereinkommen des Europarates vom 16. Mai 2005 zur Verhiitung des Terro-
rismus hat zum Ziel, das bestehende Instrumentarium im internationalen Kampf
gegen den Terrorismus zu erganzen. Kernpunkte des Ubereinkommens bilden die
Pflicht der Vertragsstaaten zur Kriminalisierung der 6ffentlichen Aufforderung zu
Terrorismus sowie der Rekrutierung und Ausbildung von Terroristen. Die Staaten
wahren dabei, geméass den Grundsatzen des Europarates, menschenrechtliche, de-
mokratische und rechtsstaatliche Prinzipien.

Im Jahre 2003 wurde, auf Beschluss des Ministerkomitees des Europarates, eine
Expertengruppe zur Terrorismusbekdmpfung? eingerichtet, welche im Februar 2005
den Entwurf fur ein entsprechendes Ubereinkommen vorlegte2. Das Ubereinkom-
men wurde am 16. Mai 2005 zur Unterzeichnung aufgelegt und ist am 1. Juni 2007
in Kraft getreten.

Die Schweiz hat an der Ausarbeitung des Ubereinkommens mitgewirkt und dieses
am 11. September 2012 unterzeichnet. Es wurde bis heute durch 38 Lander des
Europarates ratifiziert3.

1.2 Uberblick Gber den Inhalt des Ubereinkommens

Das Ubereinkommen fiigt sich ein in die Reihe internationaler Ubereinkiinfte, deren
gemeinsames Ziel die Bekdmpfung und Prévention von Terrorismus ist. Den volker-
rechtlichen Rahmen bilden insbesondere die geltenden Anti-Terrorismus-
Ubereinkommen der Vereinten Nationen, ihrer angegliederten Organisationen sowie
des Europarates, welche durch die Schweiz bereits umgesetzt und ratifiziert worden
sind4. Im Vergleich zur Mehrzahl der bestehenden internationalen Vertrdge um-
schreibt das vorliegende Ubereinkommen keine neuen terroristischen Haupttaten. Es
bestraft vielmehr Verhaltensweisen, welche zwar keine Terrorakte darstellen, die
jedoch Uber das Potenzial verfiigen, terroristische Haupttaten herbeizufiihren oder zu
erleichtern.

Das Ubereinkommen will jedoch die zwingende Strafbarkeit hypothetischer Ketten
von Ereignissen, die in einem bloss theoretischen Konnex zu Terrorakten stehen,
vermeiden. Ein ausreichender Zusammenhang bleibt Voraussetzung, damit eine —
gegeniiber den erwdhnten Terrorismusabkommen — weitere Vorverlagerung der
Strafbarkeit vorgenommen werden kann.

Der Begriff der terroristischen Straftat ist fiir die Anwendung des Ubereinkommens
von zentraler Bedeutung. Das internationale Strafrecht kennt allerdings nach wie vor

1 Comité d'experts sur le terrorisme (CODEXTER).

2 Fir die Arbeiten bedeutsam waren insbesondere die Empfehlung 1550 (2002) der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarates (iber die Bekampfung des Terrorismus und die
Achtung der Menschenrechte sowie die entsprechenden Leitlinien vom 11. Juli 2002 des
Ministerkomitees.

3 Stand April 2017.

4 Sektorale Ubereinkommen, zum Beispiel in den Bereichen Seeschifffahrt, Zivilluftfahrt oder

Nuklearterrorismus sowie Finanzierung des Terrorismus; vgl. dazu auch nachfolgend
Kap. 2 mit Verweisen.



keine allgemeine Definition des Terrorismus. Entsprechend umschreibt das Ab-
kommen den Begriff nicht eigenstandig, sondern verweist in Artikel 26 sowie in
seinem Anhang auf die erwdhnten bestehenden internationalen Ubereinkommen
gegen den Terror. Verschiedene Staaten haben, unabhéngig von den zwingenden
Erfordernissen des Abkommens, den Terrorismusbegriff in einer allgemeinen Straf-
norm verankert. Die Aufnahme einer solchen Legaldefinition mit separater Strafbe-
stimmung in das Schweizer Recht ist im Folgenden unabh&ngig von der Umsetzung
des vorliegenden Ubereinkommens zu priifen (vgl. Ausfilhrungen in Kap. 4.6.3).

Konkret verpflichtet das Ubereinkommen die Vertragsstaaten zur Kriminalisierung
des offentlichen Aufforderns zu terroristischen Straftaten, des Anwerbens sowie der
Ausbildung fiir Terrorismus. Das Ubereinkommen enthélt daneben weitere inner-
staatlich zu treffende Massnahmen gegen Terrorismus sowie Regelungen Uber die
internationale Zusammenarbeit, darunter Rechtshilfe und Auslieferung.

1.3 Entstehung des Zusatzprotokolls

Am 24. September 2014 verabschiedete der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
die Resolution 2178 uber die Bedrohung der internationalen Sicherheit und des
Friedens durch terroristische Handlungen.> In dieser Resolution fordert der Sicher-
heitsrat die Staaten unter anderem dazu auf sicherzustellen®, dass die Reisetatigkeit
zwecks Begehung einer terroristischen Straftat oder zwecks verschiedener VVorberei-
tungshandlungen hierzu sowie die Finanzierung und Organisation solcher Reisen
unter Strafe gestellt sind.

Der Europarat hat mit der Erarbeitung und Verabschiedung des vorliegenden Zu-
satzprotokolls gleichzeitig auf die wachsende terroristische Bedrohung durch Perso-
nen reagiert, welche eine zum Beispiel dschihadistisch motivierte Reise mit terroris-
tischer Zielsetzung unternehmen oder von einer solchen Reise zurlickkehren.
Gleichzeitig konnte der Europarat seine Handlungsfahigkeit als internationale Orga-
nisation im Bereich der strafrechtlichen Bek&mpfung neuer Kriminalitatsformen
unter Beweis stellen.

Die Schweiz hat sich an der Ausarbeitung des Zusatzprotokolls, welche unter gros-
sem Zeitdruck erfolgte, intensiv beteiligt, und gehoért zu den 17 Erstunterzeichner-
Staaten, welche dieses am 22. Oktober 2015 signiert haben. Das Zusatzprotokoll tritt
nach der sechsten Ratifikation am 1. Juli 2017 in Kraft.7

14 Uberblick tiber den Inhalt des Zusatzprotokolls

Das Zusatzprotokoll des Europarates zum Ubereinkommen zur Verhiitung des
Terrorismus setzt einerseits die aus Ziffer 6 der Resolution 2178 vom 24. September
2014 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen herriihrenden Verpflichtungen um
und ergénzt andererseits den Inhalt des zugrundeliegenden Ubereinkommens.

Konkret verpflichtet das Zusatzprotokoll die Vertragsstaaten zur Kriminalisierung
— von Reisen fiir terroristische Zwecke,
—  deren Finanzierung und Unterstlitzung sowie

5 S/RES/2178 (2014)

6 Ziffer 6 der Resolution.

7 Derzeit sechs Ratifikationen (Albanien, Bosnien und Herzegowina, Danemark, Italien,
Moldawien und Monaco), Stand April 2017.



—  des passiven Aspekts der Ausbildung («Ausgebildet-Werden») fir Terroris-
mus.

15 Wiirdigung des Ubereinkommens und des
Zusatzprotokolls

Zahlreiche internationale Ubereinkommen befassen sich mit der Verhiitung und
Bekampfung von terroristischen Akten als solche, so etwa das Ubereinkommen Uiber
die Bekampfung widerrechtlicher Handlungen mit Bezug auf die internationale
Zivilluftfahrt, das Zusatzprotokoll zum Ubereinkommen zur Bekampfung der wider-
rechtlichen Inbesitznahme von Luftfahrtzeugen, das Internationale Ubereinkommen
zur Bekampfung terroristischer Bombenanschlage oder das Internationale Uberein-
kommen zur Bekdmpfung nuklearterroristischer Handlungen8. Die Schweiz hat in
den vergangenen Jahren die entsprechenden Schritte zur Umsetzung und Ratifikati-
on der entsprechenden Vertrdge unternommen. Sie leistet heute als Vertragsstaat zu
den internationalen Ubereinkommen ihren Beitrag im internationalen Kampf gegen
den Terrorismus. In diesem Sinne ist das Ziel des Ubereinkommens und des Zusatz-
protokolls des Europarates, die nationalen Gesetze im europdischen Raum und
dartiber hinaus zu harmonisieren, wo nétig weiter zu entwickeln und die internatio-
nale Zusammenarbeit zu verstarken, zu begriissen.

Wihrend die friiheren internationalen Ubereinkommen regelmassig den terroristi-
schen Akt als solchen bekdmpften, geht das Ziel der vorliegenden beiden Abkom-
men darliber hinaus. Ins Recht gefasst und bestraft werden sollen nicht terroristische
Akte als solche, sondern Handlungen im Vorfeld, welche im Hinblick auf die Bege-
hung eines solchen Terroraktes ausgefilhrt werden und welche geeignet sind, die
unmittelbare oder mittelbare Gefahr eines terroristischen Anschlags zu begriinden
oder zu erhéhen.

Diese breit gefécherte Vorverlagerung von Strafbarkeiten® stellt im Rahmen des
internationalen Strafrechts eine Besonderheit dar und ist vergleichbar mit dem
internationalen Ubereinkommen vom 9. Dezember 1999 gegen die Terrorismusfi-
nanzierungl0. Umso wichtiger ist es, bei der Umsetzung der Erfordernisse gemdss
den Abkommen dem Prinzip der Verh&ltnismassigkeit und dem Bestimmtheitsgebot
in der textlichen Ausgestaltung der Strafnormen die genigende Beachtung zu
schenken. Konkret geht es darum, die entsprechenden Strafbarkeiten unter steter
Beachtung der grundrechtlichen Verpflichtungen wie etwa der Meinungsausserungs-
freiheit, der Vereinigungsfreiheit, der Religionsfreiheit oder dem Recht auf Freizi-
gigkeit zu begriinden.

1.6 Weitere internationale Standards

Die Problematik der Reisen fiir terroristische Zwecke sowie der Finanzierung und
Organisation solcher Reisen ist auch Gegenstand weiterer internationaler Instrumen-

8 Fur die Fundstellen siehe die Ausfihrungen zu Art. 1 des Ubereinkommens.

9 Es soll in diesem Zusammenhang jedoch nicht von zwei umfassenden Préaventions-
Abkommen gesprochen werden (vgl. Ziffer 25 des erléuternden Berichts des Europarates
zum Ubereinkommen, abrufbar unter http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-
/conventions/treaty/196, im folgenden EB). Es erfolgt vielmehr eine Beschrankung auf
diejenigen konkreten Verhaltensweisen, fir welche die internationale Staatengemein-
schaft die Notwendigkeit einer verhaltnisméssigen Bestrafung festgestellt hat.

10 vgl. nachfolgend, Kap. 2.

8



te. Zu erwahnen sind die Resolution 2178 des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen vom 24. September 2014 und die Empfehlungen der Arbeitsgruppe zur Be-
kdampfung der Geldwéscherei (Groupe d’Action Financiére, GAFI)!1, welche als
internationaler Standard bei der Bekdmpfung von Geldwéscherei und Terrorismusfi-
nanzierung gelten. In der Resolution 2178 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,
Reisen zu terroristischen Zwecken sowie die Finanzierung und Organisation solcher
Reisen unter Strafe zu stellen. Nach der Verabschiedung dieser Resolution hat die
GAFI beschlossen, ihre Empfehlungen zu revidieren, um klarzustellen, dass die
Terrorismusfinanzierung auch die Finanzierung der Reisen von Personen umfasst,
die in einen Staat reisen, der nicht der Staat ihrer Ansassigkeit oder Staatsangehorig-
keit ist, um terroristische Handlungen zu begehen, zu planen, vorzubereiten oder
sich daran zu beteiligen oder Terroristen auszubilden oder sich zu Terroristen aus-
bilden zu lassen!2. In diesem Zusammenhang wies die GAFI darauf hin, dass die
Reisen als eine Hauptform der materiellen Unterstlitzung terroristischer Organisati-
onen betrachtet werden koénnen und dass der finanzielle Bedarf der betreffenden
Personen — vor allem fiir den Transport, die Unterkunft, die Kommunikationsmittel
und die Nahrung — relativ bescheiden ist.13 2016 besuchte die GAFI die Schweiz
und Uberpriifte namentlich die Bestimmungen, die die Terrorismusfinanzierung
sowie die Unterstutzung einer terroristischen Organisation sanktionieren. Sie ist zum
Schluss gekommen, dass die Schweiz die Empfehlung 5 (Straftat der Terrorismusfi-
nanzierung) grosstenteils erfillt. Sie hat jedoch auch auf eine Liicke beziiglich der
Finanzierung von Reisen zu terroristischen Zwecken hingewiesen, die keinen Zu-
sammenhang mit einer terroristischen Organisation oder einem Terrorakt aufweisen.

2 Die Bestimmungen des Ubereinkommens und ihr
Verhaltnis zum schweizerischen Recht

Artikel 1 Begriffsbestimmung

Das Ubereinkommen verzichtet im Rahmen von Artikel 1 darauf, den Begriff des
Terrorismus eigenstandig zu definieren. Stattdessen wird als «terroristische Hand-
lung» jede strafbare Handlung im Sinne der im Anhang aufgefiihrten internationalen
Ubereinkommen bezeichnet.14 Es handelt sich hierbei um elf einschlagige Uberein-
kommen der Vereinten Nationen im Kampf gegen den Terrorismus.15

11 Normes internationales sur la lutte contre le blanchiment de capitaux et le financement du
terrorisme et de la prolifération, Les recommandations du GAFI, Février 2012 (Mises a
jour en 2013 et 2016).

12 7iffer 3 der Interpretativnote zur GAFI-Empfehlung 5.

13 FATF Guidance, Criminalising terrorist financing (Recommendation 5), October 2016, § 41.

14 Charakteristisch fiir Terrorhandlungen, so Ziffer 46 EB, ist der Zweck der Emschuchterung
der Bevdlkerung, der Notigung einer Regierung oder Organisation oder der Destabilisie-
rung der politischen oder verfassungsmassigen Ordnung.

15 Samtliche aufgefiihrten Ubereinkommen der Vereinten Nationen wurden durch die Schweiz
umgesetzt und ratifiziert, zuletzt am 23. Oktober 2003 die Ubereinkommen gegen die Fi-
nanzierung des Terrorismus und gegen Bombenterrorismus, SR 0.353.22 und SR
0.353.21, sowie gegen Nuklearterrorismus am 14. November 2008, SR 0.353.23.

Noch keine Aufnahme in den Anhang des Ubereinkommens des Europarates gefunden
haben das durch die Schweiz bereits umgesetzte und ratifizierte, international aber noch
nicht in Kraft getretene Peking-Ubereinkommen vom 10. September 2010 tber die Be-
kampfung widerrechtlicher Handlungen in der internationalen Zivilluftfahrt sowie das
entsprechende Zusatzprotokoll vom 10. September 2010 zur Bekdmpfung der widerrecht-
lichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen.



Im Rahmen der Verhandlungen zum vorliegenden Ubereinkommen wurde nach
eingehender Diskussion davon abgesehen, nur eine Auswahl an «Hauptstraftaten»16
gemass den aufgefiihrten Konventionen der Vereinten Nationen als relevante Straf-
taten zu definieren. Vielmehr soll die Aufforderung, Rekrutierung und Ausbildung
zu Terrorismus in einem umfassenden Sinn unter Strafe gestellt werden. Entspre-
chend gelten als terroristische Handlungen im Sinne der vorliegenden Konvention
verschiedene Delikte gegen Leib und Leben, gegen die Freiheit oder gegen fremdes
Eigentum, zum Beispiel im Zusammenhang mit Geiselnahmen, der Entfiihrung von
Flugzeugen, der Entwendung und des Einsatzes von Nuklearmaterial oder von
Sprengstoffen. Ebenso als Terrorakte gelten, aufgrund des Ubereinkommens gegen
die Finanzierung des Terrorismus'?, die Zurverfiigungstellung und das Sammeln von
Finanzmitteln im Hinblick auf die Begehung eines terroristischen Aktes.

Aus dieser Konstellation ergeben sich einige Besonderheiten bei der Umsetzung des
vorliegenden Strafrechts-Ubereinkommens:

- Vorverlagerung und Ausweitung der Strafbarkeit:

Durch den Verweis auf strafbare Handlungen geméss anderen Ubereinkommen, in
welchen zum Teil wiederum auf andere Ubereinkommen verwiesen wird, sowie
angesichts des Charakters der Strafbestimmungen8 des vorliegenden Ubereinkom-
mens ergeben sich Strafbarkeitsketten, welche mit einer ausgepragten Vorverlage-
rung und Ausweitung der Strafbarkeit einhergehen.1® Dieses Problem wurde wéh-
rend der Verhandlungen zum Ubereinkommen erkannt und auch durch die Schweiz
thematisiert. Im Text des Ubereinkommens sowie des Erlauternden Berichts des
Europarates wird, den Bedenken und dem Grundsatz der Verhéltnismassigkeit
Rechnung tragend, daher festgehalten, dass nur Verhaltensweisen zu bestrafen seien,
die Uber das Potenzial verfugen, terroristische Handlungen herbeizufiihren.20 Das
Ubereinkommen inkriminiert keine Verhaltensweisen, die aufgrund einer denkbaren
Abfolge von Ereignissen einen bloss hypothetischen Bezug zu Terrorakten haben
konnen, denen es aber am praktisch vorliegenden Konnex zu solchen Straftaten
mangelt. In diesem Zusammenhang zu betonen ist die auch die fundamentale Bedeu-
tung der Unschuldsvermutung im Sinne von Artikel 32 Absatz 1 der Bundesverfas-
sung (BV)21, welche fiir jede Person bis zum Zeitpunkt ihrer rechtskraftigen Verur-
teilung gilt.

- Bestimmtheit des Konventionstexts:
Aufgrund der fehlenden allgemeingdiltigen Definition des Terrorismus22 vermag der

16 Damit hatte sich das vorliegende Ubereinkommen ausschliesslich auf den jeweiligen Kern-
bereich der bestehenden Ubereinkommen der Vereinten Nationen bezogen.

17 Art. 2 Ziff. 1 des Finanzierungstibereinkommens, siehe oben.

18 Art. 5 ff.

19 So miisste zum Beispiel der Versuch der Anstiftung zur Rekrutierung einer Person zum
Zweck der Gehilfenschaft zum Sammeln von Geld im Hinblick auf die Begehung einer
terroristischen Handlung unter Strafe gestellt werden, was nicht zuletzt in rechtspoliti-
scher sowie beweisrechtlicher Hinsicht zu grossen Problemen sowie zu unverhéltnismas-
sigen oder aussichtslosen Strafverfahren fiihren wiirde.

20 Art. 12 Abs. 2 des Ubereinkommens und Ziff. 49 EB.

21 SR 101 B

22 Die Arbeiten an einem umfassenden Anti-Terrorismus-Ubereinkommen der Vereinten
Nationen sind auf absehbare Zeit blockiert. Hauptziel eines solchen Vertrages muss die
Definition des Terrorismus unter Anwendung derselben VVoraussetzungen fur die Straf-
barkeit aller Beteiligten bleiben (Freiheitsk&mpfer, staatliche Verbande; vgl. die Ausfiih-
rungen zur Frage der Einflihrung einer allgemeinen Terrorismus-Strafnorm ins schweize-
rische Recht, Kap. 4.6.3).
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Text des Ubereinkommens nicht in allen Punkten Klarheit dariiber zu schaffen, wie
weit die Strafbarkeit reichen soll. Die Staaten sollen daher im Rahmen der Umset-
zung des Ubereinkommens ins innerstaatliche Recht dem strafrechtlichen Legali-
tatsprinzip23 Nachachtung verschaffen. Grundrechte wie zum Beispiel das Recht auf
freie Meinungsdusserung und die Versammlungsfreiheit?4 sind zu wahren. Ein-
schrankungen sind entsprechend sorgfaltig zu prifen auf ihre Verhaltnismassigkeit
sowie auf die Respektierung des Kerngehaltes des jeweiligen Grundrechts2s.

- Vorbehalte und Erklarungen:

Im Ubereinkommen findet sich keine explizite Auflistung von Vorbehaltsmoglich-
keiten oder von moglichen einschrankenden Erklarungen durch die Mitgliedstaaten,
womit das Wiener Ubereinkommen vom 23. Mai 1969 iiber das Recht der Vertri-
ge26 anwendbar ist. Jedoch kamen die Staaten im Rahmen der Ausarbeitung lberein,
einzelne Bereiche des Ubereinkommens ausdriicklich zu nennen, zu welchen Staaten
Erklarungen oder Vorbehalte abgeben kénnen27.

Artikel 2 Zweck

Die Bestrebungen der Vertragsparteien zur Terrorismusprévention und zur Minde-
rung der fatalen Folgen von Terrorismus sollen auf nationaler und internationaler
Ebene verstarkt werden.

Artikel 3 Innerstaatliche Massnahmen zur Verhitung des Terro-
rismus

Die zu ergreifenden Massnahmen sollen, unter Wahrung der Menschenrechte, terro-
ristische Straftaten verhindern und deren Auswirkungen mindern. Informationsaus-
tausch, Schutz- und Koordinationsmassnahmen sowie die Ausbildung von Fachkraf-
ten sollen verstarkt werden. Nach Artikel 3 Absatz 2 treffen die Vertragsparteien die
erforderlichen Massnahmen, um die Zusammenarbeit zwischen den innerstaatlichen
Behdrden zu verbessern und weiterzuentwickeln, damit terroristische Straftaten und
ihre nachteiligen Auswirkungen verhindert werden.

Diese Bestimmung ist in Verbindung mit Artikel 4 des Ubereinkommens zu sehen
und soll den Informationsaustausch zur Verhiitung terroristischer Straftaten fordern.
Durch die international und national beschafften Informationen kénnen terroristische
Straftaten auf beiden Ebenen wirksamer bek&mpft werden. Daneben soll der gesell-
schaftliche Dialog verstarkt gefiihrt werden.28 Die Zivilgesellschaft kann in die
Bestrebungen miteinbezogen werden.2® In der Schweiz arbeiten Bund und Kantone

23 Art. 1 StGB

24 Art. 16 und 22 BV sowie Art. 10 und 11 der Konvention vom 4. November 1950 zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK, SR 0.101). Dabei ist zu be-
riicksichtigen, dass die genannten Grundrechte nicht uneingeschrankt gelten.

25 vgl. Art. 36 BV.

26 SR 0.111, Art. 19 ff. Ein Vertragsstaat kann in diesem Fall einen Vorbehalt anbringen,
soweit dieser mit dem Ziel und Zweck des Vertrags nicht unvereinbar ist.

27 Ziff. 28 EB. Dies ist der Fall beziiglich der Anwendung des Internationalen Ubereinkom-
mens zur Bekdmpfung der Finanzierung des Terrorismus (SR 0.353.22) sowie in Bezug

»8 auf die Art. 5, 9 sowie 14 Abs. 1 Bst. ¢ des vorliegenden Ubereinkommens.

Abs. 3

29 Abs. 4. Hier konnte im Rahmen der Verhandlungen dem Ansinnen einiger Staaten, wonach
eine generelle Pflicht der Burger zur Mitwirkung im Kampf gegen den Terror bestehe,
entgegengetreten werden.
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unter anderem (ber die Kantonspolizei zusammen, um die Informationen auszutau-
schen, die zur Sensibilisierung der Offentlichkeit fiir die Terrorbedrohung niitzlich
sind. Die Kantone leiten die in nachster Nahe gewonnenen Informationen an den
Bund weiter. Im Umgang mit heiklen Situationen verfolgt jeder Kanton eine auf die
lokalen Begebenheiten angepasste Strategie.

Artikel 4 Internationale Zusammenarbeit bei der Verhiitung des
Terrorismus

Die Vertragsparteien gewahren einander, soweit erforderlich und angemessen,
Unterstiitzung bei der Terrorismuspravention. Die internationale Zusammenarbeit
bei der Verhutung des Terrorismus ist fiir eine moglichst effektive Terrorismusbe-
kdmpfung wesentlich. Die gegenseitige Unterstiitzung ist bereits Gegenstand ver-
schiedener Ubereinkiinfte, namentlich des Europarates oder der Organisation der
Vereinten Nationen. Die Schweiz hat beispielweise bereits eine Verbindungsstaats-
anwaltin zu Eurojust und Verbindungspersonen und Polizeiattachés ins Ausland
entsandt, und der direkte Kontakt zwischen den Gerichtsbehdrden, der mit den
Instrumenten des Europarates eingefiihrt worden ist, férdert die Zusammenarbeit im
Sinne dieser Bestimmung.

Im Kampf gegen den Terrorismus und gegen die zugrundeliegende (organisierte)
Kriminalitdt missen die zustandigen Behérden sehr schnell handeln. Durch das
Gebot der raschen Erledigung nach Artikel 17a des Bundesgesetzes vom 20. Marz
198130 {iber internationale Rechtshilfe in Strafsachen und die in der Rechtsprechung
entwickelten Grundsétze wie das Glnstigkeitsprinzip, das heisst dass die fir die
Rechtshilfe giinstigere Regelung Vorrang hat,3! wird die Zusammenarbeit verbes-
sert.

Ziel dieser Zusammenarbeit ist es, terroristische Aktivitdten zu verhindern. Damit
Terroranschlége besser verhutet und namentlich in Europa rascher untersucht wer-
den konnen, soll das Gesetz entsprechend durch zwei neue Bestimmungen ergénzt
werden. Die Einzelheiten der neuen Artikel 80d® und 80d® VE-IRSG werden in
den Erlduterungen zu den vorgeschlagenen Bestimmungen ausgefiihrt. Es soll im
Wesentlichen eine «dynamische Rechtshilfe» geschaffen werden, die ein rascheres
Einschreiten erlaubt, damit insbesondere der Terrorismus und die damit verbundene
Kriminalitat besser verhutet und verfolgt werden kdnnen. Daher werden eine neue
Bestimmung zur vorzeitigen Ubermittlung von Informationen und Beweismitteln
sowie ein neuer Artikel zu gemeinsamen Ermittlungsgruppen vorgeschlagen, mit
denen die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den auslandischen Behor-
den effizienter und schneller gestaltet werden soll.

Artikel 5 Offentliche Aufforderung zur Begehung einer terroristi-
schen Straftat

Die erste Strafbestimmung geméss Ubereinkommen verpflichtet die Vertragsstaaten,
das oOffentliche Verbreiten einer Botschaft mit dem Vorsatz der Anstiftung zu einem

30 Rechtshilfegesetz, IRSG (SR 351.1)

31 Siehe namentlich die Rechtsprechung des Bundesgerichts, z. B. BGE 140 IV 123 E. 2
S.126; 137 IV 33E.2.2.2S.41; 1351V 212 E. 2.3 S. 215 oder 122 I 140 E. 2 S. 142, in
dem das Gunstigkeitsprinzip erldutert wird, nach welchem die Regelung anwendbar ist,
die fur die Rechtshilfe giinstiger ist, unabhéngig davon, ob es eine innerstaatliche oder ei-
ne internationale Regelung ist.
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Terrorakt unter Strafe zu stellen. Durch die Tathandlung muss die Gefahr begriindet
werden, dass eine oder mehrere solcher Akte begangen werden. Die Aufforderung
kann direkt oder indirekt erfolgen; die Gefahrdung muss glaubhaft erscheinen und
wesentlich sein.32

Die direkte 6ffentliche Aufforderung33 zur Begehung einer terroristischen Straftat
wird durch den geltenden Artikel 259 StGB34 abgedeckt. Geméss der Bestimmung
macht sich strafbar, wer 6ffentlich zu einem Verbrechen oder gewalttatigen Verge-
hen auffordert. Der Auffordernde muss die Beeinflussung wollen. Es kommt jedoch
nicht darauf an, ob die Ausserungen richtig (oder tiberhaupt) wahrgenommen wer-
den.35 Entsprechend ist es flir die Strafbarkeit ohne Bedeutung, ob der eigentliche
Terrorakt begangen oder zumindest versucht wird.36

Die indirekte Aufforderung, mittels welcher eine ein Delikt darstellende Handlung
beispielsweise als notwendig und gerechtfertigt3” dargestellt wird, wird ebenfalls
durch Artikel 259 StGB abgedeckt. Der Aufforderungscharakter muss eindeutig
sein, wahrend das anvisierte Delikt jedoch nicht detailliert beschrieben sein muss.38

Artikel 5 des Ubereinkommens39 wird damit durch das geltende Schweizer Recht
abgedeckt.

Artikel 6 Anwerbung fur terroristische Zwecke

Artikel 6 des Ubereinkommens verpflichtet die Vertragsstaaten, das Bestimmen40
einer Person zur Begehung einer terroristischen Straftat, zur Teilnahme an einer
solchen oder zum Anschluss an eine Gruppierung zwecks Begehung einer terroristi-
schen Tat unter Strafe zu stellen. Den Staaten steht es frei, den Ausdruck «Bestim-
men» im Hinblick auf das nationale Recht selbst zu definieren. Das Delikt gilt als
vollendet, sobald der Anwerber das nach seiner Vorstellung Notwendige vorgekehrt
hat, um die Rekrutierung abzuschliessen.4!

Das Anwerben zum Anschluss an eine Gruppierung zwecks Begehung von Terror-
akten wird teilweise durch Artikel 260" StGB42 abgedeckt. Gemass dieser Bestim-
mung wird, neben der Beteiligung, auch die Unterstiitzung einer kriminellen Organi-
sation durch eine Person43 unter Strafe gestellt. Als kriminelle Organisation gilt

32 7iff. 100 EB

33 Als direkt gilt eine Aufforderung, wenn die zugrundeliegende Botschaft den terroristischen
Akt oder dessen Ziele explizit nennt oder diese aus dem Inhalt der Botschaft konkret ab-
leitbar sind.

34 Offentliche Aufforderung zu Verbrechen oder Gewalttatigkeit.

35 vgl. G. Fiolka, in: Basler Kommentar (2013), N 10 zu Art. 259.

36 \/gl. Trechsel/Vest, in Trechsel/Pieth (Hrsg.), StGB PK, 2. Auflage, Zirich/St. Gallen 2013,
N 5 zu Art. 259.

37 Gemiss Erlauterndem Bericht des Europarates (EB, Ziff. 99 f.) miissen fir die Strafbarkeit
auch hier der Vorsatz des Auffordernden und die wesentliche Gefahrdung gegeben sein
und nachgewiesen werden.

38 G. Fiolka, Basler Kommentar (2013), N 12 zu Art. 259.

39 Zu welchem im Ubrigen die Mdglichkeit der Anbringung einer Erklarung oder eines Vorbe-
haltes besteht.

40 In den offiziellen Sprachfassungen des Europarates «to solicit» (€) und «solliciter» (f).

41 vgl. Ziff. 109 und 112 EB. Es ist nicht notwendig, dass der Angeworbene eine Tat begeht
oder sich effektiv einer terroristischen Gruppierung anschliesst.

42 Kriminelle Organisation, insb. Ziff. 1 al. 1.

43 Hierbei kann es sich auch um eine der Organisation nicht zugehorige, aussenstehende
Person handeln.
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regelmassig auch eine terroristische Organisation44, wobei die Tatbestandsmerkmale
der Geheimhaltung und der geniigenden Strukturierung gegeben sein missen. Als
Unterstiitzung gilt jeder wesentliche Beitrag zur Starkung der Organisation, zum
Beispiel in logistischer oder personeller Hinsicht.45 Wird die Anwerbung durch ein
Mitglied der Organisation vorgenommen, diirfte die Strafbarkeit aufgrund der Mit-
gliedschaft vorgehen.46 Erfolgt die Anwerbung in der Schweiz, sind die schweizeri-
schen Behdrden fur die Strafverfolgung zustandig, auch wenn die Organisation ihre
Aktivitaten nur im Ausland entfaltet.47

Bezuglich der verbotenen Gruppierungen Al-Qaida sowie Islamischer Staat und
verwandter Organisationen findet die Strafbestimmung von Artikel 2 des entspre-
chenden Bundesgesetzes48 Anwendung. Mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder
Geldstrafe wird dabei unter anderem bestraft, wer die Aktivitdten einer solchen
Organisation in irgendeiner Weise fordert, worunter auch die Rekrutierung neuer
Mitglieder fallt.

Durch das geltende Recht nicht liickenlos abgedeckt wird das Erfordernis des Uber-
einkommens49, wonach auch der Versuch der Rekrutierung unter Strafe zu stellen
ist. Gemass herrschender Lehre und dem Willen des Gesetzgebers wird die Strafbar-
keit von Versuch und Teilnahme beziiglich Artikel 260®" StGB und eine damit
einhergehende Ausweitung der Strafbarkeit auf die versuchte Unterstiitzung einer
kriminellen Organisation abgelehnt. Dieses Verhalten bleibt gemass schweizeri-
schem Recht grundsétzlich straflosS0, ausser es handelt sich eine versuchte Rekrutie-
rung zu Gunsten einer verbotenen Organisation im Sinne der oben genannten Ge-
setzgebung.

Ein einschrankender Vorbehalt durch die Schweiz beziglich dieses Aspekts der
Strafbarkeit konnte bei kritischer Betrachtung als mit dem Ziel und Zweck des
Ubereinkommens unvereinbar und damit als unzuldssig eingestuft werden>L.

Angesicht der festgestellten partiellen Straflosigkeit gewisser Handlungen im Vor-
feld von terroristischen Aktivitaten und zu Gunsten einer spezifischen und klaren
Gesetzgebung im Bereich der Anwerbung und Rekrutierung fur terroristische Zwe-
cke wird die Einflihrung einer neuen Strafbestimmung vorgeschlagen, durch welche
der Sachverhalt explizit abgedeckt wird (vgl. zur neuen Bestimmung im Einzelnen
Kap. 4.2). Mit der Schaffung einer separaten Strafbestimmung kann, neben der
verbesserten Beachtung des Gebotes der Bestimmtheit von strafrechtlichen Geset-
zestexten, sichergestellt werden, dass auch Teilnahmehandlungen und die versuchte
Tatbegehung gemass den allgemein gultigen Regeln strafrechtlich erfasst werden
kénnen.

44 Unter den Begriff der kriminellen Organisation fallen gemass Gerichtspraxis unter anderem
auch islamistische Gruppierungen (Islamischer Staat, Mértyrer fur Marokko, das Netz-
werk Al-Qaida), die kosovo-albanische Untergrundorganisation ANA, die tiirkische
TKP/ML beziehungsweise TIKKO, die italienischen Brigate Rosse und die baskische
ETA (BGE 132 IV 132 ff., Urteil des Bundesgerichts vom 23. Februar 2016
(1C_644/2015), Urteil des Bundesstrafgerichts vom 18. Marz 2016; SN.2016.5).

45 vgl. H. Baumgartner, in: Basler Kommentar (2013), N 12 zu Art. 260"

46 Die Unterstiitzungshandlung wird somit durch die Mitgliedschaft umfasst.

47 Erfolgt die Unterstiitzung hingegen im Ausland, muss zumindest die Absicht der Organisa-
tion bestehen, auf Schweizer Territorium aktiv zu werden, Art. 260 Ziff. 3 StGB.

48 SR 122.0 )

49 Art. 9 Abs. 2 des Ubereinkommens.

50 BBl 1993 ItII 304; Baumgartner, a.a.0., N 12 zu Art. 260*; Trechsel/Vest, a.a.0., N 15 zu
Art. 260"

51 vgl. Ausfilhrungen zu Art. 1 des Ubereinkommens.
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Aus dem Rechtsvergleich vom 22. Januar 2016 des Schweizerischen Instituts fur
Rechtsvergleichung in Lausanne tber die Rekrutierung und Ausbildung von Terro-
risten52 ergibt sich, dass Danemark, Deutschland und Italien das Rekrutieren fir
terroristische Taten explizit unter Strafe stellen. Alle drei L&nder sehen als Strafe
eine Freiheitsstrafe vor. Auch in Osterreich ist es strafbar, zu terroristischen Zwe-
cken zu rekrutieren, jedoch hat der Gesetzgeber die Strafbarkeit nicht ausdriicklich
geregelt. Schliesslich enthélt auch das franzdsische Recht einen Straftatbestand (iber
das Rekrutieren zu terroristischen Zwecken. Dieser unterscheidet sich von den
anderen Léndern dadurch, dass er nicht das reine Werben unter Strafe stellt, sondern
dass der Téater eine Person durch Versprechen einer Gegenleistung oder durch Dro-
hung zur Teilnahme bringen muss.

Zusétzlich zu den erwéhnten Vorschriften konnen in diesen Landern weitere Straf-
tatbestdnde anwendbar sein, die jedoch nicht spezifisch das Rekrutieren zu terroristi-
schen Zwecken betreffen. Genannt werden kann beispielsweise der Tatbestand der
Provokation und offentlichen Verherrlichung terroristischer Taten in Frankreich
sowie das Verbreiten von Propagandamaterial verfassungswidriger Vereinigungen in
Deutschland.

Die Strafverfolgungsbehérden des Bundes weisen auf verschiedene Schwierigkeiten
im Rahmen von Strafuntersuchungen hin, welche wegen Handlungen im Vorfeld
von terroristischen Aktivitaten ausgefiihrt werden. Die Anordnung von Uberwa-
chungsmassnahmen im Sinne des Strafprozessrechts kann insbesondere am fehlen-
den oder nicht nachweisbaren Bezug zu einer kriminellen Organisation scheitern.
Die Einflihrung einer spezifischen Strafnorm ohne notwendigen Bezug zu einer
terroristischen Organisation wird das Verfahren auf eine andere, besser geeignete
gesetzliche Grundlage stellen.

Das Ubereinkommen sieht von einer Kriminalisierung des (passiven) Anwerben-
Lassens zum Zwecke des Terrorismus ab. Den Staaten bleibt es jedoch unbenom-
men, unter Wahrung der Prinzipien der Verh&ltnisméssigkeit und Rechtsstaatlichkeit
eine solche Strafbarkeit einzufiihren. Von dieser weitergehenden Mdglichkeit haben
verschiedene Staaten Gebrauch gemacht, wahrend andere auf die Strafbarkeit des
Rekrutierten verzichtet haben.

Dé&nemark und Italien haben das passive Rekrutiert-Werden ausdriicklich unter
Strafe gestellt, und zwar in der gleichen Strafnorm wie die aktive Rekrutierung. Der
Strafrahmen ist in beiden Féllen geringer als fir die aktive Rekrutierung. Deutsch-
land, Frankreich und Osterreich verfiigen demgegeniiber lber keine spezifische
Regelung des Sich-Anwerben-Lassens. Je nach Rechtsordnung und Einzelfall kann
die Tat unter die strafbare Beteiligung an einer terroristischen Organisation fallen.

Die Kriminalisierung des Sich-Anwerben-Lassens geht mit einer ausgesprochen
weitgehenden Vorverlagerung der Strafbarkeit einher, verbunden mit hohen Anfor-
derungen an die Beweislage: Einerseits ist der innere Entschluss des Rekrutierten,
sich auf die betreffende Tatigkeit oder Zugehdrigkeit einzulassen, kaum nachweis-
bar. Andererseits besteht eine erhebliche Unklarheit des Rekrutierten auch beziiglich
seiner eigenen Vorstellungen, worauf er sich durch sein Akzept Uberhaupt einlésst.

52 |n die Betrachtungen einbezogen wurden Danemark, Deutschland, Frankreich, Italien und
Osterreich. Das Gutachten ist abrufbar auf der Website des Schweizerischen Instituts fur
Rechtsvergleichung unter http://www.isdc.ch/media/1344/e-2017-02-15-156-strafbarkeit-
publication.pdf. Eine Zusammenfassung ist erhaltlich in Newsletter Nr. 42 des Instituts,
abrufbar unter http://www.isdc.ch/media/1304/newsletter-new-year-edition-
2017_final.pdf.
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Neben diesen Gesichtspunkten stellt sich auch die Frage der Strafwiirdigkeit: Birgt
der blosse Entschluss, ohne konkrete, gegen aussen sichtbare Aktivitdt, sich im
Hinblick auf eine unter Umstanden unbestimmte Tatigkeit zur Verfiigung zu stellen,
bereits ein genligendes Gefahrdungspotenzial, um eine Strafverfolgung anzustreben?

Es wird hier die Auffassung vertreten, dass das strafrechtliche Instrumentarium im
Falle des blossen Einverstandnisses, sich rekrutieren zu lassen53, noch nicht zur
Anwendung gelangen soll.54 Das Gefahrdungspotenzial fiir die 6ffentliche Sicher-
heit und die Bevolkerung ist zu diesem Zeitpunkt schwach. Andere gesetzliche
Massnahmen und Mdglichkeiten, nicht zuletzt basierend auf dem neuen Nachrich-
tendienstgesetzs5, stehen zur Verfligung, um zur Wahrung der inneren und &usseren
Sicherheit des Landes weitere Erkenntnisse tiber die gesamte Situation zu sammeln.
Eine andere Einschatzung und eine bereits unter geltendem Recht bestehende Straf-
barkeit ergibt sich, wenn der Betreffende konkrete Anstalten trifft, eine Straftat zu
organisieren oder sich an einer Organisation zwecks Begehung von Straftaten zu
beteiligen. Manifestiert sich der Umstand der Rekrutierung in der Teilnahme des
Rekrutierten an terroristischen Ausbildungen oder im Antritt einer entsprechenden
Reise, so kommt der neu vorgeschlagene Artikel 260%¥s VVE-StGB zur Anwen-
dung?s.

Es wird daher vorgeschlagen, die Strafbarkeit des Anwerbens fir Terrorismus in
einer neuen Strafnorm explizit einzufiihren, wéhrend auf die noch weiter ins Vorfeld
hineinreichende Kriminalisierung des Rekrutierten verzichtet wird.

Artikel 7 Ausbildung flr terroristische Zwecke

Artikel 7 verpflichtet die Vertragsstaaten zur Kriminalisierung der Unterweisung in
der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoffen, Waffen oder geféhrlichen
Stoffen und zur Strafbarerklarung der Unterweisung in anderen spezifischen Metho-
den oder Verfahren. Die Unterweisung erfolgt mit dem Ziel, eine terroristische
Straftat zu begehen oder zu einer solchen beizutragen, jeweils in Kenntnis der Tatsa-
che, dass die vermittelten Fahigkeiten fur diesen Zweck eingesetzt werden sollen.
Als Waffen geméss Ubereinkommen sind Vorrichtungen zu verstehen, von denen
toxische oder biologische Wirkstoffe, Strahlung oder Radioaktivitdt ausgehen und
die eine Gefahr fur Leib und Leben oder fir das Eigentum darstellen.5” Der Verweis
auf die Strafbarkeit der Unterweisung «in anderen spezifischen Methoden oder
Verfahren» erscheint mit Blick auf das strafrechtliche Bestimmtheitsgebot als hei-
kel, da kein tathestandsmassiger Bezug zu einem konkreten Tatmittel oder zu einer
konkreten VVorgehensweise geschaffen wird. Die Umsetzung des in seinen Auswir-
kungen weit reichenden Artikels 7 hat demnach unter besonderer Beriicksichtigung

53 Wohlgemerkt nicht fiir eine konkrete oder geplante Straftat. In diesem Fall ist das Vorliegen
einer strafbaren Vorbereitungshandlung oder Gehilfenschaft zu einer versuchten Haupttat
zu prifen.

54 Gedanke der ultima ratio. Umso wichtiger kann es hingegen sein, in dieser Phase in nach-
richtendienstlicher Hinsicht tatig zu sein und méglichst breit Erkenntnisse Uiber Abldufe,
Strukturen und einzelne Personen zu sammeln sowie mit auslandischen Partnerdiensten
auszutauschen.

55 Bundesgesetz tiber den Nachrichtendienst, BBI 2015 7211.

56 Vgl. Kap. 4.2 sowie die Ausfiihnrungen zum nachfolgenden Art. 7, wo im Bereich der Aus-
bildung fiir Terrorismus die Strafbarkeit des Ausgebildeten (neben derjenigen des Aus-
bildners) vorgeschlagen wird.

57 Ziff. 120 EB
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des Verhaltnisméssigkeitsgrundsatzes von Artikel 12 Absatz 2 des Ubereinkommens
sowie seines spezifischen KerngehaltesS8 zu erfolgen.

Nicht als Ausbildung im Sinne von Artikel 7 gilt beispielsweise das unaufgeforderte
Veroffentlichen von Bauplédnen fiir Sprengsétze via Internet oder von Anleitungen
fur die Handhabung von Waffen, ohne dass der Urheber Kenntnis tiber Empfanger
und geplante deliktische Weiterverwendung der Information besitzt.59

Soweit der Bezug zu einer Gruppierung mit terroristischer Zielsetzung hergestellt
wird, findet der Tatbestand der kriminellen Organisation beziehungsweise der Un-
terstlitzung derselben Anwendung. Geht es um die Ausbildung oder Instruktion fir
ein genigend spezifizierbares Gewaltverbrechen gegen Personen oder Einrichtun-
gens0, ist das Vorliegen einer strafbaren Vorbereitungshandlung im Sinne von Atrti-
kel 260" StGB zu priifen. Voraussetzung ist, dass die Handlung systematisch und
Uiber einen gewissen Zeitraum betrieben wurde und soweit fortgeschritten ist, dass
die verbrecherische Absicht objektiv erkennbar ist und das Verhalten auf eine der in
der betreffenden Strafbestimmung aufgelisteten Taten ausgerichtet ist.61 Eine blosse
Gedankenspielerei geniigt nicht.62 Das Delikt muss aber nach Ort, Zeit und Art noch
nicht naher spezifiziert sein.

Im Falle einer konkret geplanten Terrortat, zu welcher ausgebildet wird, ist auch die
Frage der Anstiftung und Gehilfenschaft63 zu priifen. Gehilfenschaft als untergeord-
nete Forderung einer Haupttat verlangt keine strenge Kausalitdt im Sinne einer
conditio sine qua non und setzt nicht voraus, dass die Haupttat vollendet wird.
Straflos bleibt hingegen die versuchte Gehilfenschaft.64

Der Inhalt von Artikel 7 des Ubereinkommens wird somit durch verschiedene Tat-
bestdnde des geltenden schweizerischen Strafrechts abgedeckt. Findet die Ausbil-
dung firr Terrorismus jedoch nicht im Rahmen oder zu Gunsten einer terroristischen
Organisation statt und geschieht sie nicht im Hinblick auf eine konkret geplante oder
in ihrem Ansatz erkennbare strafbare Handlung, sondern wird die Ausbildung sozu-
sagen «auf Vorrat» betrieben, ohne Konnex zu einer naher spezifizierbaren Haupttat,
liegt kein strafbares Verhalten vor. Auch die Bestimmungen der Artikel 224 und 226
Absatz 3 StGB beziehen sich lediglich auf einen Teilbereich der Strafbarkeit geméss
Europarats-Ubereinkommen.65

Angesichts dieser nicht vollstandig gewahrleisteten Strafbarkeit wird die Schaffung
einer neuen Strafnorm vorgeschlagen, welche die Ausbildung fiir Terrorismus
explizit unter Strafe stellt. Eine Einordnung unter die Delikte gegen den offentlichen

58 Die Unterweisung in unmittelbar gefahrlichen Tatigkeiten oder mit geféhrlichen Substanzen
oder Mitteln.

59 Dies geht aus dem Wortlaut der Bestimmung («...in Kenntnis der Tatsache ...») und dem
Grundsatz des Ubereinkommens, wonach hypothetische Gefahrdung keine Strafbarkeit
begriinden soll, hervor.

60 \/on solchen Delikten kann angesichts der in Frage stehenden terroristischen Handlungen
ausgegangen werden. )

61 Trechsel/Vest, 2013, N 5 zu Art. 260°*, Es handelt sich hierbei insbesondere um die Straf-
tatbesténde der vorsatzlichen Totung, schweren Kérperverletzung, Freiheitsberaubung
und Entfiihrung, Geiselnahme, Brandstiftung sowie des Mordes und des Raubs.

62 Baumgartner, 2013, N 11 zu Art. 260°<,

63 Art. 24 und 25 StGB

64 \/gl. Trechsel/Vest, 2013, N 8 zu Art. 25. Strafbar ist jedoch die versuchte Anstiftung.

65 Gefahrdung durch Sprengstoffe und giftige Gase in verbrecherischer Absicht, Anleitung
zum Gebrauch von Sprengstoffen und giftigen Gasen.
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Frieden®6 erscheint naheliegend. Angesichts der vergleichbaren inhaltlichen Aus-
gangslage spricht nichts gegen eine redaktionelle Vereinigung der beiden Tatbestan-
de gegen das Anwerben und gegen die Ausbildung fiir Terrorismus. Im Rahmen der
Umsetzung von Artikel 7 des Ubereinkommens kénnen die von den Strafverfol-
gungsbehérden des Bundes gedusserten Anliegent” aufgenommen werden. Von
besonderer Bedeutung wird auch hier sein, dass die VVorverlagerung der Strafbarkeit
mit der gebotenen Bestimmtheit und mit gebihrender Zuriickhaltung vorgenommen
wird.

Das Ubereinkommen kriminalisiert, analog zur Rekrutierung, nicht das (passive)
Empfangen einer Aushildung fiir Terrorismus. Hingegen besteht eine entsprechende
Kriminalisierungspflicht in Artikel 3 des Zusatzprotokollsé8. VVerschiedene europdi-
sche Staaten haben von dieser weitergehenden Mdglichkeit bereits Gebrauch ge-
macht.

Danemark, Italien und Osterreich haben sowohl das aktive Ausbilden wie auch das
passive Ausgebildet-Werden explizit in ihre Strafgesetzgebung aufgenommen und
unter Strafe gestellt. Osterreich bestraft zusétzlich auch die Zurverfiigungstellung
von anleitenden Informationen sowie das (passive) Selbststudium, wahrend sowohl
das italienische wie auch das franzdsische Recht die Eigenschulung zu terroristi-
schem Zweck unter Strafe stellen. Die Ausbildung als solche ist in Frankreich hin-
gegen nur strafbar, wenn die Informationen sich auf die Herstellung zerstorerischer
Gerétschaften beziehen. In Deutschland schliesslich sind sowohl die aktive wie auch
die passive Seite der Ausbildung nur teilweise durch das Strafgesetz geregelt. Es
existiert kein einzelner, expliziter Tatbestand. Hingegen gibt es mehrere Straftatbe-
stande, die jeweils Teilbereiche der Strafbarkeit abdecken®e.

Die Einfuhrung der Strafbarkeit der Terrorausbildung ist wiederum verbunden mit
einer VVorverlagerung der Strafbarkeit. Die Tathandlung ist jedoch, im Gegensatz zur
passiven Seite des Rekrutiert-Werdens, nicht beschrénkt auf einen téterseitigen
inneren Entschluss, sondern besteht in einem von aussen erkennbaren Verhalten des
Betreffenden, welcher eine terroristische Ausbildung durchlauft’. Neben diesen
objektiven Kriterien kann auch davon ausgegangen werden, dass der Betreffende
sukzessive Hinweise auf die Art und den Inhalt sowie die Ausrichtung und den
Zweck der Ausbildung erhdlt und sich so ein Bild tber die Folgen seines Handelns
machen kann7l. Es ist davon auszugehen, dass der fiir Terrorismus Ausgebildete
Uber ein massgeblich erhohtes Gefahrdungspotenzial verfligt, welches den Einsatz
des Strafrechts rechtfertigt.

Entsprechend wird vorgeschlagen, zur Umsetzung von Artikel 3 des Zusatzproto-
kolls und Artikel 7 des Ubereinkommens nicht nur das Vermitteln einer terroristi-
schen Ausbildung, sondern auch das Empfangen einer solchen Ausbildung unter
Strafe zu stellen.

66 Art, 258 ff. StGB; als weniger angebracht erscheint eine Einordnung unter die gemeinge-
fahrlichen Delikte (Art. 221 ff. StGB).

67 \gl. auch die Ausfiihrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens.

68 \gl. hierzu Kap. 3.

69 So z.B. die Agententatigkeit zu Sabotagezwecken oder die Anleitung zur Begehung einer
schweren staatsgefahrdenden Gewalttat.

70 Im Gebrauch von gefahrlichen Substanzen oder Waffen oder im Einsatz von anderen gefahr-
lichen Techniken, vgl. Wortlaut von Art. 7 des Ubereinkommens.

71 Dies im Gegensatz zur passiven Seite des Rekrutiert-Werdens.
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Artikel 8 Unerheblichkeit der tatséchlichen Begehung einer terro-
ristischen Straftat

Es ist gemass Artikel 8 des Ubereinkommens fiir die Begriindung der Strafbarkeit
im Sinne der Artikel 5 bis 7 nicht notwendig, dass eine terroristische Handlung
tatsachlich begangen wird.

Beziiglich der 6ffentlichen Aufforderung zur Begehung eines Terroraktes?2 begriin-
det die Bestimmung keine spezifischen Umsetzungsprobleme. Eine Abdeckung
durch das schweizerische Strafrecht besteht unabhéangig davon, ob die Haupttat
tatsachlich begangen wird. Angesicht der vorgeschlagenen Ausweitung des Straf-
rechts und der Einflihrung einer spezifischen Strafbestimmung gegen die Anwer-
bung und Ausbildung fiir Terrorismus wird die Strafbarkeit auch hier unabhangig
vom Umstand gewabhrleistet sein, ob ein terroristischer Akt tatsachlich begangen
worden ist. Das geltende Recht, zusammen mit den vorgeschlagenen Anderungen,
steht damit mit den Anforderungen von Artikel 8 des Ubereinkommens im Einklang.

Artikel 9 Erganzende Straftatbestande

Die Vertragsstaaten werden dazu verpflichtet, die Beteiligung als Mittéter, Gehilfe
oder Organisator an einer im Ubereinkommen genannten Taten unter Strafe zu
stellen.”3 Ebenso muss, beziiglich der Artikel 6 und 7, die versuchte Tatbegehung
strafbar sein.”4 Schliesslich ist auch der Tatbeitrag zur Begehung einer strafbaren
Handlung gemass Ubereinkommen durch eine Gruppe unter Strafe zu stellen.

Die Strafbarkeit des Teilnehmenden fiihrt beziiglich Artikel 5 des Ubereinkommens,
welcher bereits durch einen eigenstandigen Tatbestand des schweizerischen Rechts
abgedeckt wird?s, zu keinen Schwierigkeiten. Wird zur Umsetzung der Artikel 6 und
7 des Ubereinkommens wie vorgeschlagen ein eigener Straftatbestand geschaffen,
sind die allgemeinen Regeln des innerstaatlichen Rechts zu Versuch und Teilnahme
auch auf diesen anwendbar. Die Anforderungen des Ubereinkommens nach Artikel
9 sind somit erfiillt.76

Gemass Ziffer 1 Buchstabe ¢ von Artikel 9 muss der Tatbeitrag an die Begehung
einer strafbaren Handlung im Sinne des Ubereinkommens durch eine Gruppe unter
Strafe gestellt werden. Der Beitrag zu Gunsten der Gruppe muss vorsétzlich erfolgen
und entweder den kriminellen Zweck der Gruppe férdern (i) oder im Wissen um das
konkrete kriminelle VVorhaben der Gruppe (ii) geleistet werden.?? Diesem Erforder-
nis wird durch das geltende Recht und mit den in dieser VVorlage vorgeschlagenen
Anpassungen Genuge getan. Schon die geltende Strafbestimmung gegen kriminelle
Organisationen8 stellt nicht nur im Kampf gegen mafidse Strukturen ein effizientes
Mittel dar, sondern findet gemass konstanter Rechtsprechung und Lehre auch auf
terroristische Organisationen Anwendung”. Neben der strafbaren Beteiligung an

72 Art. 5 des Ubereinkommens.

73 Art. 9 Ziff. 1 Bst. aund b

74 Art. 9 Ziff. 2

75 Art. 259 StGB

76 Das geltende Recht, ohne erganzende spezifische Strafbestimmung, wiirde den Anforderun-
gen von Art. 9 iberwiegend, aber nicht Iickenlos entsprechen.

77 Der Regelung liegen die beiden Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die Terro-
rismusfinanzierung sowie gegen terroristische Bombenanschlage zugrunde, SR 0.353.22
und SR 0.353.21.

78 Art, 260*" StGB

79 Vgl hierzu auch die Ausfilhrungen unter Kap. 4.1.
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einer solchen Organisation bestraft das Gesetz auch deren Unterstiitzung. Als Unter-
stlitzung gilt jeder massgebliche Beitrag zur Starkung der Organisation, jedoch muss
kein Tatbeitrag zu einem konkreten Delikt vorliegen. Die strafbare Unterstlitzung
kann auch in einer an sich neutralen, legalen Tatigkeit bestehen.80

Diese bereits heute breit gefacherte Strafbarkeit der Beteiligung und Unterstiitzung
soll nun ergénzt werden durch eine mit einer massvollen Erweiterung der Strafbar-
keit einhergehenden Anpassung des Wortlauts der Strafbestimmung von Artikel
260" StGB sowie durch die explizite Regelung der Strafbarkeit der Unterstlitzung
und Beteiligung an einer terroristischen Organisation.81 Damit sind die Anforderun-
gen geméss Avrtikel 9 Ziffer 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens erfiillt.

Artikel 10 Verantwortlichkeit juristischer Personen

Die Vertragsparteien verpflichten sich dazu, die Verantwortlichkeit von juristischen
Personen fiir die Beteiligung an den in der Konvention genannten Straftaten zu
gewahrleisten. Die Verantwortlichkeit kann strafrechtlicher, zivilrechtlicher oder
verwaltungsrechtlicher Art sein und soll der Strafbarkeit einer natirlichen Person,
welche die Straftat begangen hat, nicht entgegenstehen.

Zahlreiche internationale Strafrechtsiibereinkommen kennen &hnliche, zum Teil
identische Regelungen zur Verantwortlichkeit von Unternehmen. So sieht etwa die
Strafrechtskonvention des Europarates vom 27. Januar 1999 uber die Korruption82
ebenfalls die Verantwortlichkeit fir Unternehmen vor, ohne jedoch auf den zivil-,
verwaltungs- oder strafrechtlichen Aspekt einzugehen. Die Staaten missen sicher-
stellen, dass auch juristische Personen angemessenen Sanktionen oder Massnahmen,
darunter Geldsanktionen, unterliegen.83 Der trotz einer gegenlaufigen internationa-
len Tendenz nach wie vor verbreitete Grundsatz, wonach sich Unternehmen nur
beschrankt haftbar machen konnen, wird durch das Ubereinkommen geschiitzt.

Die strafrechtliche Unternehmenshaftung wurde im Jahre 2003 in das Schweizer
Recht eingefiihrt.84 Eine primére oder konkurrierende Verantwortlichkeit besteht fiir
gewisse Deliktskategorien, wenn dem Unternehmen vorzuwerfen ist, dass es nicht
alles Zumutbare und Erforderliche vorgekehrt hat, um eine solche Straftat zu ver-
hindern.

Die durch die Europaratskonvention umfassten Straftaten fallen teilweise unter die
erwéhnten Deliktskategorien. Eine primére Haftbarkeit liegt vor in Féllen von orga-
nisierter Kriminalitat sowie bei der Finanzierung des Terrorismusss.

Gleichzeitig wurde eine allgemeine subsididre Verantwortlichkeit der juristischen
Person fir alle Verbrechen und Vergehen in das Schweizer Recht eingefiihrt. Diese
regelt den Fall, dass die Tat im Rahmen des Unternehmenszwecks begangen wurde
und wegen mangelhafter Organisation keiner bestimmten Person zugeordnet werden
kann. Die Strafe ist Busse bis finf Millionen Franken.

Neben der strafrechtlichen Haftung stehen im schweizerischen Recht das Instrument
der verwaltungsrechtlichen Haftung und die entsprechenden Sanktionen zur Verfi-

80 7.B. das Erbringen einer IT-Dienstleistung fiir eine Gruppierung im Wissen um deren
deliktische Ausrichtung.

81 v/gl. hierzu Kap. 4.

82 SR 0.311.55, SEV 173, Art. 18.

83 \v/gl. Art. 11 des Ubereinkommens.

84 Art. 102 StGB o

85 Art. 260" und 260%inies StGB
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gung, beispielsweise der Entzug einer Bewilligung oder der Verweigerung der
Zulassung einer Unternehmung in einem Marktsegment oder Tatigkeitsbereich. Die
Eidgenossische Finanzmarktaufsicht kann beispielsweise einer Bank, welche die
Voraussetzungen der Bewilligung nicht mehr erflllt oder ihre gesetzlichen Pflichten
grob verletzt, die Bewilligung zur Geschaftstatigkeit entziehen.86 Daneben kdnnen
Personenverbindungen und Anstalten mit widerrechtlichem Zweck das Recht der
Persdnlichkeit nicht erlangen. Entsprechend sind sie aufzuheben, und ihr Vermdgen
fallt dem Gemeinwesen zu.87 Bestehen Mangel in der Organisation einer Gesell-
schaft und werden diese innert Frist nicht behoben, so kann das Gericht die Gesell-
schaft auflésen.88 Schliesslich stehen zivilrechtliche Mittel zur Verfiigung, damit
Unternehmen, zu deren Gunsten ein leitender Angestellter Straftaten veriibt oder
seine Aufsichtspflicht vernachlassigt hat, fiir den eingetretenen Schaden haftbar
gemacht werden kdnnen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass das schweizerische Recht den
Anforderungen von Artikel 10 des Ubereinkommens geniigt. Neben der allgemein
gliltigen subsididren Haftbarkeit ist die primdre Unternehmenshaftung anwendbar
auf Delikte im Zusammenhang mit einer kriminellen Organisation sowie auf den
Tatbestand der Terrorfinanzierung. Daneben stehen die im Ubereinkommen vorge-
sehenen zivil- und verwaltungsrechtlichen Mittel zur Verfiigung.

Artikel 11 Sanktionen und Massnahmen

Die Vertragsstaaten werden dazu verpflichtet, Straftaten im Sinne des Ubereinkom-
mens mit angemessenen, wirksamen und abschreckenden Sanktionen zu ahnden.
Das geltende schweizerische Recht entspricht diesem Erfordernis, indem die ein-
schldagigen Handlungen mit Freiheitsstrafe bedroht sind. Gemdss Absatz 3 von
Acrtikel 11 sollen auch juristische Personen angemessenen Sanktionen oder Mass-
nahmen, welche strafrechtlicher oder anderer Natur sein kénnen und auch Geldstra-
fen umfassen, unterliegen. Das schweizerische Recht genugt diesen Anforderungen.

Artikel 12 Bedingungen und Garantien

Die Bestimmung verpflichtet die Staaten zur Wahrung der Menschenrechte8® und
statuiert die Grundsétze der Notwendigkeit und Verhéltnisméssigkeit® bei der
Kriminalisierung und Préavention gemass Ubereinkommen. Dem Aspekt der Wah-
rung der Prinzipien der Notwendigkeit und der Verhaltnisméssigkeit wird insheson-
dere bei der Umsetzung der Bestimmungen geméss Artikel 6 und 7 des Uberein-
kommens Nachachtung verschafft, indem die neu vorgeschlagenen Strafbestimmun-
gen eine Klar definierte und nicht unverhdltnisméssig ins Vorfeld eingreifende
Strafbarkeit begriinden.

Artikel 13 Schutz, Entschadigung und Unterstitzung fur Opfer des
Terrorismus

86 Art, 23%inavies des Bankengesetzes vom 8. November 1934, SR 952.0
87 Art. 52 und 57 ZGB, SR 210

88 Art. 731b OR, SR 220

89 Abs. 1

90 Abs. 2, vgl. auch Ziff. 150 f. EB.
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Die Bestimmung verpflichtet die Vertragsstaaten zur Ergreifung von Massnahmen
zum Schutz und zur Unterstiitzung der Opfer von Terrorismus. Zu den Massnahmen
kdnnen finanzielle Unterstiitzung und die Leistung von Entschadigung gehoren.

Wer durch eine in der Schweiz begangene Straftat in seiner korperlichen, psychi-
schen oder sexuellen Integritdt unmittelbar beeintrachtigt worden ist, hat nach dem
Bundesgesetz vom 23. Mérz 2007 uber die Opferhilfe (Opferhilfegesetz, OHG)9!
Anspruch auf Opferhilfe. Der Anspruch besteht unabhangig davon, ob der Tater
oder die Téaterin ermittelt worden ist. Auch die Angehdrigen haben Anspruch auf
Opferhilfe.92 Das Gesetz wird von den Kantonen vollzogen. Bei ausserordentlichen
Ereignissen kann der Bund die Zusammenarbeit koordinieren und dem betroffenen
Kanton Abgeltungen gewéhren.?3 Die Hilfe umfasst Beratung, Soforthilfe und
langerfristige Hilfe, Kostenbeitrage flr langerfristige Hilfe Dritter sowie Entschédi-
gung und Genugtuung.%4 Die Vorgaben von Artikel 13 des Ubereinkommens sind
damit erfullt.

Artikel 14 Gerichtsbarkeit

Jeder Vertragsstaat wird verpflichtet, die Gerichtsbarkeit Giber die Straftaten geméss
Ubereinkommen zu begriinden, wenn die Tat in seinem Hoheitsgebiet oder an Bord
eines unter seiner Flagge registrierten Luftfahrtzeugs oder Schiffes begangen wird,
oder wenn die Straftat durch einen Staatsangehdrigen begangen wird.

Diese Regelungen Uber die Gerichtsharkeit entsprechen dem geltenden Schweizer
Recht und werden durch das Territorialitdtsprinzip, das Flaggenprinzip sowie das
aktive Personalitatsprinzip wiedergegeben%. Letzteres findet bei Auslandtaten
Anwendung unter der Voraussetzung, dass die Tat auch am Begehungsort strafbar
ist.9 Das Ubereinkommen sieht eine solche Einschrénkung auf am Tatort strafbare
Verhaltensweisen aber nicht vor. Der Gesetzgeber hat jedoch bereits heute im Be-
reich der hier relevanten Delikten auf das Prinzip der doppelten Strafbarkeit verzich-
tet%7, und es wird auch beziiglich der neuen Strafbestimmungen gegen die Rekrutie-
rung, die Ausbildung und das Reisen fir Terrorismus vorgeschlagen9, auf das
strikte Kriterium der Strafbarkeit am Begehungsort zu verzichten. Der Schweizer
Richter wird damit fiir im Ausland begangene Taten im Sinne des Ubereinkommens
zustandig sein, wenn der Téter sich in der Schweiz befindet oder wenn das Gewalt-
verbrechen gegen unser Land begangen werden soll. Entsprechend kann die Schweiz
darauf verzichten, an dieser Stelle einen VVorbehalt anzubringen.

Die Vertragsstaaten haben des Weiteren geméss Ubereinkommen99 die Méglichkeit,
ihre Gerichtsbarkeit auch in anderen Féllen zu begriinden, etwa wenn die Straftat
von einer staatenlosen Person begangen wird, die ihren gewéhnlichen Aufenthalt im

91SR 3125

92 Art. 1 OHG

93 Art. 32 OHG

94 Art. 2 OHG

95 Art. 3 StGB (in Verbindung mit Art. 97 des Bundesgesetzes tber die Luftfahrt, SR 748.0,
und Ar;. 4 des Bundesgesetzes tiber die Seeschifffahrt unter der Schweizer Flagge, SR
747.30).

96 Prinzip der doppelten Strafbarkeit, Art. 7 Abs. 1 Bst. a StGB. Der Strafbarkeit am Bege-
hungsort gleichgestellt ist die Situation, wo dieser Ort keiner Strafgewalt unterliegt.

97 Vgl. bspw. Art. 5, 185 oder 264m StGB.

98 vgl. Kap. 4.2.

99 Jedoch keine vertragliche Verpflichtung, Art. 14 Abs. 2.
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Hoheitsgebiet hat. Das geltende Schweizer Recht kennt diese fakultativen Zustén-
digkeitsregelungen zumindest teilweise100,

Die Begriindung der Gerichtsharkeit iiber die im Ubereinkommen genannten Strafta-
ten flir den Fall, dass sich der Verdachtige auf Schweizer Hoheitsgebiet befindet und
nicht ausgeliefert wird, ist kein Novum. Verschiedene Ubereinkiinfte, namentlich
solche gegen den Terrorismus, umfassen bereits die Pflicht, in Anwendung des
Grundsatzes «aut dedere aut iudicare» (entweder ausliefern oder verfolgen) entwe-
der ein Auslieferungsverfahren einzuleiten oder die Strafverfolgung aufzunehmen.
In diesem Sinne weist Artikel 14 Absatz 3 eine Verbindung zu Artikel 18 des Uber-
einkommens auf, in dem der Grundsatz «ausliefern oder verfolgen» verankert ist.101

Artikel 15 Ermittlungspflicht

Die Vertragsstaaten werden verpflichtet, im Fall der geltend gemachten Anwesen-
heit eines Straftaters auf ihrem Hoheitsgebiet den Sachverhalt zu untersuchen und,
gegebenenfalls, die Anwesenheit der Person zum Zweck der Strafuntersuchung oder
der Auslieferung sicherzustellen. Artikel 15 Absatz 1 sieht eine Untersuchungs-
pflicht vor fur den Fall, dass in einem Vertragsstaat Informationen — in der Regel via
Interpol — {iber eine Person eintreffen, welche sich an einer Straftat im Sinne dieses
Ubereinkommens beteiligt hat oder dieser verdéchtigt wird. Absatz 2 umschreibt
Massnahmen, um die Anwesenheit des Taters oder des einer Straftat im Sinne des
Ubereinkommens Verdachtigen bis zur Verfolgung oder Auslieferung zu sichern.
Verhéngte staatliche Massnahmen dienen insbesondere dazu, die Flucht der betref-
fenden Person zu verhindern. Die Schweiz erfiillt diese VVoraussetzungen. Im Auslie-
ferungsverfahren gilt die innerstaatliche Regel, wonach die betreffende Person
grundsétzlich in Haft zu halten ist.102

Artikel 16 Nichtanwendbarkeit des Ubereinkommens

Artikel 16 schrankt den sachlichen Anwendungsbereich des Ubereinkommens ein,
sobald ein Bezug zum Ausland fehlt. Das Ubereinkommen findet, insbesondere
beziglich Rechtshilfe und Auslieferung03, keine Anwendung, wenn die Straftat in
einem einzigen Land begangen wird, der Verdachtigte Angehdriger dieses Staates ist
und er sich im Hoheitsgebiet desselben Staates befindet und kein anderer Staat seine
Zustandigkeit104 begriinden kann.

100 Art. 4, 6 und 7 StGB

101 Der Verweis auf die Ausfilhrungen zu Artikel 18 gilt insbesondere a) in Bezug auf den
Bedarf der Schweiz an Informationen des ersuchenden Staates, wenn die Schweiz ein
Auslieferungsverfahren einleitet sowie wenn sie die Strafverfolgung aufnimmt; b) wenn
die auszuliefernde Person die Schweizer Staatsblirgerschaft besitzt und der Auslieferung
nicht im Sinne von Artikel 7 IRSG zustimmt; ¢) wenn die Einhaltung der Mindeststan-
dards gemass der Europdischen Menschenrechtskonvention oder dem Internationalen
Pakt vom 16. Dezember 1966 uber burgerliche und politische Rechte (SR 0.103.2) nicht
gewahrleistet ist; d) in Bezug auf die Tatsache, dass die Schweiz auch ohne Uberein-
kommen auf Ersuchen des Tatortstaates an dessen Stelle die Strafgewalt ausiiben kann,
wenn die Auslieferung nicht zul&ssig ist (stellvertretende Strafverfolgung nach Art. 85 ff.
IRSG).

102 Art, 47 ff. IRSG und insb. BGE 111 IV 108.

103 7jff. 183 EB

104 Nach Art. 14 Abs. 1 oder 2.

23



Artikel 17 Internationale Zusammenarbeit in Strafsachen

Dieser Artikel betrifft die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen105 bei Ermitt-
lungen und Verfahren zu Straftaten, die vom Ubereinkommen erfasst sind. Nach
Artikel 17 Absatz 1 gewahren die Staaten einander bei strafrechtlichen Ermittlungen
sowie Verfahren beziiglich der im Ubereinkommen genannten Straftaten weitestge-
hend Hilfe. Diese Pflicht ist in praktisch samtlichen multilateralen und bilateralen
volkerrechtlichen Instrumenten zur Rechtshilfe in Strafsachen sowie zur Ausliefe-
rung verankert.

In Artikel 17 Absatz 2 ist nach dem volkerrechtlichen Grundsatz «pacta sunt servan-
da»106 festgehalten, dass die Vertragsparteien in Anwendung der zwischen ihnen
bestehenden Vertrdge sowie nach ihrem innerstaatlichen Recht zusammenarbeiten.
In der Schweiz ist die Zusammenarbeit gestiitzt auf das IRSG197 bereits ohne Ver-
trag moglich, dies namentlich im Bereich der Rechtshilfe in Strafsachen und der
Auslieferung.

Avrtikel 17 Absatz 3 bezieht sich auf die Rechtshilfe auf dem Gebiet der Straftaten,
fur die nach Artikel 10 des Ubereinkommens eine juristische Person verantwortlich
gemacht werden kann. Die Schweiz kooperiert geméss sténdiger Rechtsprechung
auch auf diesem Gebiet. Dies insbesondere dann, wenn die schweizerischen Voll-
zugshehdrden im Falle von Hausdurchsuchungen, Kontosperren, Beschlagnahmen
von Unterlagen, Einziehungsbeschlagnahmen von Gegenstdnden oder Vermdgens-
werten und erhobenen Informationen Uber die Herausgabe an die auslédndischen
Behorden entscheiden miissen.108 Die Schweiz erfiillt demnach die im Uberein-
kommen statuierten Pflichten.

Gemiss Artikel 17 Absatz 4 des Ubereinkommens konnen zusétzliche Mechanismen
erwogen werden, um Informationen oder Beweismittel zu teilen. Die Schweiz ver-
fugt auf Grundlage vélkerrechtlicher Instrumentel®® und geméss innerstaatlichem
Recht10 bereits Gber die Mdglichkeit, Beweismittel und Informationen unter be-
stimmten Voraussetzungen unaufgefordert zu Gibermitteln. So kann eine schweizeri-
sche Strafverfolgungsbehdrde Beweismittel, die sie fiir ihre eigene Strafuntersu-
chung erhoben hat, unaufgefordert an eine auslandische Strafverfolgungsbehdrde
Ubermitteln, wenn diese Ubermittlung aus ihrer Sicht fiir die Einleitung eines Straf-
verfahrens oder die Erleichterung einer hangigen Strafuntersuchung geeignet ist.
Auch die neuen Artikel 80d"s VE-IRSG zur vorzeitigen Ubermittlung von Informa-
tionen und Beweismitteln sowie 80d™ VE-IRSG zur Errichtung gemeinsamer Er-
mittlungsgruppen begriinden solche Mechanismen. Sie tragen zur Modernisierung
der internationalen Strafrechtshilfe der Schweiz bei und steigern deren Effizienz vor
allem bei der Verhiitung terroristischer Handlungen.

105 |m Sinne des Europaischen Ubereinkommens iiber die Rechtshilfe in Strafsachen (EUeR;
SR 0.351.1) und, fiir die Schweiz, des entsprechenden Zweiten Zusatzprotokolls
(ZP11 EUeR; SR 0.351.12), des Européaischen Auslieferungsiibereinkommens
(SR 0.353.1) und der entsprechenden vier Zusatzprotokolle (SR 0.353.11; SR 0.353.12;
SR 353.13 und SR 0.353.14) sowie der multilateralen und bilateralen Abkommen zur
Rechtshilfe in Strafsachen und zur Auslieferung zwischen den Vertragsparteien.

106 vertrage sind einzuhalten.

107 Art. 1 IRSG

108 Sighe namentlich BGE 137 IV 134; 133 IV 40; 129 11 269 E. 2; 116 Ib 456 E. 3b oder 107
Ib 260 E. 2c.

109 7, B. Art. 19 des Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende
organisierte Kriminalitat, SR 0.311.54 oder Art. 49 des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen gegen Korruption, SR 0.311.56.

110 Art. 67a IRSG
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Artikel 18 Auslieferung oder Strafverfolgung

In Artikel 18 Absatz 1 wird auf Artikel 14 Absatz 3 verwiesen und der international
gefestigte Grundsatz «aut dedere aut iudicare» verankert, wonach der ersuchte Staat
entweder ein Auslieferungsverfahren einleitenil oder die Strafverfolgung aufneh-
men muss, wenn er den Verdéchtigen nicht ausliefert. Wenn die Schweiz um Auslie-
ferung ersucht wird, bendtigt sie in beiden Féllen Informationen, ob sie nun ein
Auslieferungsverfahren einleitet!12 oder die Auslieferung ablehnt und die Strafver-
folgung aufnimmt113,

Eine Auslieferung ist nicht mdglich, wenn die gesuchte Person Schweizer Blrgerin
ist und der Auslieferung nicht zustimmti14 oder wenn nicht gewahrleistet ist, dass
die Mindeststandards zum Schutz der individuellen Rechte eingehalten werden, die
nach der Europdischen Menschenrechtskonvention und dem Internationalen Pakt
Uiber burgerliche und politische Rechte gelten115,

Die Pflicht zur Strafverfolgung von Verdéchtigen, die nicht ausgeliefert werden, ist
fiir die Schweiz nicht neu. Auch ohne das Ubereinkommen kann die Schweiz auf
Ersuchen des Staates, in dem die Tat begangen worden ist, an dessen Stelle die
Strafgewalt ausiiben, wenn die Auslieferung nicht zuléssig oder angezeigt ist.116

Artikel 18 Absatz 2 des Ubereinkommens bezieht sich auf die Falle, in denen die
Vertragspartei einen eigenen Staatsangehdrigen nach innerstaatlichem Recht nur
unter der Bedingung ausliefert oder (berstellt, «dass die betreffende Person ihr
riickiiberstellt wird, um die Strafe zu verbiissen, die als Ergebnis des Gerichts- oder
anderen Verfahrens verhangt wird, dessentwegen um ihre Auslieferung oder Uber-
stellung ersucht wurde». Diese Bestimmung gilt flr die Schweiz nicht, da Artikel 7
IRSG die Auslieferung eigener Staatsangehdriger regelt. Diese mussen ihre schriftli-
che Zustimmung geben, die bis zur Anordnung der Ubergabe widerrufen werden
kann. Ohne Zustimmung der Person wird in Einklang mit Artikel 18 Absatz 1 des
Ubereinkommens die Strafverfolgung aufgenommen.

Artikel 19 Auslieferung

Artikel 19 Absatz 1 ist eine Ubliche Klausel, die in zahlreichen Instrumenten zur
Bekdmpfung des Terrorismus und der internationalen Kriminalitit enthalten ist.
Nach dieser Bestimmung sind die Vertragsparteien verpflichtet, Straftaten im Sinne
des Ubereinkommens als Straftaten zu betrachten, die geméss den bestehenden
Auslieferungsvertragen der Auslieferung unterliegen.

111 Art, 47 ff. IRSG

112 Die Schweiz handelt in Einklang mit vélkerrechtlichen Abkommen (z. B. Art. 12 ff. des
Européischen Auslieferungsibereinkommens, EAUe; SR 0.353.1) und Art. 32 ff. IRSG,
inshesondere Art. 28 Abs. 3 und 41 IRSG.

113 In diesem Fall muss die auslandische Behorde ein Strafverfolgungsersuchen einreichen und
inshesondere die Strafakten und die vorhandenen Beweismittel dem Bundesamt fur Justiz
(BJ) ubermitteln. Das BJ leitet das Ersuchen sowie die Akten zur Untersuchung des ersu-
chenden Staates an die zusténdige Schweizer Behorde weiter. Die Strafverfolgung erfolgt
gemass den in der Schweiz geltenden Vorschriften.

114 Art. 7 Abs. 1 IRSG

115 Namentlich BGE 124 11 132 E. 3a.

116 Stellvertretende Strafverfolgung nach Art. 85 ff. IRSG.
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Die Kann-Bestimmung nach Artikel 19 Absatz 2 ist flir die Schweiz nicht relevant,
da sie gestutzt auf innerstaatliches Recht!17 unter bestimmten gesetzlichen Voraus-
setzungen bereits ohne Vertrag ausliefern kann.

Artikel 19 Absatz 3 fordert von den Vertragsparteien, die die Auslieferung nicht
vom Bestehen eines Vertrags abhingig machen, die im Ubereinkommen genannten
Straftaten vorbehaltlich der im Recht der ersuchten Vertragspartei vorgesehenen
Bedingungen unter sich als der Auslieferung unterliegende Straftaten anzuerkennen.
In der Schweiz regelt das IRSG das Auslieferungsverfahren und unterstellt dieses
verschiedenen Bedingungen wie einer Mindeststrafe, der beidseitigen Strafbarkeit
sowie der Einhaltung der durch die EMRK und den UNO-Pakt Il gewahrten Garan-
tien.118

Artikel 19 Absatz 4 ist eine Ubliche Klausel betreffend die Gerichtsbarkeit!®, die
auch in verschiedenen anderen vélkerrechtlichen Instrumenten enthalten ist'2 und
mit der die Zusammenarbeit erleichtert werden soll mit dem Ziel, dass der Tater
einer im Ubereinkommen genannten Straftat sich nicht der Strafverfolgung entzie-
hen kann.

Artikel 19 Absatz 5 steht in Verbindung mit Artikel 26 Absatz 2. Er entspricht der
Praxis, die in verschiedenen vélkerrechtlichen Vertragswerken zur Verbesserung der
internationalen Zusammenarbeit im Bereich der terroristischen Straftaten entwickelt
worden ist. Folge dieser Regelung ist, dass Artikel 3 Absatz 1 des Europdischen
Auslieferungsubereinkommens sowie andere Vertrage, die nicht mit dem vorliegen-
den Ubereinkommen iibereinstimmen, namentlich bilaterale Vertrage, entsprechend
ausgelegt werden. Die Schweiz nimmt diese Anpassungen seit vielen Jahren vor.

Artikel 20 Ausschluss der Ausnahmeregelung fur politische Strafta-
ten

Acrtikel 20 regelt die «Entpolitisierung» der terroristischen Straftaten geméss dem
Ubereinkommen in Bezug auf die Rechtshilfe und die Auslieferung. Diese Klausel
folgt einem Trend, der mit der Verabschiedung des Européischen Ubereinkommens
zur Bekampfung des Terrorismus!2! im Januar 1977 begonnen hat. Die Vereinten
Nationen sind dieser Stossrichtung in spéteren Ubereinkiinften zur Terrorismusbe-
kampfung gefolgt.122 Terroristische Straftaten wiegen derart schwer, dass die Aus-
lieferung bzw. Rechtshilfe zwischen den Staaten nicht mit dem Argument einer
«politischen Straftat» verhindert werden soll. Bei solchen Verbrechen missen die
Staaten starker zusammenarbeiten und sich unterstiitzen, um durch eine rasche und
wirksame Kooperation zu verhindern, dass die terroristische Bedrohung zunimmt.

117 Art. 32 ff. IRSG

118 Art. 2 sowie 32 ff. IRSG

119 Art, 14 des Ubereinkommens. -

120 Namentlich in Art. 11 Abs. 4 des Internationalen Ubereinkommens zur Bekampfung der
Finanzierung des Terrorismus (SR 0.353.22) oder Art. 13 Abs. 4 des Internationalen
Ubereinkommens zur Bekdmpfung nuklearterroristischer Handlungen (SR 0.353.23).

121 SR 0.353.3 B

122 Namentlich das Internationale Ubereinkommen zur Bekdmpfung der Finanzierung des
Terrorismus und das Internationale Ubereinkommen zur Bekdmpfung terroristischer
Bombenanschlage (SR 0.353.21) enthalten eine solche Regelung. Siehe ebenfalls Art. 3
Abs. 2 des Auslieferungsvertrags zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
den Vereinigten Staaten von Amerika (SR 0.353.933.6).
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Durch die vorliegende Bestimmung werden die geltenden Rechtshilfe- und Ausliefe-
rungsinstrumente in Bezug auf die Einstufung der vom Ubereinkommen erfassten
Straftaten geéndert. Im innerstaatlichen Recht ist die «Entpolitisierung» bestimmter
schwerer Straftaten bereits in Artikel 3 Absatz 2 IRSG verankert.123 Es finden
verschiedene Grundsétze der Zusammenarbeit Anwendung; eine solche Regelung
entspricht dem Schweizer Recht.124

In Artikel 20 Absétze 2 bis 6 wird geregelt, unter welchen Bedingungen und wie
Vorbehalte angebracht werden konnen. Die Schweiz braucht keinen Vorbehalt
anzubringen. Bei Handlungen, die in den von der Schweiz ratifizierten Ubereinkiinf-
ten der Vereinten Nationen «entpolitisiert» werden, beruft sich diese schon seit
Langerem nicht auf die Ausnahmeregelung fiir politische Straftaten. Im Ubrigen
kann ein Staat, der einen Vorbehalt angebracht hat, nach Artikel 20 Absatz 4 nicht
verlangen, dass die anderen Staaten die Ausnahmeregelung auf ihn nicht anwenden.

Artikel 21 Diskriminierungsklausel

Artikel 21 ist eine obligatorische Klausel zum Diskriminierungsverbot. Damit soll
vermieden werden, dass eine Person unter Vorgabe anderer Griinde wegen ihrer
Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehdrigkeit, ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen Anschauungen verfolgt wird. Diese Bestimmung ist auch Teil anderer
volkerrechtlicher Ubereinkiinfte125 und soll verhindern, dass der ersuchte Staat
kooperiert, wenn einer der Diskriminierungsgriinde nach Artikel 21 vorliegt. Es geht
darum, der verfolgten Person einen Schutz in Einklang mit den rechtlichen Mindest-
standards!26 demokratischer Staaten zu gewahrleisten und sich so vor missbréauchli-
chen Ersuchen zu schutzen.

Das Besondere an Artikel 21 ist, dass das Ersuchen nicht hinsichtlich der Art der Tat
gepriift wird, sondern hinsichtlich des Motivs des Ersuchens. So kann die betroffene
Person gegeniiber dem ersuchten Staat geltend machen, nicht mit dem ersuchenden
Staat zusammenzuarbeiten, wenn dieser die eigentlichen Beweggriinde fiir das
Ersuchen verheimlicht. Dies ist haufig schwer nachzuweisen, sofern das Regime des
ersuchenden Staates nicht die Merkmale einer Gewaltherrschaft aufweist.

Wenn die betreffende Person nicht ausgeliefert wird, nimmt die Schweiz in Anwen-
dung von Artikel 18 des Ubereinkommens allerdings die Strafverfolgung selber auf.
Andererseits beachtet die Schweiz in ihrer Rechtsordnung unter bestimmten Voraus-

123 Artikel 20 geht zwar iiber den Gehalt von Artikel 3 Absatz 2 IRSG hinaus, da er das auf
Artikel 3 Absatz 1 IRSG gestiitzte Ermessen des Bundesgerichts namentlich im Bereich
der Auslieferung einschrankt, wenn die Person, die ausgeliefert werden soll, geltend
macht, dass sie aus politischen Griinden verfolgt wird.

124 Art. 1 IRSG, nach dem das Vélkerrecht vorbehalten ist. Siehe ebenfalls BGE 122 11 485, in
dem der Grundsatz des Vorrangs des Voélkerrechts im Bereich der internationalen Rechts-
hilfe in Strafsachen statuiert wird (das Vélkerrecht geht innerstaatlichem Recht vor, aus-
ser wenn dieses fir die Zusammenarbeit giinstiger ist als der vélkerrechtliche Vertrag),
den Zusatzbericht des Bundesrats zu seinem Bericht vom 5. Méarz 2010 (iber das Verhalt-
nis von Vélkerrecht und Landesrecht (BBI 2011 3613) sowie R. Zimmermann, «La
coopération judiciaire internationale en matiére pénale», vierte Auflage 2014, S. 233-234.

125 Namentlich Art. 3 Abs. 2 des Europaischen Auslieferungstibereinkommens, Art. 5 des
Européischen Ubereinkommens zur Bekampfung des Terrorismus oder Art. 16 Abs. 4 des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitat.

126 |m Sinne des UNO-Pakts 11 und der EMRK.
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setzungen verschiedene Grundsatze wie namentlich das Recht auf Asyl127 und das
Non-Refoulement-Gebot. Sie Uberprift ferner, ob einer Person Folter oder die
Todesstrafe droht — Gefahren, die im Ubrigen auch im Rahmen des Europarates
bek&mpft werden.

Artikel 22 Unaufgeforderte Ubermittlung von Informationen

In Artikel 22 wird statuiert, dass die Vertragsparteien Informationen, die sie bei
ihren Ermittlungen gewonnen haben, unaufgefordert (bermitteln kdnnen, wenn
diese der empfangenden Vertragspartei helfen kénnen, das gemeinsame Ziel der
Kriminalitatsbekdmpfung besser zu erreichen. Die Bestimmung ist namentlich an
Artikel 11 des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europdischen Ubereinkommen Uiber
die Rechtshilfe in Strafsachenl28 angelehnt und betrifft die Rechtshilfe allgemein.
Dies entspricht der generellen Tendenz bei der Bekdmpfung der Geldwascherei, des
organisierten Verbrechens, der Cyberkriminalitdt und der Korruption. Demnach
konnen sich die Vertragsparteien ohne vorheriges Ersuchen Informationen (iber
Ermittlungen oder Verfahren mitteilen. Das schweizerische Recht kennt bereits eine
solche Bestimmung: Artikel 67a IRSG regelt die «Unaufgeforderte Ubermittlung
von Beweismitteln und Informationen» sowie die daflir geltenden Bedingungen und
Schranken.

Fiir die Schweiz ist wichtig, dass fiir die Ubermittlung der Informationen Bedingun-
gen gestellt werden kénnen. Dies ist in Artikel 22 Absatz 2 denn auch festgehalten.
Nach Artikel 22 Absatz 3 ist der Staat, der die Informationen empfangt, an diese
Bedingungen gebunden. Fiir die unaufgeforderte Ubermittlung und die damit ver-
bundenen Bedingungen gilt somit der Grundsatz «alles oder nichts»: Entweder hélt
sich der empfangende Staat an die Bedingungen oder er darf die Ubermittelten
Informationen nicht verwenden. Es ist jedoch zu prézisieren, dass die Behorden in
bestimmten Staaten aufgrund des innerstaatlichen Rechts zum Handeln verpflichtet
sind, wenn sie Zugang zu Informationen haben. Diese Lé&nder konnen sich auf
Artikel 22 Absatz 4 berufen, wonach sie erklaren kénnen, dass es fiir die Ubermitt-
lung von Informationen ihrer Zustimmung bedarf. Die Schweiz muss folglich beach-
ten, welche Staaten129 eine Erklirung nach Artikel 22 Absatz 4 des Ubereinkom-
mens abgeben.130

Wie bei Artikel 22 des Ubereinkommens besteht der Zweck der beiden neuen Arti-
kel 80d"s VE-IRSG zur vorzeitigen Ubermittlung von Informationen und Beweis-
mitteln sowie 80d® VE-IRSG zur Errichtung gemeinsamer Ermittlungsgruppen
darin, die justizielle Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu beschleunigen und
effizienter zu gestalten.

Artikel 23 Unterzeichnung und Inkrafttreten

127 Art. 55a IRSG regelt die Koordination zwischen dem Auslieferungs- und dem Asylverfah-

ren.

128 siehe die Erlauterungen zu Artikel 17 des Ubereinkommens.

129 Zum Zweiten Zusatzprotokoll haben unter anderem Belgien, Deutschland, Norwegen, die
Ukraine und das Vereinigte Konigreich eine Erklarung abgegeben.

130 In einer allfalligen Erklarung behalt sich der betreffende Staat vor, nicht an die Bedingun-
gen der anderen Vertragsparteien gebunden zu sein (und nicht, dass die Informationen,
die seine Behorden tbermitteln, einer oder mehreren Bedingungen unterliegen, wie dies
bei der Schweiz in Anwendung des Grundsatzes der Spezialitat der Fall ist).
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Das Ubereinkommen kann von Mitgliedstaaten des Europarates, von der Européi-
schen Union und von an der Ausarbeitung beteiligten Staaten unterzeichnet wer-
den.131 Die Bestimmungen Uber das Inkrafttreten entsprechen dem (blichen Wort-
laut von Ubereinkommen des Europarates. Das Ubereinkommen ist entsprechend
nach Ratifikation durch den sechsten Staat am 1. Juni 2007 in Kraft getreten132, Fir
die Schweiz wird das Ubereinkommen am ersten Monatsanfang nach Ablauf einer
Frist von drei Monaten nach der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde durch unser
Land in Kraft treten.

Artikel 24 Beitritt zum Ubereinkommen

Das Ministerkomitee des Europararates kann, unter einhelliger Zustimmung der
Vertragsstaaten, weitere Staaten zum Beitritt zum Ubereinkommen einladen. Von
dieser Moglichkeit wurde bisher im vorliegenden Ubereinkommen noch nicht Ge-
brauch gemacht; bei den Vertragsstaaten handelt es sich bisher ausschliesslich um
Mitgliedstaaten des Europarates.

Weitere Schlussbestimmungen (Art. 25-32 sowie Anhang)

Die Schlussbestimmungen entsprechen den (iblichen Formulierungen in Uberein-
kommen des Europarates und betreffen den rdumlichen Geltungsbereich, die Wir-
kungen des Ubereinkommens, allfillige Anderungen des Ubereinkommens133, die
Uberarbeitung des Anhangs!34, die Beilegung von Streitigkeiten135, Konsultationen
zwischen Vertragsparteien, die Kiindigung des Vertrages sowie Notifikationen.

Die zustandige Expertengruppe des Europarates hat im Jahre 2010, unter Vorsitz der
Schweiz, den Uberpriifungsmechanismus fiir das Ubereinkommen beschlossen. Der
Mechanismus fiihrt mit seinen jahrlich zwei Sitzungen!3¢ der Mitgliedstaaten und
einem System von schriftlichen, themenbezogenen Beitrdgen der Staaten zu keinem
nennenswerten Mehraufwand.

3 Die Bestimmungen des Zusatzprotokolls und ihr
Verhéltnis zum schweizerischen Recht

Artikel 1 Zweck

Der Zweckartikel orientiert sich massgeblich am zugrundeliegenden Ubereinkom-
men und gibt punkto Umsetzungsbedarf ins innerstaatliche Recht nicht zu weiteren
Bemerkungen Anlass.

131 Alls Nicht-Mitgliedstaaten des Europarates sind aufgefiihrt: Heiliger Stuhl, Kanada, Japan,
Vereinigte Staaten und Mexiko; vgl. Ziff. 249 EB.

132 Sjehe Kap. 1.1.

133 Solche Anderungen wurden bisher nicht vorgenommen, und es sind auch keine entspre-
chenden Arbeiten im Hinblick auf eine Anderung absehbar.

134 Gemass Art. 28 kann die im Anhang zur Konvention aufgefiihrte Liste von Anti-Terror-
Ubereinkommen mittels Mehrheitsbeschluss (Mdglichkeit des Widerspruchs durch ein-
zelne Vertragsstaaten) abgedndert oder ergénzt werden. Vgl. auch die Ausfihrungen zu
Art. 1 des Ubereinkommens.

135 Es wurde bisher kein Streitbeilegungsmechanismus aktiviert.

136 Die Sitzungen finden jeweils direkt im Vorfeld der Sitzungen der Expertengruppe
CODEXTER statt.
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Artikel 2 Beteiligung an einer Vereinigung oder einer Gruppe fur
terroristische Zwecke

Diese Bestimmung verpflichtet die Vertragsstaaten dazu, die Beteiligung an einer
Vereinigung oder einer Gruppierung mit dem Ziel, an einer terroristischen Straftat
dieser Vereinigung oder Gruppe mitzuwirken, zu bestrafen. Von der Strafbarerkla-
rung des Versuchs, der Gehilfenschaft und der Anstiftung137 wurde angesichts der
bereits bestehenden Vorverlagerung der Strafbarkeit und im Interesse einer geni-
genden Bestimmtheit der Normen und Beweisbarkeit eines Verhaltens abgesehen.

Im Rahmen der Verhandlungen wurde diskutiert, Artikel 6 des zugrundeliegenden
Ubereinkommens138 mittels Zusatzprotokoll auf passive Verhaltensweisen auszu-
dehnen. Rasch wurde jedoch klar, dass die Mehrheit der Staaten den Vorgang des
Angeworben-Werdens fir Terrorismus als rein inneren Vorgang und damit nicht als
gentigend bestimmbar und strafwirdig erachtet. Entsprechend wurde entschieden,
auf ein konkretes Verhalten abzustellen und die Mitwirkung in einer Vereinigung
oder Gruppe als bestrafungswiirdigen Sachverhalt zu definieren, womit den Krite-
rien der Bestimmbarkeit und Erkennbarkeit gegen aussen Geniige getan werden
konnte.

Die vorliegend inkriminierte Verhaltensweise dirfte bereits unter dem geltenden
innerstaatlichen Recht fast aller Mitgliedstaaten des Europarates strafbar sein, so
auch in der Schweiz. Artikel 260" StGB umfasst die Unterstiitzung sowie die Betei-
ligung an einer kriminellen Organisation, wobei geméss Lehre und konstanter
Rechtsprechung auch terroristische Organisationen unter den Anwendungsbereich
des Straftatbestandes fallen139. Abhangig vom konkreten Tatbeitrag ist jeweils auch
eine strafbare Vorbereitungl40 zu einer terroristischen Handlung oder eine entspre-
chende Haupttat, der Versuch!4! hierzu oder eine strafbare Teilnahmehandlung!42 zu
prifen. Bezuglich der verbotenen Gruppierungen Al-Qaida sowie Islamischer Staat
und verwandter Organisationen findet die Strafbestimmung von Artikel 2 des ent-
sprechenden Bundesgesetzes!43 Anwendung.

Im Hinblick auf die Umsetzung von Artikel 2 des Zusatzprotokolls ergibt sich kein
Anpassungsbedarf im geltenden schweizerischen Recht.

Artikel 3 Erhalt einer Ausbildung flr terroristische Zwecke

Artikel 3 des Zusatzprotokolls verpflichtet die Vertragsstaaten dazu, den Erhalt einer
Ausbildung in der Herstellung oder im Gebrauch von Sprengstoffen, Waffen oder
geféahrlichen Stoffen sowie einer Ausbildung in anderen spezifischen Methoden oder
Verfahren, jeweils mit dem Ziel, einen Terrorakt zu begehen oder zu einem solchen
beizutragen, unter Strafe zu stellen.

Die Bestimmung stellt damit das passive Gegenstlick zu Artikel 7 des zugrundlie-
genden Ubereinkommens dar, welcher die aktive Ausbildung unter Strafe stellt144,

137 vgl. Art. 9 des Zusatzprotokolls.

138 Anwerbung firr terroristische Zwecke, siehe vorne.

139 vgl. Ausfuhrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens.

140 Art, 260°' StGB

141 Art, 22 StGB

142 Art. 24 oder 25 StGB B

143 SR 122.0; vgl. auch die Ausfithrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens.
144 ygl. die Ausfiihrungen zu Art. 7 des Ubereinkommens.
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Auch vorliegend wird, wie bei Artikel 2 des Zusatzprotokolls, auf die Erforderlich-
keit der Strafbarkeit von Teilnahmehandlungen verzichtet.

Soweit der Bezug zu einer Gruppierung mit terroristischer Zielsetzung besteht,
kdnnen der Tatbestand der kriminellen Organisation oder die Strafbestimmung von
Artikel 2 des Gesetzes gegen Al-Qaida und IS sowie verwandte Organisationen
Anwendung finden. Geht es um die Instruktion fiir ein genligend spezifizierbares
Gewaltverbrechen, ist das Vorliegen einer strafbaren VVorbereitungshandlung45 oder
eine ebenfalls strafbare Anstiftung oder andere Teilnahme46 zu priifen. Geschieht
der Erhalt der Ausbildung jedoch ohne Konnex zu einem geplanten Terrorakt oder
zu einer Gruppierung oder Vereinigung, liegt grundsatzlich kein nach Schweizer
Recht strafbares Verhalten vor147.

Daher wird, wie bereits im Rahmen der Ausfiihrungen zu Artikel 7 des Uberein-
kommens ausgefiihrt, die Schaffung einer Strafbestimmung vorgeschlagen, welche
auch den Erhalt einer Ausbildung fiir terroristische Zwecke ausdriicklich unter
Strafe stellt.148 Die Tathandlung besteht in einem von aussen erkennbaren Verhalten
der betreffenden Person. Bei der konkreten Umsetzung ins schweizerische Recht
kann der Tatbestand mit den Erfordernissen des zugrundeliegenden Ubereinkom-
mens abgestimmt und die entsprechenden Regelungen beziglich der Ausbildung
und deren Erhalts in einer einzigen neuen Strafbestimmung wieder gegeben wer-
den.149

Artikel 4 Auslandsreisen fur terroristische Zwecke

Avrtikel 4 bildet den eigentlichen Kern des Zusatzprotokolls und verpflichtet die
Staaten in enger Anlehnung an die Erfordernisse von Ziffer 6 der Sicherheitsrats-
Resolution 2178150, terroristisch motivierte Reisen ins Ausland5! unter Strafe zu
stellen. Vom Anwendungsbereich des Zusatzprotokolls und der Resolution ausge-
nommen bleiben aufgrund des einschrénkenden Aspekts der Foreign Terrorist
Fighters Reisen innerhalb eines Staates sowie Reisen in einen Staat, dessen Nationa-
litdt die betreffende Person besitzt oder wo sie ansdssig ist, wo sie somit nicht
«fremd» im Sinne der Resolution ist. Die Staaten sind jedoch frei, auf dieses die
Strafbarkeit einschrankende Kriterium zu verzichten, soweit damit die Souveranitat
anderer Léander nicht eingeschrankt wird152,

Die Staaten konnen zusétzliche verfassungsrechtlich bedingte Voraussetzungen
vorsehen, mittels welcher die Strafbarkeit beschrankt wird. Strafbar gemdss Zusatz-
protokoll ist auch der Versuch, eine entsprechende Reise zu unternehmen.153

Artikel 4 geht mit einer erheblichen Vorverlagerung der Strafbarkeit einher. Das
Konfliktpotenzial zwischen der Strafbarkeit und den nationalen und voélkerrechtli-

145 Art, 260° StGB

146 Art, 24 ff. SIGB )

147 Siehe auch die Ausfuhrungen zu Art. 7 des Ubereinkommens. )

148 \/gl. die Ausfiihrungen unter Kap. 2 sowie den Vorschlag fiir einen neuen Art. 260% VE-
StGB unter Kap. 4.2. )

149 Sjehe Kap. 4.2 zu Art. 260%% VE-StGB.

150 v/gl. Kapitel 1.3 zur Entstehung des Zusatzprotokolls.

151 Reisen zwecks Begehung oder Unterstiitzung einer terroristischen Straftat, zwecks Beteili-
gung an einer solchen oder zwecks Ausbildung fiir Terrorismus.

152 vgl. in diesem Zusammenhang auch Art. 94 MStG, welcher den fremden Militérdienst
unter Strafe stellt.

153 Art. 4 Abs. 3 des Zusatzprotokolls.
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chen Grundsétzen der personlichen Freiheit und der Bewegungs- und Reisefreiheit
ist offensichtlich. Entsprechend sieht das Zusatzprotokoll Mdglichkeiten vor, den
Anwendungsbereich der Bestimmung einzuschrénken und zu spezifizieren.

In der Schweiz laufen zur Zeit zahlreiche Strafverfahren im Bereich des radikalen
Dschihadismus, unter anderem gegen sogenannte Dschihad-Reisende, wegen Zuwi-
derhandlung gegen Artikel 2 des Bundesgesetzes Uber das Verbot der Gruppierun-
gen Al-Qaida und Islamischer Staat sowie verwandter Organisationen und wegen
Unterstiitzung oder Beteiligung an einer kriminellen Organisation154. Es wurden
sowohl Verhaftungen in der Schweiz, anlésslich der beabsichtigten Ausreise, wie
auch im Ausland vorgenommen. Die erste Verurteilung eines Dschihad-Riickkehrers
erfolgte mittels Strafbefehl der Schweizerischen Bundesanwaltschaft im Dezember
2014155,

Zur Zeit kann aufgrund der geltenden Rechtslage und der Bestrebungen der zustén-
digen Strafverfolgungsbehdrden, im Bereich von sogenannten Dschihad-Reisen eine
rigorose Haltung an den Tag zu legen und entsprechendes Verhalten konsequent zu
verfolgen, davon ausgegangen werden, dass die Schweiz den Verpflichtungen ge-
mass Artikel 4 des Zusatzprotokolls weitgehend nachkommt. Diese vorldufige
Einschédtzung basiert insbesondere auf dem Umstand, dass die Resolution des Si-
cherheitsrats in ihrer Préambel die Bedeutung der Grundfreiheiten herausstreicht und
das Zusatzprotokoll des Europarates dem Grundsatz der Verhdltnismassigkeit, der
Bestimmtheit von Strafnormen und dem national und international verankerten
Prinzip der Reise- und Bewegungsfreiheit grosse Bedeutung einrdumt. Die Reiseté-
tigkeit soll nur unter bestimmten Umstdnden56 und bei Vorliegen eines terroristi-
schen Vorsatzes der betreffenden Person als strafbar erklart werden.

Bei der Beurteilung der Frage der Einfilhrung einer spezifischen Strafbestimmung
gegen das Reisen fir terroristische Zwecke ist auch der Umstand zu beriicksichtigen,
dass das entsprechende Bundesgesetz gegen Al-Qaida, den IS sowie verwandte
Organisationen mit der einschldgigen Strafbestimmung durch den Gesetzgeber
befristet verabschiedet wurde. Das Gesetz gilt bis am 31. Dezember 2018157, Dieses
Element der zeitlichen Befristung spricht fur die Einflihrung einer eigenen Strafbe-
stimmung, welche das Reisen fur terroristische Zwecke unter Strafe stellt. Fur die
Einflihrung einer spezifischen Strafnorm spricht auch der Umstand, dass eine solche
Norm unabhédngig von der Nennung einer national oder international definierten
Organisation ausgestaltet werden kann und damit generelle Gultigkeit verflgt, was
die Rechtssicherheit und die Vorhersehbarkeit von Strafbarkeiten mittelfristig er-
héht.

154 Art. 260" StGB

155 Der Betreffende wurde angesichts seiner personlichen Situation sowie des nicht schweren
Unrechtsgehalts seiner Tat zu 600 Stunden gemeinnitziger Arbeit bedingt verurteilt. Wei-
ter wurde eine ambulante therapeutische Massnahme angeordnet.

156 «...very particular conditions...», Ziff. 47 des Erlauternden Berichts zum Zusatzprotokoll
(im folgenden EB ZP), abrufbar unter http://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-
/conventions/treaty/217.

157 Art. 4 Abs. 2. Auf der Grundlage des neuen Nachrichtendienstgesetz (NDG) vom 25.
September 2015 (noch nicht in Kraft) kann der Bundesrat gemass Art. 74 eine Organisa-
tion oder Gruppierung verbieten, welche mittelbar oder unmittelbar terroristische oder
gewalttatig-extremistische Aktivitaten propagiert, unterstitzt oder in anderer Weise for-
dert und damit die innere oder dussere Sicherheit konkret bedroht, und die Beteiligung
und Unterstlitzung unter Strafe stellen. Ein Verbot stiitzt sich auf einen entsprechenden
Beschluss der Vereinten Nationen oder der Organisation fir Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa, vgl. nachfolgend Kap. 4.3.
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In vier1s8 der finf untersuchten Lander ist es strafbar, eine terroristisch motivierte
Reise zu unternehmen. Lediglich in Danemark gibt es kein solches Verbot. Deutsch-
land und Italien haben das Verbot solcher Reisen explizit in ihren Strafgesetzbii-
chern geregelt. In Osterreich gibt es zwar keine ausdriickliche gesetzliche Bestim-
mung gegen terroristisch motivierte Reisen, jedoch sieht die Rechtsprechung solche
Reisen als Form der strafbaren Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung an.

In Anbetracht der nach wie vor erheblichen Fallzahlen, des Vergleichs mit auslandi-
schen Rechtsordnungen sowie inshesondere angesichts der Anforderungen von
internationalen Organisationen an ihre Mitgliedstaaten wird die Einfilhrung einer
spezifischen Strafbestimmung vorgeschlagen, welche das Reisen im Hinblick auf
eine terroristische Handlung unter Strafe stellt. Es spricht nichts gegen eine redakti-
onelle Vereinigung dieses Tatbestandes mit demjenigen, welcher die Ausbildung
und Anwerbung flr Terrorismus unter Strafe stellt, im Gegenteil: Systematisch
sowie inhaltlich vermag eine solche Zusammenlegung der Strafbestimmungen die
Ubersichtlichkeit der Strafgesetzgebung sowie deren Lesbarkeit zu erhéhen.

Artikel 5 Finanzierung von Auslandsreisen flr terroristische
Zwecke

Artikel 5 des Zusatzprotokolls dient ebenfalls der Umsetzung der aus Ziffer 6 der
Sicherheitsrats-Resolution 2178 herrithrenden Verpflichtung und halt die Staaten
dazu an, die Finanzierung (als Sammeln oder Zur-Verfiilgung-Stellen von Vermé-
genswerten) von Reisen im Sinne von Artikel 4 unter Strafe zu stellen. Der Tater
muss dabei wissen159, dass die Vermdgenswerte im Hinblick auf terroristisch moti-
vierte Reisen verwendet werden sollen.

Der Erlauternde Bericht zum Zusatzprotokoll sieht vor, dass Staaten keine separaten
Strafnormen gegen die Finanzierung von terroristisch motivierten Reisen vorsehen
missen. Sie kénnen stattdessen strafbare Vorbereitungshandlungen oder die Straf-
barkeit aufgrund von Gehilfenschaft vorsehenl€0. Es bleibt den Staaten jedoch
unbenommen, separate Normen einzufiihren.

Deutschland und Italien haben, analog zur Strafbarkeit der Reisen fiir terroristische
Zwecke, auch deren Finanzierung ausdriicklich unter Strafe gestellt. Osterreich und
Frankreich bestrafen die Terrorismusfinanzierung als solche, ohne auf den Aspekt
des Reisens separat einzugehen. Strafbarkeit ist also gegeben, solange die Reisetda-
tigkeit als solche im jeweiligen nationalen Recht bereits als terroristische Tat einge-
stuft werden kann. Dasselbe gilt fiir die gesetzliche Regelung in D&nemark.

Es wird, in Anlehnung an die Umsetzung des Hauptdelikts gemass Artikel 4 des
Zusatzprotokolls vorgeschlagen, eine spezifische Regelung beziiglich der Finanzie-
rung von terroristisch motivierten Reisen einzufiihren. Die neue Regelung kann
ebenfalls in die neue Bestimmung aufgenommen werden, welche bereits die Ausbil-
dung, Anwerbung und das Reisen unter Strafe stellt.161 Durch die Einfuhrung dieser
Strafbestimmung konnte zudem eine Schwachstelle beseitigt werden, die von der
GAFI im Rahmen der Landerpriifung der Schweiz im Jahr 2016 identifiziert worden
ist. Denn in ihrem Bericht ist die GAFI zum Schluss gelangt, dass die Finanzierung
terroristisch motivierter Reisen im unwahrscheinlichen Fall, dass die Reise ohne

158 pDeutschland, Frankreich, Italien und Osterreich.

159 Und nicht bloss in Kauf nehmen.

160 7iff. 58 EB ZP )

161 /gl dazu die Ausfilhrungen zu Art. 260 Abs. 2 VE-StGB unter Kap. 4.2.
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Verbindung zu einer Organisation oder einer terroristischen Handlung unternommen
wird, nicht unter Strafe steht.162 Diese Besorgnis geht darauf zuriick, dass immer
mehr sogenannte «lone actors» auftreten, d. h. Personen, die beschliessen, zu terro-
ristischen Zwecken ins Ausland zu reisen, ohne Mitglied einer terroristischen Orga-
nisation zu sein oder vorher ein Mitglied einer solchen Organisation kontaktiert zu
haben.

Artikel 6 Organisation oder sonstige Erleichterung von Auslands-
reisen fur terroristische Zwecke

Artikel 6 des Zusatzprotokolls verpflichtet die Vertragsstaaten, wiederum in Anleh-
nung an die Resolution 2178 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationenl63, das
Organisieren und anderweitige Erleichtern von Reisen zu terroristischen Zwecken
unter Strafe zu stellen. Auch hier hélt der Erlauternde Bericht zum Zusatzprotokoll
fest, dass die Staaten die Strafbarkeit mittels Gehilfenschaft oder strafbaren Vorbe-
reitungshandlungen gewdéhrleisten und von der Einfuhrung spezifischer Strafbe-
stimmungen absehen kdnnen.

Es wird, wie bei der Finanzierung von Reisen zu terroristischen Zwecken und unter
Bertiicksichtigung der Anforderungen geméss der Sicherheitsrats-Resolution, eine
spezifische Regelung beziglich des strafbaren Organisierens und Rekrutierens in der
Strafnorm gegen terroristisch motivierten Reisen vorgeschlagen. Bei Vorliegen der
Ubrigen Voraussetzungen konnten die Unterstiitzungshandlungen zwar auch unter
den Tatbestand der kriminellen oder terroristischen Organisation164 subsumiert oder
als Zuwiderhandlung gegen die Al-Qaida und IS Gesetzgebungl®s eingestuft wer-
den. Wie bei der Finanzierung von terroristischen Auslandreisen ergeben sich jedoch
Strafbarkeitsliicken, wenn sich kein Bezug zu einer Terrororganisation herstellen
lasst. Dabei werden die entsprechenden Strafbestimmungen nur ausnahmsweise
gleichzeitig Anwendung finden, namentlich wenn der Unrechtsgehalt der Tat nicht
durch eine mit gentigend schwerer Strafe versehene Strafnorm bereits vollstandig
abgedeckt wird.

Artikel 7 Informationsaustausch

Gemaéss Artikel 7 des Zusatzprotokolls verpflichten sich die Vertragsstaaten, in
Ubereinstimmung mit ihrem nationalen Recht das Notwendige vorzukehren, damit
einschldgige Informationen uber Terrorreisende unter den betreffenden Léndern
rechtszeitig ausgetauscht werden. Zu diesem Zweck bezeichnen die Staaten eine
24/7-Kontaktstelle.

Vorliegend geht es, geméss dem eindeutigen Willen der Staaten anlésslich der
Verhandlungen sowie dem Wortlaut des Erlauternden Berichts, nicht um den Aus-
tausch von Informationen aus dem Bereich der Internationalen Strafrechtshilfel6s,

162 GAFI, Mesures de lutte contre le blanchiment de capitaux et le financement du terrorisme,
Rapport d’évaluation mutuelle de la Suisse, Décembre 2016, Annexe 2, Critére 5.2bis, S.
180.

163 Sjehe auch Ausfiihrungen zu Art. 5 des Zusatzprotokolls.

164 Art. 260" VE-StGB

165 SR 122.0

166 Hier besteht ein konzeptioneller Unterschied zur entsprechenden 24/7-Stelle gemass dem
Europarats-Ubereinkommen Uber die Cyberkriminalitét, Art. 35, SR 0.311.43, wo die
Schweiz Vertragsstaat ist und wo es in bedeutsamen Masse auch um den Austausch von
Rechtshilfeinformationen geht.

34



Vielmehr sollen polizeilich relevante Erkenntnisse moglichst rasch Ubermittelt
werden kénnen.

Eine entsprechende Kontaktstelle fiir den internationalen Austausch polizeilicher
Erkenntnisse besteht in der Schweiz bereits. Die Einsatzzentrale fedpol (EZ fedpol)
ist fir in- und auslandischen Partnerorganisationen rund um die Uhr erreichbar. Bei
Bedarf stellt die EZ fedpol auch den unmittelbaren Kontakt mit den zustdndigen
schweizerischen Behorden sicher. Die in Artikel 7 vorgesehenen Aufgaben werden
somit unter Verzicht auf die Schaffung einer separaten Kontaktstelle durch die
bestehende EZ fedpol wahrgenommen.

Artikel 8 Bedingungen und Garantien

Die Bestimmung von Artikel 8 verpflichtet die Vertragsstaaten zur Wahrung der
Menschenrechte und statuiert die Grundsétze der Notwendigkeit und Verhéltnismés-
sigkeit bei der Umsetzung des Zusatzprotokolls. Obwohl die entsprechende Be-
stimmung des zugrundeliegenden Ubereinkommens?67 auch ohne explizite Erwah-
nung fur das Zusatzprotokoll gelten wirde, wurde im Rahmen der Verhandlungen
entschieden, die genannten Aspekte und Prinzipien auch an dieser Stelle ausdriick-
lich als Kernelemente des Zusatzprotokolls zu wiederholen.

Artikel 9-14  Verhaltnis zwischen diesem Protokoll und dem Uberein-
kommen, Unterzeichnung und Inkrafttreten, Beitritt zum Protokoll,
Raumlicher Geltungsbereich, Kiindigung, Notifikation

Zu diesen abschliessenden Bestimmungen, welche sich in jedem Strafrechts-
Instrument des Europarates finden, sind kaum weitere spezifische Bemerkungen
anzubringen. Die fiir das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls notwendige Anzahl
Ratifikationen wurde, analog zum zugrundeliegenden Ubereinkommen, auf sechs
festgesetzt.168 Das Zusatzprotokoll kann von Mitgliedstaaten des Europarates, von
der Européischen Union und von an der Ausarbeitung beteiligten Staaten unter-
zeichnet werden169, Ein Staat kann das Zusatzprotokoll nur ratifizieren, wenn er
gleichzeitig oder vorgangig das Ubereinkommen ratifiziert.

Die Bestimmungen Uber das Inkrafttreten entsprechen dem ublichen Wortlaut von
Ubereinkommen des Europaratesl?0. Das Zusatzprotokoll tritt am 1. Juli 2017 in
Kraftl7l. Fir die Schweiz wird es am ersten Monatsanfang nach Ablauf einer Frist
von drei Monaten nach der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde durch unser Land
in Kraft treten.

Der Bundesrat macht dem Europarat, gestiitzt auf Artikel 7 des Zusatzprotokolls, die
Mitteilung, wonach das Bundesamt fiir Polizei die zusténdige 7/24 Kontaktstelle ist.

167 Art. 12 des Ubereinkommens in Verbindung mit Art. 9 zweiter Satz des Zusatzprotokolls.
168 Art. 10 Abs. 1 und 2 .

169 Unter Vorbehalt der Unterzeichnung des zugrundeliegenden Ubereinkommens.

170 vgl. auch die Ausfiihrungen zu Art. 23 des Ubereinkommens.

171 Siehe auch Kap. 1.3.
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Die neuen Bestimmungen im Schweizerischen Recht

4.1 Artikel 260%" VE-Strafgesetzbuch: Kriminelle und
terroristische Organisationen

411 Ausgangslage

Am 10. Dezember 2010 hat der Bundesrat in seinem Bericht Gber allfallige Ande-
rungen oder Ausweitungen der Strafnormen gegen das organisierte Verbrechenl72
festgehalten, dass sich die Strafnorm gegen die organisierte Kriminalitat (Art. 260"
StGB) grundsétzlich bewéhrt hat. Schwierigkeiten bei der Bekdmpfung verschiede-
ner Formen organisierter Kriminalitdt, welche nur teilweise die gesetzlichen Merk-
male einer kriminellen Organisation gemass Artikel 260" StGB aufweisen, seien
nicht primér darauf zurlickzufilhren, dass sie durch bestehende Strafbestimmungen
nicht erfasst wiirden. Das Problem sei vielmehr darin zu sehen, dass eine umfassen-
de und nachhaltige Bekdmpfung solcher Kriminalitdtsformen auf lokaler und kanto-
naler Ebene teilweise auf Schwierigkeiten stosse oder nur unter erschwerten Bedin-
gungen mdglich sei. Der Bundesrat hielt fest, dass sich in diesem Zusammenhang
insbesondere auch die bisherige Arbeit und die Erfahrungen der Kantone bei der
Strafverfolgung als fur den Fortgang der weiteren Arbeiten als wesentlich erwiesen.

In den darauf folgenden Jahren wurde die innerstaatliche Zusammenarbeit im Be-
reich der Strafverfolgung komplexer Kriminalitatsformen, unter anderem organisier-
ter Kriminalitét, effizienter ausgestaltet und entsprechend optimiert. Zu erwahnen ist
die am 14./15. November 2013 abgeschlossene Rahmenvereinbarung zwischen dem
EJPD und der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und Direk-
toren (KKJPD) betreffend die Polizeikooperation zwischen der Bundeskriminalpoli-
zei und den kantonalen sowie stadtischen Polizeikorps.173 Die Vereinbarung regelt
die Zusammenarbeit zwischen der Bundeskriminalpolizei und den Kantonen, insbe-
sondere im Bereich der kriminalpolizeilichen Téatigkeiten. Sie prézisiert, mit wel-
chen Massnahmen eine Steigerung der Effizienz und Effektivitat der Polizeikoopera-
tion zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Verfolgung aller Formen von
komplexer Kriminalitat erreicht werden kann. Die Rahmenvereinbarung stiitzt sich
auf die bestehenden gesetzlichen Regelungen, insbesondere auf die in der eidgends-
sischen Strafprozessordnungl74 gesetzlich geregelten Zustandigkeiten der Strafver-
folgungsbehorden und der Gerichte. Die Rahmenvereinbarung wird begleitet von
einem Leistungskatalog, der diejenigen Leistungen enthélt (z.B. Ermittlungsunter-
stlitzung), welche die Bundeskriminalpolizei (BKP) zu Gunsten kantonaler Polizei-
korps erbringen kann.

Mit demselben Ziel verabschiedete die Konferenz der Strafverfolgungsbehdrden der
Schweizl7 am 21. November 2013 die Empfehlung tber die Zusammenarbeit im
Bereich der Verfolgung von komplexer Kriminalitat, insbesondere von Menschen-
handel 176 Die Empfehlung ergénzt die Vereinbarung zwischen der KKJPD und dem
EJPD durch den Einbezug der Perspektive der Strafverfolgung bzw. der Staatsan-
waltschaften. Sie fuhrt zu einer Steigerung der Effizienz und Optimierung der Zu-
sammenarbeit zwischen den kantonalen Staatsanwaltschaften und der Bundesan-

172 Abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/aktuell/news/2010/2010-12-10/ber-br-

d.pdf .
173 Aprufbar unter https://www.kkjpd.ch/de/aktuell/veroeffentlichungen.
174 SR 312.0

175 KSBS, heute Schweizerische Staatsanwalte-Konferenz SSK.

176 Abrufbar unter https://www.ssk-cps.ch/empfehlungen.
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waltschaft im Bereich der Verfolgung von komplexer Kriminalitat, insbesondere
von Menschenhandel, ohne eine Zusammenarbeit in anderen Bereichen der organi-
sierten Kriminalitét auszuschliessen.

Am 10. Februar 2015 reichte die Kommission fiir Rechtsfragen des Standerates,
nachdem aktuelle Féalle von Strafuntersuchungen wegen des Verdachts auf Unter-
stiitzung und Beteiligung an kriminellen Organisationenl?’? grosse Beachtung und
ein erhebliches Echo in den Medien ausgeldst hatten, eine Motion ein, mit welcher
der Bundesrat beauftragt wurde, eine Anderung der Strafnorm von Artikel 260"
StGB vorzuschlagenl?8. Damit soll den in den letzten Jahren geltend gemachten
Schwierigkeiten bei der Bekampfung des organisierten Verbrechens Rechnung
getragen werden. Zu priifen sei namentlich, ob Anpassungen der Definition der
kriminellen Organisation, der Tathandlungen sowie der Strafdrohung angezeigt sind.
Die Motion wurde in der Folge durch das Parlament angenommen.

An ihrer Sitzung vom 3. September 2015 beschloss die Strafrechtskommission der
KKJPD, eine Arbeitsgruppe unter Leitung des Bundesanwalts einzusetzen mit dem
Auftrag, einen Gesetzesvorschlag zur Frage des kiinftigen Inhalts der Strafbestim-
mung von Artikel 260" StGB auszuarbeiten. Gestitzt auf die Erfahrungen aus der
Praxis wurde eine materiell-rechtliche Anpassung des Tatbestandes vorgeschlagen.
Die Arbeiten wurden unabh&ngig von Parlament und Verwaltung durchgefiihrt. Der
Président der KKJPD liess mit Schreiben vom 8. September 2016 die Vorschlage
der Arbeitsgruppe der Vorsteherin des zustdndigen EJPD zukommen, verbunden mit
dem Ersuchen, diese im Rahmen der Anpassungen der Strafgesetzgebung zu beriick-
sichtigen.

Der Vorschlag der Arbeitsgruppe sieht insbesondere vor, dass die blosse Zugehorig-
keit zu einer entsprechenden Organisation, ohne erkennbaren Beitrag zu den Aktivi-
taten der Organisation, bereits unter Strafe gestellt wird. Des Weiteren wird ein
qualifizierter Tatbestand vorgeschlagen, welcher es erlauben soll, zentrale Figuren
des organisierten Verbrechens hdrter zu bestrafen. Damit verbindet sich eine Ver-
schérfung des oberen Strafrahmens von heute funf Jahren Freiheitsstrafe auf zehn
(Grundtatbestand) respektive 20 (qualifizierter Tatbestand) Jahre. Weiter werden
neu Mindeststrafen von sechs Monaten respektive drei Jahren vorgeschlagen. Ange-
regt werden sodann eine gesetzliche Definition der einzelnen Elemente der kriminel-
len Organisation sowie die explizite Regelung der strafrechtlichen Konkurrenzen:
Fur den Tatbestand der kriminellen Organisation soll nicht langer der Grundsatz der
Subsidiaritat gelten, das heisst der Tater soll zusatzlich bestraft werden, wenn er zu
Gunsten einer kriminellen Organisation eine Straftat begeht.

Daneben schldgt die Strafrechtskommission einen neuen Straftatbestand gegen
terroristische Organisationen vor mit einem &hnlichen Aufbau wie der Tatbestand
gegen kriminelle Organisationen. Zusétzlich regt sie an, nachfolgend an die Defini-
tion im Gesetz eine beispielhafte Aufzahlung von terroristischen Organisationenl79
vorzunehmen. Die Mindeststrafandrohung fir die terroristische Organisation wird
sodann auf ein Jahr festgesetzt.

177 vgl. hierzu z.B. die Medienmitteilung vom 18. Mérz 2016 des Bundesamtes fiir Justiz, in
welcher die Anordnung von Auslieferungshaft im Falle von 15 mutmasslichen Mitglie-
dern einer mafidsen Organisation bekannt gegeben wurde, abrufbar unter
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/aktuell/news/2016/2016-03-08.html.

178 Motion 15.3008

179 Al-Qaida, IS und verwandte Organisationen.
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4.1.2 Erlauterungen zur revidierten Strafbestimmung

4.1.2.1 Allgemeines

Die Strafnorm gegen die organisierte Kriminalitat hat sich grundsétzlich bewéhrt
und stellt ein effizientes Mittel im Kampf gegen diese besondere Art der Kriminali-
tat dar. Gleichzeitig wurde aber der Ruf von Seiten der Strafverfolgungsbehorden,
insbesondere der Bundesanwaltschaft, gehdrt. Im Rahmen der Arbeiten an dieser
Vorlage wurde auf diese Anliegen und Vorschlage entsprechend eingegangen und es
wird eine revidierte Fassung des Tatbestandes vorgeschlagen. Zu beriicksichtigen ist
dabei der Umstand, dass es sich bei der Strafbestimmung von Artikel 260" VE-
StGB um einen sogenannten Vorfeld-Tatbestand handelt, mit welchem eine ausge-
weitete Strafbarkeit geschaffen worden ist. Strafbar ist bereits die blosse Beteiligung
des Taters an einer Organisation oder eine Unterstiitzung derselben, ohne dass
irgendein Zusammenhang mit einer innerhalb der Organisation begangenen Straftat
besteht. Bestraft wird mithin auch ein, isoliert betrachtet, an sich legales Verhalten.
Den Kriterien der Verhaltnismassigkeit und der sprachlichen Bestimmtheit ist des-
halb bei einer Ausweitung der Strafnorm, nicht zuletzt im Interesse der Rechtssi-
cherheit, besonderes Augenmerk zu schenken. Unverhéltnisméssige oder nicht
gentigend trennscharfe Eingriffe in Grundrechte sind zu vermeiden.

Der vorliegende Entwurf flr eine revidierte Strafbestimmung gegen kriminelle
Organisationen orientiert sich im Aufbau an der bestehenden Strafnorm. Die syste-
matische Einordnung unter den Delikten gegen den offentlichen Frieden80 wird
beibehalten.

Das geltende Recht umschreibt die kriminelle Organisation mit Hilfe der Elemente
der Geheimhaltung sowie des verbrecherischen Zwecks. Lehre und Rechtsprechung
sowie die damalige Botschaft zur Einfiihrung von Artikel 260" StGB ins schweize-
rische Recht181 haben weitere Kriterien und Elemente entwickelt, welche aber nicht
kumulativ gegeben sein missen. Sie sollen jedoch qualitativ und quantitativ in
einem Ausmass vorliegen, das das ausserordentliche Gefahrdungspotenzial der
Organisation belegt und das auch eine Ursache darstellen kann fur auftretende
Schwierigkeiten im Rahmen der Strafverfolgung gegen kriminelle Organisationen.

4122 Kriterien der Geheimhaltung sowie der
Unterstltzung der verbrecherischen Tatigkeit

Das Kriterium der Geheimhaltung bezieht sich nicht zwingend auf die Existenz der
Organisation als solche. Es kann sich auf die interne Geheimhaltung182 beziiglich
Aufbau und Zusammensetzung richten, wobei jedoch eine systematische Verschleie-
rung als erforderlich erachtet wird. Massgeblich fiir die Einfihrung des Kriteriums
war die Uberlegung, dass durch qualifizierte Geheimhaltung die Macht gegen innen
und aussen und das Gefahrdungspotenzial der Organisation erhéht sowie gleichzei-
tig die Arbeit von Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehdrden erheblich erschwert
werden kann. Es ist indessen nicht zu bestreiten, dass dieses gesetzliche Erfordernis

180 Art. 258 ff. StGB

181 vgl. hierzu Engler, in Basler Kommentar, 2013, N 5 ff. zu Art. 260* und BBI 1993 111 277,
insh. 295 ff.

182 Nicht aber nur Verschwiegenheit, z.B. gegen aussenstehende Personen oder Vertretern von
Strafverfolgungsbehorden.
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der Geheimhaltung in der Lehre und Praxis zuweilen als nicht praktikabel bezeich-
net worden ist183,

Es wird daher vorgeschlagen, auf dieses im geltenden Recht statuierte und damit
grundsatzliche zwingende Typisierungsmerkmal zu verzichten. Dies bedeutet jedoch
nicht, dass das Element der Geheimhaltung im Rahmen der Bestimmung einer
kriminellen Organisation bedeutungslos wird. Es soll im Rahmen der Gesamtbeur-
teilung des deliktischen Potenzials der Organisation weiterhin Beriicksichtigung
finden und neben Merkmalen wie Hierarchie, Arbeitsteilung, Dauer, Professionalitat
und interne Durchsetzungsmacht184 als typisches Kriterium gelten, das auf die
Existenz einer solchen gefahrlichen Organisation hinweist.

Die Streichung des gesetzlichen Kriteriums der Geheimhaltung unter Absatz 1 der
Bestimmung soll die Arbeit der Strafverfolgungsbehérden in einem wesentlichen
Punkt erleichtern und die Bedeutung der Strafbestimmung auch im Bereich der
internationalen Strafrechtshilfe weiter ausbauen, ohne dass deshalb der Anwen-
dungsbereich der Strafnorm unverhaltnisméssig ausgeweitet oder die Bestimmtheit
der Norm eingeschrankt wiirde. Artikel 260" VE-StGB ist weiterhin nur auf Perso-
nenzusammenschliisse anwendbar, denen ein ausserordentliches Gefahrdungspoten-
zial zukommt und denen mit den herkdommlichen Mitteln des Strafrechts, welche an
der Begehung einzelner Taten anknupfen, angesichts ihrer Ausgestaltung, Bedeu-
tung oder Macht nur schwerlich beizukommen ist.

Auch wer sich nicht an einer kriminellen Organisation beteiligt, kann sich gleich-
wohl strafbar machen, wenn er, quasi als Aussenstehender, die Organisation unter-
stitzt. Als Unterstiitzung gilt jeder massgebliche Beitrag zur Starkung der Organisa-
tion, jedoch muss kein Tatbeitrag zu einem konkreten Delikt nachgewiesen werden.
Die Unterstlitzung kann auch in einer fiir sich betrachtet legalen Tatigkeit!85 beste-
hen.

Demgegentber muss die Organisation geméss geltendem Wortlaut in ihrer verbre-
cherischen Tatigkeit unterstlitzt werden. Gemadss bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung verlangt die Tatvariante der Unterstitzung einen bewussten Beitrag zur
Forderung der verbrecherischen Aktivititen der kriminellen Organisation. Darunter
kdénnen das Liefern von Waffen an eine terroristische oder mafiadhnliche Organisa-
tion, das Verwalten von Vermdgenswerten oder andere logistische Hilfeleistungen
fallen. Der subjektive Tatbestand verlangt, dass die unterstiitzende Person weiss
oder zumindest in Kauf nimmt, dass ihr Beitrag der verbrecherischen Zweckverfol-
gung der kriminellen Organisation dienen kdnnte.186 Es ist hingegen nicht erforder-
lich, einen kausalen Zusammenhang zwischen der Unterstiitzungshandlung und
einem konkreten Delikt nachzuweisen. In Anwendung dieser Grundsatze befand das
Bundesgericht in jlngerer Zeit, dass das Bereitstellen von Websites zur Unterstit-
zung der Propaganda einer terroristischen Organisation87 oder die Bewirtschaftung
von Internetforen im Zusammenhang mit Dschihadnetzwerken als Unterstitzungs-
handlungen im Sinne von Artikel 260" StGB einzustufen sind. Aus dieser weiten
Auslegung des Unterstiitzungsbegriffs kann abgeleitet werden, dass Artikel 260t
StGB auf jegliche Handlung anwendbar ist, mit der das Gefahrdungspotenzial der

183 v/gl. Engler, Basler Kommentar, 2013, N 8 zu Art. 260%, mit weiteren Hinweisen.

184 Die Merkmale miissen nicht kumulativ vorliegen.

185 vermietung von Raumlichkeiten, Verschaffen von legal erwerblichen Substanzen zwecks
Weiterverarbeitung, etc.

186 BGE 133 IV 58 E. 5.3.1; BGE 132 IV 132 E. 4.1.4; BGE 128 11 355.

187 Urteil 6B_645/2007 des Bundesgerichts vom 2. Mai 2008 E. 7.3.3.2.
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Organisation erhdht werden kann. Dessen ungeachtet folgerte die GAFI, dass das
schweizerische Recht eine kleine Liicke aufweise, da ein (zumindest indirekter)
Zusammenhang zwischen der Finanzierung und der kriminellen oder terroristischen
Aktivitat der Organisation bestehen muss.188 Unter Beriicksichtigung der Tatsache,
dass der Unterstlitzungsbegriff in der Praxis bereits weit ausgelegt und das Erforder-
nis eines Zusammenhangs mit dem kriminellen Zweck der Organisation sozusagen
ausser Acht gelassen wird und dass das schweizerische Recht gemass der GAFI eine
kleinere Liicke aufweist, wird vorgeschlagen, auf die Voraussetzung der «verbreche-
rischen» Tatigkeit der Organisation zu verzichten. So werden die Strafverfolgungs-
behdrden neu lediglich bestimmen mussen, ob die Unterstiitzungshandlung geeignet
ist, die Organisation als solche zu starken und ihr Gefahrdungspotential entspre-
chend zu erhéhen. Dadurch kann auch der von der GAFI identifizierte kleinere
Mangel behoben werden. Die Abgrenzung zwischen straflosem Verhalten und
deliktischer Unterstiitzung einer kriminellen Organisation kann weiterhin, abhéngig
vom bestehenden Wissen und Willen des Handelnden, anhand der qualitativen und
quantitativen Bedeutung der Unterstiitzung sowie des Charakters seiner konkreten
Handlung vorgenommen werden.

4123 Strafandrohung der Regelung gegen kriminelle
Organisationen

Das geltende Recht bedroht die Beteiligung an einer kriminellen Organisation oder
deren Unterstiitzung mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit Geldstrafe und
stuft die Straftat damit als Verbrechen im Sinne des Strafgesetzes!89 ein. Dieser
Strafrahmen erweist sich, gerade auch im Vergleich mit anderen Tatbestdnden aus
dem Kern- und Nebenstrafrecht sowie mit ausldndischen Rechtsordnungen, als
grundsatzlich angemessen und gerechtfertigt, sofern es um die Beteiligung und
Unterstiitzung einer kriminellen Organisation geht90. Die Strafandrohung tragt dem
Umstand Rechnung, dass es bei der Beteiligung an einer kriminellen Organisation
und bei deren Unterstlitzung um Tathandlungen geht, welche unabhéngig von kon-
kreten Delikten in deren Vorfeld begangen werden. Es muss kein Zusammenhang zu
einer konkreten, durch die Mitglieder begangenen Straftat bestehen. Wenn der
grundlegende Strafrahmen von bis zu flnf Jahren nach oben angepasst wiirde, so
erschiene dies mit Blick auf den Unrechtsgehalt der Tat als kaum mehr verhéltnis-
massig. Anders zu entscheiden ist hingegen, aufgrund des erhéhten Unrechtsgehalts,
der besonderen Verwerflichkeit der Tat, der gesellschaftlichen Achtung sowie
wegen der durch Terrorakte einhergehenden massiven und durch die Offentlichkeit
entsprechend wahrgenommenen Bedrohung von Leib und Leben von Menschen, bei
der Strafandrohung gegen terroristische Organisationen9,

Hinzuweisen bleibt schliesslich auf den Umstand, dass im Falle einer im Rahmen
der kriminellen Organisation begangenen schwereren Straftat wie zum Beispiel
qualifiziertem Drogenhandel, einer vorsétzlichen Totung oder einem Mord der

188 GAFI, Mesures de lutte contre le blanchiment de capitaux et le financement du terrorisme,
Rapport d’évaluation mutuelle de la Suisse, Décembre 2016, S. 255.

189 Art. 10 StGB mit der damit einhergehenden Folge, dass die Straftat auch Vortat zum Delikt
der Geldwascherei sein kann (Art. 305" StGB).

190 Zur terroristischen Organisation siehe nachfolgend.

191 For die Strafandrohung betreffend terroristische Organisationen siehe nachfolgend, Kap.
4.1.2.6.
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Strafrahmen dieser Tat primdr zur Anwendung gelangt1®2, womit dem dadurch
gesetzten Unrechtsgehalt Genlige getan wird.

Zu einer anderen Einschatzung kann man in Féllen gelangen, in denen Personen
einen bestimmenden Einfluss innerhalb der Organisation ausiiben, es sich also um
fuhrende Mitglieder handelt. In diesen Fallen beschrénkt sich ihr Tatbeitrag nicht
auf die blosse Unterstiitzung oder Beteiligung an der Organisation. Wer einen be-
stimmenden Einfluss innerhalb der Organisation besitzt, ist fiir die Existenz und die
Aktivitat der Organisation ausgeprégt verantwortlich. Er besitzt ein faktisches Mit-
bestimmungsrecht dariber, in welchem Umfang die Organisation deliktisch aktiv ist
und entsprechend ihren Einfluss und ihre Macht auszubauen versucht. Der Mehrwert
fur die Organisation und das daraus resultierende Geféhrdungspotenzial ist als
erheblich erhéht einzustufen. Entsprechend hoher ist auch der Unrechtsgehalt einer
solchen Beteiligung. Daneben (bt das filhrende Mitglied in aller Regel eine stark
korrumpierende Wirkung auf andere Beteiligte sowie auf das Umfeld der Organisa-
tion aus. Es wird daher vorgeschlagen, gegeniiber dem geltenden Recht eine erhebli-
che Anhebung des Strafrahmens vorzunehmen und im neuen Absatz 3 eine qualifi-
zierte Strafandrohung von einem Jahr bis zu 20 Jahren193 Freiheitsstrafe gegen
denjenigen einzufilhren, der sich an einer kriminellen Organisation beteiligt und
dabei einen bestimmenden Einfluss in der Organisation ausiibt.194

Dem Gericht wird damit ein Mittel in die Hand gegeben, um auch in schweren
Féllen der Beteiligung an einer kriminellen Organisation Strafen aussprechen zu
koénnen, welche dem Verschulden angemessen sind. Eine Mitwirkung des Téters an
einem konkreten Verbrechen muss dabei nicht nachgewiesen werden. Es genugt fir
die qualifizierte Strafbarkeit, wenn dem Betreffenden eine zumindest mitbestim-
mende Fihrungsrolle innerhalb der Organisation zukommt. Eine absolute Kontrolle
Uber die Organisation oder eine die anderen Flhrungspersonen tberragende Macht-
position ist demgegenuber nicht gefordert.

Unverdndert gegenliber dem geltenden Recht bleibt die Mdglichkeit der Strafmilde-
rung durch den Richter bestehen, wenn der Téter sich bemiht, die weitere Tatigkeit
der Organisation zu verhindern.195

4124 Strafbarkeit der blossen Zugehérigkeit?

Im Rahmen der Vorarbeiten zur vorliegenden Revision wurde die Forderung erho-
ben, dass auch die formelle Mitgliedschaft oder blosse Zugehérigkeit zu einer krimi-
nellen Organisation, ohne dass der betreffenden Person in diesem Kontext eine
Aktivitat nachgewiesen werden kann, im Gesetz explizit unter Strafe gestellt werden
soll. Dieses Anliegen, obwohl aus Sicht der Strafverfolgungsbehérden und in Anbe-
tracht der teilweise sehr anspruchsvollen Verfahren im Bereich der organisierten
Kriminalitat nachvollziehbar, lasst zumindest zwei Aspekte ausser Acht:

Zum einen ist in praktischer Hinsicht nicht erkennbar, inwieweit eine solche reine
Zugehdrigkeit ohne irgendeine Handlung im Zusammenhang mit der Organisation

192 1n den Beispielen Freiheitsstrafe bis zu 20 Jahren oder lebenslangliche Freiheitsstrafe.

193 Gemass Art. 40 StGB.

194 Art, 260%" Abs. 3 VE-StGB, anwendbar sowohl auf Organisationen geméass Abs. 1 wie auch
gemass Abs. 2.

195 Aps. 4 des Vorentwurfs. Es wird, entsprechend den Anpassungen in Abs. 1, auf das Krite-
rium der verbrecherischen Tatigkeit verzichtet. Die Bestimmung gilt auch im Hinblick
auf terroristische Organisationen geméss Abs. 2.
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Uberhaupt relevant ist. Als Beteiligung an einer kriminellen Organisation im Sinne
des Gesetzes ist die Eingliederung in diese, gefolgt von einem Tatigwerden1%, zu
verstehen. Diese Tatigkeit muss jedoch nicht in einer illegalen Aktion bestehen.
Auch legale Handlungen, zum Beispiel das Zur-Verfugung-Stellen von Material,
Raumlichkeiten oder andere Dienstleistungen kénnen als entsprechende Téatigkeiten
eingestuft werden. An die Wesentlichkeit der Handlungen fiir die Organisation sind
dabei angesichts der Absicht des Gesetzgebers und des ausserordentlichen Geféhr-
dungspotenzials der Organisation keine hohen Anforderungen zu stellen. Dieses
ausserordentliche Gefahrdungspotenzial manifestiert sich beispielsweise darin, dass
auch eine bloss «passive» Mitgliedschaft zu einer ausgeprégten Vernetzung fihrt
und damit als asset oder Mehrwert fiir die Organisation gelten kann. Haufig besteht
auch keine Maglichkeit des Austritts und der freien Kommunikation gegen aussen.
In jedem Fall muss die strafbare Beteiligung nicht wesentlich oder gar kausal sein
im Hinblick auf die Begehung eines konkreten Delikts durch die Organisation.
Konkret kann eine Beteiligung an einer kriminellen Organisation197 beweisrechtlich
auch hergeleitet werden beispielsweise durch eine konstante aktive Mitwirkung an
Treffen, durch die Akzeptanz von bestehenden Riten, Strukturen und Hierarchien
oder dem wiederholt gedusserten und an den Tag gelegten Gehorsam gegeniiber der
Organisation und deren Vertretern.

Es ergeben sich von Seiten der Rechtsprechung keine Hinweise darauf, dass der
Begriff der strafbaren Beteiligung oder Unterstiitzung eng ausgelegt wiirde, im
Gegenteil: So hat das Bundesstrafgericht am 15. Juli 2016 im Fall eines verhinderten
Dschihad-Reisenden, welcher am Flughafen Zurich vor seinem Abflug nach Istanbul
verhaftet werden konnte, dessen Verhalten als unterstiutzend respektive fordernd
eingestuft, ihn wegen Verstosses gegen das IS-Gesetz schuldig gesprochen und zu
einer bedingten Freiheitsstrafe, verbunden mit einer Bewdhrungshilfe, verurteilt.
Auch wurde gemdss bundesgerichtlicher Rechtsprechung das Bereitstellen oder
Betreiben von Internetforen zu Gunsten einer kriminellen (terroristischen) Organisa-
tion als Unterstiitzung im Sinne von Artikel 260%" StGB eingestuft.198

Zum anderen ist festzuhalten, dass es aus guten Grinden nie dem Willen des Ge-
setzgebers entsprochen hat, die blosse Bekundung einer Sympathie oder einer —
regelmassig schwer zu beweisenden — mentalen Verbundenheit mit einer Organisa-
tion bereits als Beteiligung im Sinne des Strafrechts geniigen zu lassen. Die Devise
«mitgehangen, mitgefangen» oder die blosse Zugehdrigkeit zu einer Familie, wenn
Teile derselben mit dem organisierten Verbrechen in Verbindung stehen, darf im
Bereich der strafrechtlichen Bek&mpfung der organisierten Kriminalitat keine Be-
deutung erlangen. Die ideologische Unterstlitzung einer kriminellen Organisation,
obwohl verwerflich und damit abzulehnen, soll durch Staat und Gesellschaft mit
anderen Mitteln als demjenigen des Strafrechts bek&mpft werden. Ein Gesinnungs-
strafrecht ist auch im Bereich der Bekdmpfung von organisierter Kriminalitat abzu-
lehnen. Von einer mit den Geboten der Bestimmtheit und Verh&ltnismassigkeit
kaum vereinbaren Ausweitung des Wortlautes der Strafbestimmung gegen die
organisierte Kriminalitat auf die bloss deklaratorische Zugehorigkeit oder reine
Mitgliedschaft, welche zudem in praktischer Hinsicht kaum eine eigenstindige
Bedeutung erhalten dirfte, ist daher abzusehen.

196 Dieses Erfordernis ist nicht zuletzt aus beweisrechtlichen Griinden bedeutsam.
197 Bspw. eine mafidse Organisation.
198 Urteil des Bundesgerichts vom 5. Mai 2008, 6B_645/2007.
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4.1.25 Einfuhrung zusatzlicher gesetzlicher Merkmale?

Von der Einfiihrung zusétzlicher gesetzlicher Merkmale fiir die Umschreibung einer
kriminellen Organisation, wie zum Beispiel der Statuierung einer Mindestanzahl von
beteiligten Personen, ist abzusehen. Solche zusatzlichen Elemente vermdchten zwar
der Strafbestimmung zusétzliche Konturen und eine erhdhte Bestimmtheit bezlglich
ihrer Auslegung und Anwendung zu verleihen. Jedoch ist an dieser Stelle festzuhal-
ten, dass sich aus Sicht der Praxis bisher keine Notwendigkeit der Einflihrung sol-
cher zusétzlicher Kriterien ergeben hat. Wichtiger scheint aber die Tatsache, dass die
Aufnahme zusétzlicher Elemente die Aufgabe der Strafverfolgungsbehdrden in
diesem ohnehin anspruchsvollen Bereich der Strafgesetzgebung zusétzlich erschwe-
ren wirde, indem die Beweise auch bezliglich dieser zuséatzlichen Einzelaspekte
erfolgreich erbracht werden mussten. Solche zusétzlichen gesetzlichen Erfordernisse
erweisen sich als kontraproduktiv und sind deshalb zu vermeiden.

In diesem Sinne ist auch davon abzusehen, eine abschliessende Legaldefinition der
kriminellen Organisation im Gesetz zu verankern. Der praktizierte Ansatz mit einer
beschrénkten Anzahl von Typisierungsmerkmalen mit der daraus einhergehenden
notwendigen Flexibilitat bezlglich neuer Organisationstypen hat sich bewéhrt. Die
notwendige Rechtssicherheit und Bestimmtheit resultiert dabei auch aus der mittler-
weile breiten Rechtsprechung zum Strafrecht und zur Rechtshilfepraxis. Es ergibt
sich somit weder aus Sicht der Rechtsprechung noch aus Sicht der Lehre oder Praxis
das Bediirfnis, eine solche Definition einzuftihren.

4.1.2.6 Ausdrickliche gesetzliche Regelung der
terroristischen Organisation

Hingegen ist das Anliegen der Arbeitsgruppe der KKJPD aufzunehmen, wonach
terroristische Organisationen durch Artikel 260" VE-StGB gesondert ins Recht
gefasst und diese im betreffenden Strafartikel ausdrticklich erwéhnt werden sollen.
Die bisherige Rechtsprechungl% hat die Anwendbarkeit des OK-Tatbestandes auf
Terrororganisationen konstant bestétigt. Es spricht nichts dagegen, diese zutreffende
Auslegung durch die Lehre und Rechtsprechung nunmehr auch im Gesetzeswortlaut
wiederzugeben und die Anwendbarkeit auf Terrororganisationen ausdrucklich zu
statuieren. Fur die Umschreibung des terroristischen Zwecks der Organisation kann
auf die bewéhrte Formulierung im Rahmen der Strafnorm gegen die Terrorismusfi-
nanzierung200 zurtickgegriffen werden. Diese Definition von Terrorismus steht im
Einklang mit den Definitionen im internationalen Kontext und gewdhrleistet, unter
Wahrung des strafrechtlichen Bestimmtheitsgebots, einen genugend weiten Anwen-
dungsbereich der entsprechenden Strafbestimmung. Im Rahmen der Anwendung der
revidierten Strafbestimmung kénnen dabei auch Beschlisse internationaler Gremien
oder entsprechende aktualisierte Listen Uber terroristische Organisationen Beriick-
sichtigung finden. Es steht dem Richter jedoch weiterhin frei, zusétzliche Aspekte zu
berticksichtigen und weitere Erwédgungen anzustellen bei der Beantwortung der
Frage, ob eine Gruppierung als terroristische Organisation einzustufen ist.

Neben dieser generell-abstrakten Definition einer terroristischen Organisation,
welche sich an der geltenden Formulierung der schweizerischen Gesetzgebung und
den internationalen Vorgaben orientiert, wird darauf verzichtet, zusatzlich spezifi-

199 \/gl. die Ausfilhrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens.
200 Art, 260%uinaies StGB
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sche Organisationen wie Al-Qaida, IS oder andere verwandte Gruppierungen expli-
zit zu nennen und im Gesetzesentwurf aufzulisten. Es bestehen keine Zweifel daran,
dass diese, die innere und dussere Sicherheit der internationalen Staatengemein-
schaft aktuell massiv bedrohenden Terror-Organisationen unter den entsprechenden
neuen Tatbestand von Artikel 260%" Absatz 2 fallen20, Der Mehrwert einer explizi-
ten Nennung ist kaum ersichtlich. Eine solche Aufzahlung vermag vielmehr bloss zu
erklaren, was dem Rechtsanwender bereits von vornherein klar ist. Riickschliisse auf
ganzlich andere, nicht namentlich erwéhnte Organisationen lassen sich durch eine
solche nicht abschliessende Aufzahlung jedoch gerade nicht ziehen, im Gegenteil:
Es besteht das Risiko, dass eine Organisation, die nicht als Anwendungsfall einer
Bestimmung explizit genannt wird, eher als nicht unter die Strafnorm fallend be-
trachtet werden kdnnte.

Stattdessen ergabe sich ein konstantes gesetzgeberisches Problem beziiglich der
Aktualisierung einer solchen beispielhaften Liste. Wéhrend der Bundesrat auf Basis
von Artikel 74 des Nachrichtendienstgesetzes202 mittels Verfligung innert kurzer
Zeit spezifische Organisationen bezeichnen, ins Recht fassen und verbieten kann,
erscheint das Strafgesetzbuch als zentraler Teil der schweizerischen Gesetzesord-
nung als kaum geeignet, um entsprechende «Verbotslisten» regelméssig nachzufiih-
ren, obsolet gewordene Gruppierungen zu streichen und — dies ist der Kernpunkt der
Sache — auf neue Bedrohungen umgehend zu reagieren und entsprechende Organisa-
tionen aufzunehmen. Aus diesen Griinden hat der Strafgesetzgeber bisher stets
entschieden, entsprechende Sachverhalte, Gruppierungen oder Merkmale generell-
abstrakt zu definieren und von der Nennung spezifischer Sachverhalte und Organisa-
tionen abzusehen. An dieser bewahrten Praxis ist festzuhalten.

Die angedrohte Freiheitsstrafe orientiert sich an der Bestimmung gegen kriminelle
Organisationen gemass Absatz 1 des Artikels. Als Mindeststrafe wird auch hier
Geldstrafe vorgesehen, dies unter Beriicksichtigung des Umstandes, dass der Un-
rechtsgehalt einer Unterstiitzungshandlung ohne Bezug zu einem konkreten Delikt
unter Umsténden klein sein kann. Als Hdochststrafe der qualifizierten Begehungs-
form wird in Absatz 3, anwendbar auf terroristische und kriminelle Organisationen
im Sinne des Gesetzes, Freiheitsstrafe bis zu 20 Jahren angedroht, wenn der Téter
einen bestimmenden Einfluss in der Organisation ausiibt203. Hingegen wird, im
Vergleich zu Absatz 1, ein héherer oberer Strafrahmen von zehn Jahren204 fiir den
Grundtatbestand der Unterstlitzung und Beteiligung an einer terroristischen Organi-
sation vorgesehen. Diese Erhohung erfolgt insbesondere unter Berticksichtigung des
Umstandes, dass das unmittelbare Schadigungspotenzial und die direkten Folgen fiir
die betroffene Bevolkerung und den Staat mit seinen Strukturen im Falle von terro-
ristischen Aktivititen, unabh&ngig von dessen Stabilitdt und den herkdmmlichen
Kriminalitatsraten, grésser und einschneidender sein kdnnen, und dass von einer
engeren Umschreibung des Zwecks der Organisation auszugehen ist. Die Verwerf-
lichkeit einer den Terror unterstitzenden strafbaren Handlung ist gross. Der entspre-
chende Unrechtsgehalt der Tat ist angesichts der gesellschaftlichen Achtung sowie
der durch Terrorakte einhergehenden massiven und durch die Offentlichkeit entspre-

201 S0 wie sie, zusammen mit anderen terroristischen Organisationen, gemass konstanter
Rechtsprechung (vgl. Ausflihrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens) bereits heute unter
Art. 260" StGB fallen.

202 v/gl. nachfolgend Kap. 4.3.

203 v/gl. Kap. 4.1.2.3 mit den Ausfihrungen zur Verscharfung der Strafandrohung und den
Auswirkungen.

204 Gegenuiber fiinf Jahren bei der kriminellen Organisation.
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chend wahrgenommenen existenziellen Bedrohung als erhéht einzustufen, was sich
in der erhdhten gesetzlichen Strafandrohung entsprechend niederschlégt.

4.1.2.7 Beibehaltung der Zustandigkeitsregeln

Gegeniiber dem geltenden Recht unverandert bleiben die Regelungen liber die
Zustandigkeit des schweizerischen Strafrichters fiir die Beurteilung von Auslandta-
ten.205 Demnach fallt ebenfalls unter Schweizer Recht, wer die Tat im Ausland
begeht, wenn die kriminelle oder terroristische Organisation ihre Tatigkeit ganz oder
teilweise in der Schweiz ausiibt oder auszuiiben beabsichtigt206, Es bleibt darauf
hinzuweisen, dass diese Zusténdigkeitsregelung eine Erweiterung der Zustandig-
keitsregelungen gemass dem Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches darstellt207
und deren Anwendung nicht einschrankt. Strafbar ist folglich nach wir vor auch der
Schweizer, der im Ausland eine solche Organisation unterstiitzt, auch wenn sie nicht
beabsichtigt, eine Aktivitat in der Schweiz zu entfalten.208

4.1.2.8 Konkurrenz zwischen Art. 260" VE-StGB und den
Grundtatbestanden

Die Frage der Konkurrenz zwischen Artikel 260%" StGB und weiteren Straftatbe-
stdnden — insbesondere den von der kriminellen Organisation begangenen Taten — ist
Gegenstand von Diskussionen. Diese Vorlage bietet die Gelegenheit, die Frage zu
kldren und insbesondere zu entscheiden, ob eine spezifische Konkurrenzregel vorge-
sehen werden muss. Die Arbeitsgruppe der KKJPD schlégt in diesem Zusammen-
hang eine Regelung vor, gemass der die Gerichtshehdrden Artikel 260 StGB
gleichzeitig mit etwaigen weiteren Strafbestimmungen anwenden sollen.209

Geméss Rechtsprechung des Bundesgerichts ist es klar der Wille des Gesetzgebers,
mit Artikel 260%" StGB die Personen zu bestrafen, die sich an einer kriminellen
Organisation beteiligen oder diese unterstiitzen, auch wenn es aufgrund der &usserst
weit entwickelten Aufgabenteilung oder der Verschleierungsmassnahmen der Orga-
nisation nicht mdglich ist, deren Mitwirkung an konkreten Delikten nachzuweisen
und sie folglich zu tberfithren. Wenn sich die Beteiligung an der Organisation oder
die Unterstutzung derselben hingegen in einer nachweisbaren Einzeltat erschdpft, so
darf der Tater ausschliesslich fir die Mitwirkung an dieser Straftat bestraft wer-
den.210 Diese Rechtsprechung wird von der herrschenden Lehre anerkannt.211 In
allen anderen Féllen ist eine gleichzeitige Anwendung von Artikel 260" StGB und
anderen Strafbestimmungen mdoglich (Realkonkurrenz). Dadurch sind insbesondere
folgende Konstellationen abgedeckt:

205 Art. 260" Abs. 5 VE-StGB.

206 |m Unterschied zum geltenden Recht erfolgt hierbei der Verweis neu auf Art. 7 Abs. 4 und
5 StGB (und nicht mehr auf Art. 3), wo die Anrechnung eines allféllig im Ausland ergan-
genen Urteils geregelt wird. )

207 Art. 3 ff. StGB; vgl. auch die weitgehend analoge Regelung von Art. 259 Abs. 1% StGB.

208 7y beachten sind dabei auch die gemass Art. 7 Abs. 1 und 3 StGB statuierten Regelungen.

209 Der von der Arbeitsgruppe der KKJPD vorgeschlagene Art. 260 Abs. 6 lautet wie
folgt: «Begeht der Tater im Rahmen einer kriminellen Organisation weitere Straftaten,
wird er dafiir zusatzlich bestraft».

210 Urteil 6S.229/2005 des Bundesgerichts vom 20. Juli 2005 E. 1.2.3 mit weiteren Hinweisen.

211 Engler, in: Niggli/Wiprachtiger (Hrsg.), Basler Kommentar, Strafrecht 11, Art. 11-392
StGB, Basel 2013, N 20 zu Art. 260™ StGB mit weiteren Hinweisen.
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—  Der Téter versorgt eine kriminelle Organisation mit finanziellen Mitteln im
Wissen, dass diese nur zum Teil fiir einen bestimmten Anschlag verwendet
werden, und dass der Rest firr weitere Delikte dienen wird, hinsichtlich derer
dem Financier keine Tatbeteiligung nachgewiesen werden kann;

— die Unterstlitzungshandlung des Taters geht (iber die konkreten Einzeldelik-
te, die der Organisation nachgewiesen werden konnten, hinaus (der Tater
versorgt z. B. die Organisation mit finanziellen Mitteln, die er selbst mittels
Straftaten212 beschafft hat).

Diese Losung kann weder aus dogmatischer noch aus praktischer Sicht kritisiert
werden. Im Ubrigen hat die subsidiare Anwendung von Artikel 260" StGB vor
allem eine Auswirkung auf die Strafe (Art. 49 StGB ist nicht anwendbar). Der
Strafrahmen fir die Haupttaten, die von kriminellen Organisationen begangen
werden kdnnen, ist allerdings bereits weit genug, damit das Verhalten der betroffe-
nen Person exemplarisch bestraft werden kann. Aus diesen Griinden ist es nicht
angezeigt, Artikel 260" StGB in dem Sinne anzupassen, dass ihn die Gerichtshe-
hdrden stets in echter Konkurrenz anwenden missten.

4.2 Artikel 260 VVE-Strafgesetzbuch: Anwerbung,
Ausbildung und Reisen im Hinblick auf eine
terroristische Straftat

4.2.1 Ausgangslage

Die Analyse der Bestimmungen und Anforderungen des Ubereinkommens und des
Zusatzprotokolls des Europarates, die im Rahmen dieser VVorlage umzusetzen sind,
sowie die weiteren internationalen Standards2!3 fiihren zum Schluss, dass das gel-
tende schweizerische Recht den diesbeziglichen Erfordernissen bereits heute zu
weiten Teilen genugt. Es fehlen jedoch in Teilbereichen spezifische strafrechtliche
Regelungen, welche den Kern der beiden Vertrdge vollstdndig und explizit umset-
zen.214 Fiir eine solche umfassende Umsetzung der Artikel 6 und 7 des Uberein-
kommens sowie der Artikel 3, 4 und 5 des Zusatzprotokolls wird daher vorgeschla-
gen, in den Bereichen der Ausbildung und der Rekrutierung fiir Terrorismus spezifi-
sche Strafbestimmungen einzufiihren. Ebenso wird die Einflihrung einer Strafnorm
gegen das terroristisch motivierte Reisen, einschliesslich dessen Finanzierung,
Organisation und Anwerbung hierfiir, vorgeschlagen. Damit sollen bestehende
Licken des strafrechtlichen Dispositivs, welches auch terroristische Vorfeldhand-
lungen ausserhalb von Organisationen wie Al-Qaida oder IS abdecken muss, ge-
schlossen werden. Dieses Vorgehen und die konkreten VVorschlége stehen denn auch
in Einklang mit der Einschatzung und Mitteilung des Bundesrates vom 14. Oktober
2016 anlasslich der Unterzeichnung des Zusatzprotokolls.215 Auch im internationa-
len Kontext und im Vergleich zur jlngeren Entwicklung der Gesetzgebungen in
anderen européischen Staaten216 ist es sachgerecht, im Sinne der Starkung der straf-

212 Ungetreue Geschaftshesorgung, Diebstahle usw.

213 v/gl. auch Kap. 1.6.

214 v/gl. Kap. 2 und 3.

215 Abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/bj/de/nome/aktuell/news/2015/ref_2015-10-
142 html.

216 \/gl. die Resultate des in den Kap. 2 und 3 einfliessenden Rechtsvergleichs, Zusammenfas-
sung abrufbar unter http://www.isdc.ch/media/1304/newsletter-new-year-edition-
2017_final.pdf.
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rechtlichen Bek&mpfung des Terrorismus, aber auch der Rechtssicherheit und des
Bestimmtheitsgebotes in diesem essentiellen Bereich des Strafrechts neue Strafnor-
men vorzuschlagen.

4272 Erlauterungen zur neuen Strafbestimmung

Die Schaffung einer separaten Strafbestimmung gegen die Anwerbung, Ausbildung
und das Reisen fiir eine terroristische Straftat fihrt gegentiber dem geltenden Recht
in gewissen Teilbereichen zu einer Ausweitung der Strafbarkeit. Vor allem aber
wird eine fiir den einzelnen Rechtsunterworfenen und die Strafverfolgungsbehdrden
klare gesetzliche Grundlage geschaffen, womit den strafrechtlichen Geboten der
Bestimmtheit und Vorhersehbarkeit von Strafbarkeiten verstarkte Nachachtung
verschafft wird. Die Gesetzgebung soll fiir den Einzelnen im Bereich von Handlun-
gen im Vorfeld von terroristischen Akten klar erkennbar machen, welche Verhal-
tensweisen mit Strafe bedroht werden, sobald sie Uber das Potenzial verfigen, zu
einer terroristischen Straftat zu fiihren.

Die systematische Einordnung der neuen Strafbestimmung von Artikel 2605 VVE-
StGB erfolgt unter dem Titel der Verbrechen und Vergehen gegen den 6ffentlichen
Frieden, wo sich bereits die Regelungen gegen kriminelle Organisationen und die
Terrorismusfinanzierung2!7 finden. Die Bestimmung ist als Verbrechenstatbestand
mit einer Strafandrohung von Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder Geldstrafe
ausgestaltet, womit sie als Vortat zu Geldwascherei218 gilt.

Absatz 1 Buchstabe a der neuen Bestimmung bestraft das Anwerben fiir die Bege-
hung oder Teilnahme an einer terroristischen Straftat. Als Anwerben gilt?19 das
aktive VVorgehen im Bestreben, eine oder mehrere bestimmbare Personen fir eine
Angelegenheit zu gewinnen und zu einer entsprechenden Tétigkeit zu bewegen.
Nicht notwendig fur die Strafbarkeit ist, dass die Anwerbung in einem formalisierten
oder hierfur strukturierten Rahmen vorgenommen wird. Ebenso wenig wird voraus-
gesetzt, dass die anwerbende Person selber an einer terroristischen Organisation oder
zusatzlich an der Vorbereitung eines konkreten Terroraktes beteiligt ist220 oder dass
ein mit der Rekrutierung im Zusammenhang stehender konkreter Terrorakt in seinen
Konturen bereits erkennbar ist.

Das Anwerben kann direkt, im persénlichen Kontakt, oder auf andere Weise, bei-
spielsweise via soziale Medien und Internet, geschehen. Fir die Vollendung der
Anwerbung ist es notwendig, dass die angeworbene Person oder die bestimmbare
Personengruppe das Vorgehen und Bestreben des Téaters zumindest zur Kenntnis
nimmt. Eine weitergehende Aktivitat des Adressaten als Folge der erfolgten Anwer-
bung, zum Beispiel die Beteiligung an einer Gruppierung oder die Aufnahme von
Vorbereitungshandlungen fur einen terroristischen Akt, ist hingegen nicht notwen-
dig.221

In subjektiver Hinsicht muss die Anwerbung im Hinblick auf die Verlibung einer
terroristischen Straftat geschehen. Artikel 2605 st ein Vorsatzdelikt. Der Téater
muss zumindest mit dem entsprechenden Eventualvorsatz handeln, das heisst die

217 Art. 260 und Art. 260%inaies StGB

218 Art, 305%¢ StGB

219 \/gl. zum Begriff auch im geltenden Recht Art. 182, 197 oder 272 StGB.

220 Obwohl eine solche Beteiligung oder Unterstiitzung von Seiten des Anwerbenden haufig
gegeben sein wird. .

221 v/gl. zum Ganzen Ziff. 106 ff. EB und die Ausfiinrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens.
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Folge seines Handelns ernsthaft fiir mdglich halten und sie zugleich billigend in
Kauf nehmen.

Von der strafbaren Anwerbung zu unterscheiden ist die Rechtfertigung oder Glorifi-
zierung von Terrororganisationen oder von terroristischen Handlungen. Obwohl
verfehlt und abzulehnen, fallen solche Ausserungen nicht unter den Anwendungsbe-
reich der neuen Strafbestimmung. lhnen hat der Staat, wie spater zu erdrtern sein
wird, mit anderen Mitteln ausserhalb des Strafrechts zu begegnen.222

Die Anwerbung zu Gunsten einer terroristischen Organisation kann, je nach Vorge-
hensweise des Téaters und seiner Position, unter Artikel 260" VVE-StGB oder unter
das Bundesgesetz tiber das Verbot von Al-Qaida und IS fallen223,

Es wird an dieser Stelle davon abgesehen, ebenfalls die Kriminalisierung des Sich-
Anwerben-Lassens vorzuschlagen.224 Eine solche Vorverlagerung der Strafbarkeit
wird durch die beiden umzusetzenden Ubereinkommen des Europarates nicht gefor-
dert225, Der blosse innere Entschluss des Angeworbenen, sich auf eine entsprechen-
de Tatigkeit einzulassen, wére kaum greifbar und entsprechend nur schwer nachzu-
weisen. Unsicherheiten betreffend seines Erkenntnisstandes, worauf er sich tber-
haupt einlésst, stiinden der erforderlichen Rechtssicherheit entgegen und liessen
zuweilen Zweifel an der Strafwirdigkeit aufkommen. Strafbarkeit tritt jedoch bereits
unter geltendem Recht ein, sobald der Angeworbene Vorkehrungen dazu trifft, eine
Straftat vorzubereiten oder er sich an einer entsprechenden Organisation beteiligt
oder diese unterstitzt.

Buchstabe b von Absatz 1 betrifft die terroristische Ausbildung und bestraft denjeni-
gen, der sich im Hinblick auf die Begehung eines Terroraktes anleiten I&sst oder
jemanden anleitet?26. Eine an sich vorgelagerte Teilnahmehandlung wird damit zu
Gunsten der Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums im Kampf gegen
Terrorismus und dessen Vorfeldtaten zu einem eigenstandigen Delikt erhoben. Das
Anleiten respektive das Sich-Anleiten-Lassen muss sich geméass Gesetzestext auf die
Herstellung oder auf den Gebrauch von Waffen, Sprengstoffen, radioaktiven Materi-
alien, giftigen Gasen oder von anderen Vorrichtungen oder gefahrlichen Stoffen
richten227,

Auch hier muss die Tathandlung in subjektiver Hinsicht im Hinblick auf die Ver-
ibung einer terroristischen Straftat geschehen. Der Tater muss zumindest mit dem
entsprechenden Eventualvorsatz handeln, die erworbenen Féhigkeiten spater fur
terroristische Zwecke einzusetzen. Der unter Umstédnden abweichende Unrechtsgeh-
alt der beiden Tatvarianten (aktive und passive Aushildung) ist im Rahmen der
richterlichen Strafzumessung zu berticksichtigen.

Gemaéss Buchstabe ¢ wird bestraft, wer eine grenziiberschreitende Reise unternimmt,
um eine terroristische Straftat zu begehen, sich daran zu beteiligen oder sich daftir
ausbilden zu lassen. Diese Regelung setzt den eigentlichen Kern des Zusatzproto-

222 \/g|. die Ausfiihrungen unter Kap. 4.6.4.

223 v/gl. Ausfiihrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens sowie zu den strafrechtlichen Konkur-
renzen.

224 \/gl. Ausfiihrungen zu Art. 6 des Ubereinkommens und dem einschlagigen Rechtsver-
gleich.

225 vgl. Ausfilhrungen zu Art. 2 des Zusatzprotokolls und den zu den entsprechenden Ver-
handlungen. ) )

226 Zum Begriff vgl. im geltenden Recht Art. 144°, 179 ynd 226 StGB.

227 Zym Anwendungsbereich und den Begriffen kann auf die Ausfihrungen zu Art. 7 des
Ubereinkommens und Art. 3 des Zusatzprotokolls verwiesen werden.
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kolls des Europarates und der zugrundeliegenden Resolution 2178 des UNO-
Sicherheitsrates um.228 Die vorliegende Norm soll, im Gegensatz zum befristeten
Bundesgesetz Uber das Verbot von Al-Qaida und IS und zu Artikel 74 NDG229,
unabhdngig vom Zusammenhang mit einer bestimmten Organisation Anwendung
finden. Auch hier hangt die Strafbarkeit, in subjektiver Hinsicht, davon ab, dass der
Tater seine Handlung im Hinblick auf die Verlibung einer terroristischen Straftat
ausfihrt. Es ist in diesem Zusammenhang fiir die Vollendung des Delikts nicht
notwendig, dass die betreffende Person an ihrem Bestimmungsort ankommt; der
Antritt der Reise kann bereits geniigen.

Strafbar gemiss Absatz 2 der neuen Bestimmung ist in Ubereinstimmung mit den
internationalen Verpflichtungen bei der Bekdmpfung von Terrorismus230 auch, wer
eine solche Reise finanziert, organisiert oder dafiir anwirbt. Nach Artikel 5 des
Zusatzprotokolls muss durch die Strafbestimmung ausserdem nicht nur das Zur-
Verfligung-Stellen von Vermdgenswerten unter Strafe gestellt werden, sondern auch
das Sammeln solcher Vermdgenswerte. Dementsprechend deckt Artikel 2605
Absatz 2 VE-StGB in Anlehnung an Artikel 260%inavies StGB heide Konstellationen
ab. Durch die Kriminalisierung des Sammelns von Vermdgenswerten kann die
Schweiz zudem ihre Pflichten aufgrund der Resolution 2178 und der GAFI-
Empfehlungen erfiillen.231

4.3 Anpassung von Artikel 74 des Bundesgesetzes tber
den Nachrichtendienst (NDG): Organisationsverbot

4.3.1 Ausgangslage

Der Bundesrat beauftragte das zustdndige VBS im November 2009 mit der Ausar-
beitung eines neuen Bundesgesetzes (ber den Nachrichtendienst (NDG). Das Gesetz
regelt alle nachrichtendienstlichen Tatigkeiten und formuliert den Auftrag zur um-
fassenden Lagebeurteilung durch den Nachrichtendienst des Bundes (NDB).

Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen wurde der VVorschlag des Bundesrates
um eine neue Bestimmung ergénzt. Der neu geschaffene Artikel 74 NDG regelt das
sogenannte Organisationsverbot. Dem Bundesrat wird die Kompetenz verliehen,
unter den statuierten gesetzlichen Bedingungen einer konkreten Bedrohung der
inneren oder dusseren Sicherheit des Landes mittels Verfligung ein Organisations-
verbot auszusprechen, ohne auf Notrecht geméss Bundesverfassung zuriickgreifen
zu miissen. Ein solches Verbot stiitzt sich auf einen entsprechenden Beschluss der
Vereinten Nationen oder der Organisation fur Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa. Der Bundesrat konsultiert vorgéngig die fur die Sicherheitspolitik zusténdi-
gen parlamentarischen Kommissionen. Das Verbot muss sich auf terroristische oder
gewalttatig-extremistische Gruppierungen beziehen und ist auf hdchstens finf Jahre
zu befristen. Es kann verldngert werden.

228 \/gl. insb. die Ausfiihrungen zu Art. 4, 5 und 6 des Zusatzprotokolls.

229 /gl nachfolgend Kap. 4.3.

230 vgl. Kap. 1.

231 In der franzosischen Fassung der Resolution 2178 ist von «fourniture» und «collecte» die
Rede, wéhrend in den GAFI-Empfehlungen von «fourniture» und «réunion» gesprochen
wird.
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Das Nachrichtendienstgesetz wurde in der Volksabstimmung vom 25. September
2016 deutlich gutgeheissen und wird voraussichtlich im Herbst 2017 in Kraft tre-
ten232,

Mit der Einfilhrung von Artikel 74 NDG hat das Parlament eine klare und dauerhafte
gesetzliche Grundlage zur Statuierung von Verboten terroristischer oder gewalttatig-
extremistischer Organisationen oder Gruppierungen geschaffen. Zuvor stutzten sich
entsprechende Verbote auf verfassungsunmittelbare Verordnungen des Bundesrates
respektive des Parlaments233. Da eine Verl&dngerung gesetzlich nicht mehr zuldssig
war, verabschiedete das Parlament Ende 2014 das dringliche Bundesgesetz uber das
Verbot der Gruppierungen Al-Qaida, Islamischer Staat sowie verwandter Organisa-
tionen234, welches auf Ende 2018 befristet ist.

Im Rahmen der Ausarbeitung dieser VVorlage ist der Bundesrat zum Schluss gekom-
men, dass die Regelung des Organisationsverbots nach Artikel 74 NDG mit der
Regelung der terroristischen Organisationen im erwéhnten befristeten Bundesgesetz
sowie in Artikel 260®" StGB abzustimmen ist. Im Interesse der Koharenz soll das
Gesetz gegen Al-Qaida und IS weiter gelten, bis die Anpassung von Artikel 74 NDG
vollzogen ist. Der Bundesrat wird dem Parlament in einer separaten Vorlage die
Verlangerung des befristeten Bundesgesetzes beantragen235, da nicht davon auszu-
gehen ist, dass die hier présentierte Vorlage bereits am 1. Januar 2019 oder vorher in
Kraft gesetzt werden kann.

4.3.2 Erlauterungen zum revidierten Organisationsverbot

Die Umschreibung der strafbaren Verhaltensweisen bezuglich der verbotenen Orga-
nisation oder Gruppierung ist mit derjenigen in Artikel 2 des Bundesgesetzes gegen
Al-Qaida und IS identisch und umfasst die Unterstiitzung, Beteiligung, Propaganda,
Anwerbung oder anderweitige Forderung.

Im Vergleich zum erwéhnten Bundesgesetz gegen Al-Qaida und IS bestehen hinge-
gen zwei massgebliche Unterschiede. Zum einen findet sich in Artikel 74 NDG kein
Hinweis auf die Bundeszustandigkeit flir die Verfolgung und Beurteilung entspre-
chender Straftaten, womit die Kompetenz in Féllen eines Organisationsverbots
gemass Artikel 74 NDG grundsatzlich236 bei den Kantonen liegt. Zum anderen lautet
die Strafandrohung, soweit keine strengeren Strafbestimmungen zur Anwendung
gelangen, auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, was einen tieferen
Strafrahmen als in der genannten befristeten Gesetzgebung gegen Al-Qaida und IS
darstellt, welche eine Hochststrafe von funf Jahren vorsieht.

Es erscheint als angemessen und sachgerecht, in diesen beiden Punkten eine Anpas-
sung von Artikel 74 NDG mit einer zumindest teilweisen Angleichung an die Vor-
lauferregelung im Al-Qaida-Gesetz vorzuschlagen, das heisst den Strafrahmen
entsprechend zu erhdhen und die ausschliessliche Zustandigkeit fir die Fiihrung von
Strafverfahren weiterhin den Behorden des Bundes zuzuweisen sowie die Beurtei-

232 Sjehe BBI 2015 7721.

233 v/gl. hierzu die Ubersicht zur Botschaft des Bundesrates zum erwédhnten Bundesgesetz
gegen Al-Qaida, IS und verwandte Organisationen, BBI 2014 8926.

234 SR 122

235 \/gl. Kap. 4.6.6.

236 |n Fallen, in denen keine anderen Straftatbestande zu priifen sind, welche unter die Zustén-
digkeit der Bundesbehdrden fallen, zum Beispiel Art. 260" StGB (Kriminelle Organisati-
onen).
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lung weiterhin der Bundesgerichtsbarkeit zu unterstellen. Die spezialisierten Behor-
den des Bundes haben im Rahmen der Strafverfolgung komplexer Kriminalitatsfor-
men entsprechende Erfahrungen gesammelt und sind, gerade auch im Zusammen-
hang mit der Verfolgung von terroristischen Organisationen und deren Unterst(it-
zern, in der Lage, erfolgreich und effizient entsprechende Strafverfahren zu filhren.
Die Rechtsprechung der vergangenen Jahre legt denselben Schluss nahe. Es scheint
in fachlicher Hinsicht und punkto Ressourcen durchaus sinnvoll und naheliegend,
dass spezifische, im Zusammenhang mit terroristischen oder gewaltextremistischen
Organisationen und Gruppierungen stehende Delinquenz nicht durch eine Vielzahl
von Behorden, wie es bei kantonalen Zustandigkeit der Fall sein konnte, verfolgt
und beurteilt werden. Statt dessen sollen, in bewéhrter Form und unter Konzentrati-
on der Kréfte, die Bundeskriminalpolizei und die Bundesanwaltschaft die entspre-
chenden Félle verfolgen und das Bundesstrafgericht die Beurteilung vornehmen.237
Diese Vorgehensweise hat sich in Anwendung des geltenden Bundesgesetzes gegen
Al-Qaida und IS bewahrt.

Die Strafandrohung firr einen Verstoss gegen Artikel 74 NDG lautet, soweit keine
strengeren Strafbestimmungen zur Anwendung gelangen, auf Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe. Sie wurde damit im Rahmen der Einfiihrung der Be-
stimmung durch das Parlament tiefer angesetzt als in der genannten befristeten
Gesetzgebung gegen Al-Qaida und IS, wo der Strafrahmen bis zu funf Jahren Frei-
heitsstrafe reicht. Da im Rahmen dieser Vorlage vorgeschlagen wird, den oberen
Strafrahmen im Bereich der Bek&mpfung von kriminellen und terroristischen Orga-
nisationen in qualifizierten Fallen auf 20 Jahre anzuheben und die Unterstitzung
oder Beteiligung an einer terroristischen Organisation neu mit bis zu zehn Jahren
Freiheitsstrafe zu bestrafen238, erscheint die Erh6hung der Strafandrohung in Artikel
74 VE-NDG auch unter diesem Gesichtspunkt als angemessen. Sie entspricht damit
auch den Strafandrohungen von Artikel 260%inauies StGB und dem neu vorgeschla-
genen Artikel 26054 VVE-StGB.

Angesichts der breit gefécherten, verschiedenartigen Tathandlungen von Artikel 74
NDG, welche im Vorentwurf unverdndert dbernommen werden, wird jedoch von
einer generellen Anhebung des Strafrahmens abgesehen und statt dessen eine Abstu-
fung bei der Strafandrohung eingefiihrt, welche dem entsprechenden Unrechtsbehalt
der jeweiligen strafbaren Handlung besser Rechnung tragt239: Die Beteiligung,
personelle oder materielle Unterstiitzung und Anwerbung wird neu mit bis zu funf
Jahren Freiheitsstrafe bedroht (das strafbare Verhalten gilt damit als mégliche Vortat
zu Geldwascherei im Sinne von Art. 305 StGB, was namentlich bei der Tatvarian-
te der finanziellen Unterstiitzung von Bedeutung ist). Fir die anderweitige Forde-
rung oder die Organisation von Propagandaaktionen geméss Absatz 4% erscheint die
Beibehaltung des bisherigen Strafrahmens geméss NDG von bis zu drei Jahren als
angemessen und den Prinzipien des Schuldstrafrechts entsprechend. Eine Einschran-
kung des breit gefassten, mit Strafe bedrohten Verhaltens kann in diesem Kontext
dadurch erreicht werden, dass eine gewisse Tatn&he der betreffenden Handlung zu
den Aktivitaten der verbotenen Gruppierung oder Organisation ein Kriterium dar-
stellt.240

237 Art. 74 Abs. 7 VE-NDG, unter gleichzeitiger Anpassung der Mitteilungspflicht gemass
Abs. 7 der aktuellen Bestimmung.

238 \/gl. die Ausfiihrungen unter Kap. 4.1.

239 Abs. 4 und 4° der revidierten Bestimmung von Art. 74 NDG.

240 \gl. hierzu das Urteil des Bundesgerichts vom 22. Februar 2017, 6B_948/2016.
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Dem Gericht wird damit die auch im Vergleich mit anderen Strafbestimmungen
angemessene Mdglichkeit gegeben, in schweren, besonders verwerflichen Féllen der
Unterstiitzung, Beteiligung oder anderen Forderung einer verbotenen Gruppierung
oder Organisation eine einschneidende und erhebliche Freiheitsstrafe auszusprechen,
welche den Unrechtsgehalt der Tat spiegelt und dem Bedirfnis der Bevolkerung und
des Staates nach Sicherheit und Sicherung entsprechend nachkommt.

Der Vorentwurf24l sieht des Weiteren in Anlehnung an die geltende Strafnorm
gegen kriminelle Organisationen vor, dass der Richter die Strafe mildern kann, wenn
der Téater sich bemiiht, die weitere Tatigkeit der Gruppierung oder Organisation zu
verhindern.

Aufgehoben werden kann dagegen die Bestimmung geméss Absatz 6 von Artikel 74
NDG, wonach die allgemeinen Bestimmungen des StGB zur Anwendung gelangen.
Dieser gesetzliche Hinweis, welcher aufgrund seiner Fokussierung auf das Einzie-
hungsrecht missverstandlich sein kann, eribrigt sich, nachdem der geltende Artikel
333 StGB den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches generell als auf andere
Bundesgesetze anwendbar erklart. Die Pflicht zur Mitteilung von Urteilen und
anderen Entscheiden beschrénkt sich angesichts der neu statuierten Bundeszustan-
digkeit fiir die Strafverfolgung auf die Mitteilung an den NDB242,

In allgemeiner Hinsicht ist schliesslich der Ingress zum Nachrichtendienstgesetz
durch die Nennung von Artikel 123 der Bundesverfassung, wonach die Gesetzge-
bung auf dem Gebiet des Strafrechts und des Strafprozessrechts Sache des Bundes
ist, zu ergdnzen.

4.4 Rechtshilfegesetz: Anpassungen im Bereich der
dynamischen Strafrechtshilfe

4.4.1 Ziele der gesetzgeberischen Anpassungen

Die internationale Zusammenarbeit in Strafsachen steht vor der Herausforderung,
der Prdvention eine grossere Bedeutung einzurdumen und sie effizienter zu gestalten
als bisher. Ziel der verstarkten Pravention ist es, rascher einschreiten zu kénnen,
damit grosse Schaden aufgrund von Terroranschldgen, besonders in Form von
Menschenleben und materieller Zerstérung, vermieden werden kénnen.

Der international vernetzte Terrorismus ist nur eine Facette der Kriminalitat, die sich
in den letzten Jahren namentlich wegen der Globalisierung und der immer rascheren
und zunehmenden Interaktion zwischen den Staaten entwickelt hat. Die beste L&-
sung fur dieses Problem ist die «dynamische Rechtshilfe», die auch Gegenstand der
neuen Artikel 80d°s VE-IRSG zur vorzeitigen Ubermittlung von Informationen und
Beweismitteln und 80d®" VE-IRSG zur Errichtung gemeinsamer Ermittlungsgrup-
pen ist.

Mit den beiden Artikeln sollen im schweizerischen Recht Bestimmungen eingefiihrt
werden, die gegentiber allen Staaten angewandt werden koénnen. Die Schweizer
Staatsanwaltschaften und ihre auslandischen Partner sollen damit Terroranschlage
verhiiten und die Zusammenarbeit beschleunigen und die Strafverfolgung verbessern
kénnen. Durch die Regelung im IRSG kann sowohl die Terrorismusbekdmpfung

241 Aps, 4%
242 pbs. 7. Der Bundesanwaltschaft sowie dem Bundesamt fiir Polizei werden die Entscheide
ohnehin mitgeteilt.
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verbessert werden als auch die Bek&mpfung jeglicher damit verbundener Form von
Kriminalitat, beispielsweise des organisierten Verbrechens. Die rasche und effizien-
te Zusammenarbeit muss sich demnach auch gegen die Straftaten richten, die mit
dem geplanten Anschlag oder den geplanten Anschlédgen direkt zusammenhéngen
oder im Vorfeld veriibt werden. Andererseits besteht das Hauptziel der Revision
nicht nur in der Terrorismusbekdampfung. Sie soll auch dazu dienen, die justizielle
Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung anderer Formen schwerer Verbrechen zu
starken, so namentlich der Verbrechen gegen die Menschlichkeit, der Geldwascherei
oder der breit angelegten Korruption —unabhangig davon, ob diese Taten eine Ver-
bindung zu terroristischen Handlungen aufweisen oder nicht.

Die vorgeschlagenen Bestimmungen bezwecken, dass schneller eingegriffen werden
kann und die Zusammenarbeit verbessert wird. Aufgrund ihres Gehalts sind die
Bestimmungen nur unter bestimmten Voraussetzungen anwendbar. Sie entsprechen
dem Wunsch der Strafverfolgungsbehdrden, durch die damit einhergehenden Ver-
besserungen die Anforderungen an eine moderne und wirksame Zusammenarbeit zu
erfiillen.243 In seiner jiungsten Rechtsprechung anerkennt das Bundesgericht den
Nutzen solcher moderner Rechtshilfemassnahmen, die eine gewisse Zeit geheim
bleiben missen, damit die auslandischen Ermittlungen nicht blockiert bzw. geféhr-
det werden. Das Bundesgericht macht unter anderem darauf aufmerksam, dass eine
Rechtsgrundlage notwendig ist, um solche Rechtshilfemassnahmen ergreifen zu
kdénnen.

4.4.2 Artikel 80d°* VE-IRSG: Vorzeitige Ubermittlung
von Informationen und Beweismitteln

4421 Ausgangslage

Mit dieser Bestimmung soll in dringenden und begriindeten Féllen (z. B. Geisel-
nahme, Anschlag auf ein Kernkraftwerk, einen Flughafen, eine Staumauer oder
einen Bahnhof) eine wirksame Prévention ermdglicht werden. Die Bestimmung
enthalt die erforderlichen Garantien, damit sie nicht zu weit ausgelegt wird.

Im Rahmen der vom Ubereinkommen angestrebten Pravention kann durch Avrti-
kel 80d"s VVE-IRSG vermieden werden, dass bei der Verfolgung geplanter schwerer
Verbrechen zu spét reagiert wird. Die Bestimmung trégt dazu bei, dass Leben geret-
tet sowie die korperliche und psychische Gesundheit von potenziellen Opfern be-
wahrt werden kdnnen. Ferner kann die Zusammenarbeit geférdert werden. Durch die
in der Bestimmung statuierte Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen wird
die Effektivitat der Ermittlungen im Bereich des Terrorismus, zum Beispiel zur
Bekdmpfung der Radikalisierung von Personen, sichergestellt. In anderen Worten
soll mit der Bestimmung verhindert werden, dass frihzeitig Informationen tber die
betreffende Strafermittlung bekannt werden und diese so vereitelt wird. Das soll
erreicht werden, indem gemadss den Erfordernissen der ausldndischen Ermittlungen
die Vertraulichkeit gewahrt wird. Die Bestimmung tragt ausserdem den Bedenken
und Kritiken bestimmter Staaten (insbesondere Common-law-Staaten) sowie einem
der acht Handlungsschwerpunkte Rechnung, den die GAFI nach der Landerpriifung
des Jahres 2016 an die Schweiz gerichtet hat mit der Empfehlung, dass die Schwei-

243 Tatigkeitsbericht, Bericht der Bundesanwaltschaft tber ihre Tatigkeit im Jahr 2016 an die
Aufsichtshbehorde, S. 7.
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zer Behdrden Massnahmen ergreifen, um die Vertraulichkeit der Rechtshilfeersu-
chen besser zu wahren.

Die Bestimmung darf nur in einem beschrénkten Rahmen angewandt werden, bevor
die Schlussverfiigung erlassen wird, mit der Uber Gewahrung und Umfang der
Rechtshilfe entschieden wird. Mit verschiedenen Vorkehrungen in der Bestimmung
wird sichergestellt, dass die betreffende Person durch deren Anwendung keinen
Schaden erleidet. Artikel 80d® VE-IRSG unterscheidet sich von Artikel 67a IRSG
in Bezug auf die vorzeitige Ubermittlung (die geméss Art. 80dP® VE-IRSG zulassig
ist, nach Art. 67a IRSG hingegen nicht) sowie in Bezug auf den Zweck: Der Zweck
von Artikel 67a IRSG besteht darin, Informationen, die wahrend einer in der
Schweiz erdffneten Untersuchung erhoben worden sind, einer auslédndischen Behor-
de zu ubermitteln, damit diese ein Rechtshilfeersuchen stellen kann oder um ihr die
Strafuntersuchung zu erleichtern (passiver Charakter). Die Ubergabe von Beweis-
mitteln in Anwendung von Artikel 67a IRSG erfolgt nach der unaufgeforderten
Ubermittlung, wéhrend die Ubermittlung nach Artikel 80dvs VE-IRSG erfolgt,
bevor die betroffene Person Kenntnis davon hat. Dies namentlich, um einen An-
schlag zu verhindern (aktiver Charakter). Schliesslich gilt fir die Massnahmen nach
Artikel 80d°s VE-IRSG das Verhaltnismassigkeitsprinzip.

4422 Erlauterungen zur neuen Bestimmung
Artikel 80d°'s Absatz 1:

Durch die Bedingung nach Artikel 80d" Absatz 1 Buchstabe a, gemass dem eine
vorzeitige Ubermittlung im Interesse des Verfahrens liegen muss, soll hauptséchlich
das Untersuchungsgeheimnis gewahrt werden. Dieses besteht hdufig zum Schutz
eines wesentlichen rechtlichen Interesses, beispielsweise bei Kollusionsgefahr beim
Abhéren von Telefongesprichen oder bei anderen Uberwachungen. Es kann im
Strafverfahren aus Grunden des 6ffentlichen Interesses sowie der inneren oder
&usseren Sicherheit des anderen Staates, der Schweiz oder beider Lander angezeigt
sein. Nach Artikel 80d"® Absatz 1 Buchstabe b konnen Informationen auch zur
Abwehr einer schweren und unmittelbaren Gefahr vorzeitig Gbermittelt werden.

Die Straftaten, auf die Artikel 80d® VE-IRSG anwendbar ist, wiegen schwer, da sie
nach Artikel 80d" Absatz 1 VE-IRSG Anlass zur Auslieferung geben konnen.
Genauer gesagt sind sie mit einer freiheitsbeschrankenden Sanktion von mindestens
einem Jahr oder mit einer schwereren Sanktion bedroht.244

Gestiitzt auf Artikel 80d°s VE-IRSG kann unmittelbar und rasch auf die angeforder-
ten Informationen zugegriffen werden, ohne dass die betroffene Person vorgéngig
ihre Rechte geltend machen kann. Vor allem zur Prdvention, aber auch zur Ahndung
schwerer Verbrechen muss die Zusammenarbeit intensiviert werden. In Bezug auf
die Verhiitung terroristischer Handlungen ist die vorzeitige Ubermittlung nach
Artikel 80d°* VE-IRSG haufig unabdingbar. Artikel 80d® Absatz 1 Buchstabe a
VE-IRSG ist an Artikel 80b Absatz 2 Buchstabe a IRSG angelehnt; Artikel 80dP's
Absatz 1 Buchstabe b bezweckt namentlich die Verhutung einer oder mehrerer
terroristischer Handlungen.

Artikel 80d"s Absatz 2:

244 Art. 35 Abs. 1 Bst. a IRSG
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Zur Forderung einer moglichst wirksamen Zusammenarbeit ist es wichtig, dass die
Informationen sowohl unaufgefordert als auch auf Ersuchen (bermittelt werden
durfen. Die Rechtsordnungen der verschiedenen Staaten unterscheiden sich, oft
kennt ein Staat die Rechtsordnung des anderen nicht (so sind auch die Besonderhei-
ten des Schweizer Rechtssystems den zustandigen auslandischen Behdrden haufig
unbekannt). Fir eine wirksame Zusammenarbeit ist dem Rechnung zu tragen, indem
auch die unaufgeforderte Ubermittlung von Informationen erlaubt wird.

Artikel 80d"s Absatz 3 und 4:

Artikel 80dPs Absatz 4 VE-IRSG bestimmt, unter welchen Bedingungen die vorzei-
tige Ubermittlung von Informationen und Beweismitteln zulassig ist. Die Buchsta-
ben a und b beziehen sich auf die Garantien der anderen Staaten. Geméss der Recht-
sprechung des Bundesstrafgerichts diirfen in der Schweiz erhobene Informationen
von den auslandischen Behdrden ausschliesslich zu Informationszwecken und nicht
als Beweise verwendet werden, solange die Schlussverfiigung der Schweiz im
Rechtshilfeverfahren nicht in Rechtskraft erwachsen ist.245 Mit anderen Worten
durfen die Informationen erst als Beweismittel verwendet werden, wenn die
Schlussverfiigung rechtskraftig ist. Die Verwendung zu Ermittlungszwecken ist
hingegen erlaubt.

Es soll eine missbrauchliche Verwendung der Gbermittelten Informationen verhin-
dert werden und die von der Ubermittlung betroffene Person soll die Mdglichkeit
erhalten, ihre Rechte im Rechtshilfeverfahren vor dem Erlass der Schlussverfiigung
geltend zu machen. Aus diesem Grund ist die vorzeitige Ubermittlung der betroffe-
nen Person gemass Artikel 80d® Absatz 4 Buchstabe b VE-IRSG sobald wie mdg-
lich zur Kenntnis zu bringen. Zur Vermeidung von Missverstdndnissen wird in
Artikel 80d°s Absatz 4 Buchstabe b VE-IRSG auf den Grundsatz nach Artikel 80m
IRSG verwiesen, nach welchem Verfiigungen in einem Rechtsmittelverfahren aus-
schliesslich den in der Schweiz wohnhaften Berechtigten oder den Berechtigten mit
Zustellungsdomizil in der Schweiz zugestellt werden. Als weitere Vorkehrung wird
in der Bestimmung statuiert, dass sich die ersuchende Behdrde, der die Informatio-
nen und Beweismittel Ubermittelt werden, vorgéangig verpflichtet, diese ausschliess-
lich zu Informationszwecken zu verwenden.

Dadurch kann einerseits sichergestellt werden, dass mit der Bestimmung nicht die
Rechtshilfe umgangen wird. Andererseits bietet dies Gewéhr, dass die betroffene
Person, die sich der vorzeitigen Ubermittlung nach Artikel 80d" Absatz 3 nicht
widersetzen konnte, ihre Rechte vor der Schlussverfligung zu Gewéhrung und Um-
fang der Rechtshilfe geltend machen kann. Hier ist darauf hinzuweisen, dass sich die
auslandische Behdrde nach Artikel 80d° Absatz 4 Buchstabe b VE-IRSG vorgangig
verpflichten muss, die zustandige eidgendssische oder kantonale Behérde zu infor-
mieren, sobald die vorzeitige Ubermittlung der berechtigten Person zur Kenntnis
gebracht werden kann, denn die Beziehungen zwischen den Staaten griinden auf
dem Vertrauensprinzip.?*® Der Anspruch auf rechtliches Gehor der betroffenen
Person wird lediglich dadurch eingeschrénkt, dass es erst gewéhrt wird, sobald die
ausléandische Behdrde die schweizerische Behorde, die die Informationen vorzeitig
Uibermittelt hat, geméss Artikel 80d° Absatz 4 Buchstabe b dariiber informiert, dass
es das auslandische Verfahren erlaubt, der betroffenen Person die vorzeitige Uber-
mittlung zur Kenntnis zu bringen. Die betroffene Person kann die vorzeitige Uber-

245 Entscheide BStGer RR.2008.277 und RR.2015.10.
248 Sjehe namentlich BGE 142 11 218 E. 3.1 oder 130 11 217 E. 7.1.

55



mittlung auf jeden Fall spétestens mit Beschwerde gegen die Schlussverfiigung
anfechten.

Nach Artikel 80d®* Absatz 4 Buchstabe ¢ VE-IRSG sind die durch vorzeitige Uber-
mittlung erlangten Informationen oder Beweismittel aus den Akten des auslandi-
schen Verfahrens zu entfernen, wenn die Rechtshilfe verweigert wird.

Artikel 80d°s Absatz 5:

Artikel 80dPs Absatz 5 VE-IRSG ermdglicht es dem Bundesamt fiir Justiz (BJ),
seine Kontrollfunktion als Aufsichtsbehdrde wahrzunehmen. Es liegt zwar in der
Kompetenz der zustdndigen Staatsanwaltschaft, Informationen und Beweismittel zu
Ubermitteln, bevor die Schlussverfligung erlassen wird. Das BJ oder die berechtigte
Person kann ausschliesslich gegen Schlussverfligungen Beschwerde erheben, damit
die vorzeitig Ubermittelten Informationen und Beweismittel aus den Akten des
auslandischen Verfahrens entfernt werden (siehe Erlauterungen zu Art. 80d®s Abs. 4
VE-IRSG oben). Die Bestimmung entspricht dariiber hinaus dem Beschleunigungs-
gebot, dem die zustdndigen Schweizer Behdrden unterstehen, und ist — wie im Fall
der Artikel 20a, 78 und 79 IRSG, in denen das Beschwerderecht ebenfalls ausge-
schlossen wird — das Ergebnis einer optimalen Abwdagung der vorliegenden Interes-
sen. Da die Schlussverfiigung angefochten werden kann, entsteht daraus kein Nach-
teil fiir die betreffende Person.

443 Artikel 80d®" VE-IRSG: Gemeinsame
Ermittlungsgruppen

4431 Ausgangslage

Der Zweck des neuen Artikels 80d®" VE-IRSG besteht in einem raschen gemeinsa-
men Handeln und einer entsprechend wirksameren Zusammenarbeit. Im Bereich der
Terrorismuspravention und -bekdmpfung gilt es, die grenziiberschreitende Dimensi-
on der oft mit dem organisierten Verbrechen zusammenhdngenden Straftaten aufzu-
kléren. Dies geschieht unter Beteiligung anderer Staaten, in denen Verbindungen zur
betreffenden Straftat bestehen oder mit denen die Koordination aus anderen Grin-
den nutzlich ist.

So kann die zustandige Schweizer Staatsanwaltschaft namentlich in begriindeten
Féllen wie beispielsweise der Verhitung eines geplanten Terroranschlags, bei Kol-
lusionsgefahr oder Menschenhandel bestimmte Informationen vorzeitig Gbermitteln.
Als Beispiele fiir die Zusammenarbeit, an denen sich auch Artikel 80d'" VE-IRSG
orientiert, kdnnen namentlich Artikel 20 des Zweiten Zusatzprotokolls zum Européi-
schen Ubereinkommen Uber die Rechtshilfe in Strafsachen247 und die Vereinbarung
infolge der Terroranschldge vom 11. September 2001 in den Vereinigten Staaten248
angefihrt werden.

247 Auf das Zusatzprotokoll wird in den Ausfiihrungen zu Art. 22 des Ubereinkommens
verwiesen.

248 Vereinbarung vom 12. Juli 2006 zwischen dem Eidgendssischen Justiz- und Polizeidepar-
tement und dem Justizdepartement der Vereinigten Staaten von Amerika, handelnd fur
die zustandigen Strafverfolgungsbehdrden der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Vereinigten Staaten von Amerika (iber den Einsatz von gemeinsamen Ermittlungs-
gruppen zur Bekdmpfung des Terrorismus und dessen Finanzierung; SR 0.360.336.1.
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4.4.3.2 Erlauterungen zur neuen Bestimmung
Artikel 80d®" Absatze 1-4:

Wie der neue Artikel 80d VE-IRSG hbietet der neue Artikel 80d® VE-IRSG ein
Instrument fir die «dynamische» Rechtshilfe. Dieses kann aufgrund der Komplexi-
tat, der Schwierigkeit und des grenziibergreifenden Charakters eines Falls erforder-
lich sein sowie aufgrund der Tatsache, dass mehrere Staaten gemeinsam agieren
mussen (meist zwei, manchmal auch mehr). Es unterliegt ebenfalls strengen An-
wendungsbedingungen. Eine gemeinsame Ermittlungsgruppe (im Folgenden GEG)
geht nach Artikel 80d™" Absatz 1 Buchstabe a VE-IRSG immer auf ein oder mehrere
Ersuchen im Bereich der internationalen Strafrechtshilfe sowie nach Artikel 80d®"
Absatz 2 auf eine oder mehrere Strafuntersuchungen zuriick. Ein wesentliches
Merkmal der GEG ist, dass sie nach Artikel 80d'" Absatz 1 Buchstabe b VE-IRSG
fur eine befristete Dauer errichtet wird, die bei Bedarf verlangert werden kann.

Artikel 80d*" VE-IRSG unterscheidet sich von Artikel 65a IRSG zur Anwesenheit
von Personen, die am auslandischen Prozess beteiligt sind, namentlich darin, dass in
Anwendung von Artikel 65a IRSG die beschuldigte oder angeklagte Person sowie
deren Rechtsvertretung beteiligt sein kénnen, wahrend diese nach Artikel 80d"" VE-
IRSG weder anwesend noch vertreten sind. Bei Anwendung von Artikel 80d®
wirken sie im Verfahren erst spater mit. Das Ziel der involvierten Stellen ist, die
Strafermittlungen gemeinsam voranzutreiben.

Artikel 80d®" Absatze 3-8:

Artikel 80d"" VE-IRSG legt den genauen Rahmen fiir die Errichtung und Arbeit der
GEG fest. Meist wird die GEG im Staat errichtet, in dem der Hauptteil der Ermitt-
lungen durchgefiihrt wird. Sie wird mit einer Vereinbarung errichtet. Einige der in
Artikel 80d®" Absatz 5 VE-IRSG festgeschriebenen Punkte des Abkommens er-
scheinen selbstverstandlich. Mit anderen sollen Missverstandnisse vermieden wer-
den. So etwa mit Artikel 80d*®" Absatz 5 Buchstabe f VE-IRSG, geméass dem die
anderen Dienste zu nennen sind, die an der GEG beteiligt sein kdnnen (z. B. Eidge-
ndssische Steuerverwaltung oder Verbindungsstaatsanwaltin/-staatsanwalt bei Eu-
rojust), indem sie diese mit Fachkenntnissen oder beratend unterstiitzen, die grund-
sétzlich aber weder Uber dieselben Rechte verfiigen wie die Mitglieder oder die
entsandten Mitglieder der GEG noch die Informationen der GEG verwenden diirfen.

Die Vereinbarung muss mindestens die unter Artikel 80d"" Absatz 5 Buchstaben a—j
aufgefiihrten Punkte enthalten. Die betreffende Rechtshilfebehdrde des Bundes oder
des Kantons kann die Liste noch ergédnzen und zum Beispiel eine Regelung zu den
Voraussetzungen fir die Benutzung ihrer Fahrzeuge oder zum Waffentragen einfi-
gen. In Artikel 80d*®" Absatz 8 VE-IRSG wird entsprechend klargestellt, welches
Recht anwendbar ist. Die Klausel zur zivilrechtlichen Haftung und strafrechtlichen
Verantwortlichkeit der Verantwortlichen sowie der Mitglieder und der entsandten
Mitglieder der GEG orientiert sich namentlich an den Artikeln 21 und 22 des Zwei-
ten Zusatzprotokolls zum Europaischen Ubereinkommen (iber die Rechtshilfe in
Strafsachen, am Handbuch zu gemeinsamen Ermittlungsgruppen vom 4. November
2011 des Europarates, am Leitfaden «Gemeinsame Ermittlungsgruppen» vom
14. Februar 2017 des Rates der Europdischen Union sowie an Artikel 4 Absatz 3 des
Zusatzprotokolls vom 28. Januar 2002 zum Abkommen vom 11. Mai 1998%*° zwi-

249 SR 0.360.349.11
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schen dem Schweizerischen Bundesrat und der Franzdsischen Republik Uber die
grenziiberschreitende Zusammenarbeit in Justiz-, Polizei- und Zollsachen.

4.5 Bundesgesetz Uber die Bekampfung der
Geldwaéscherei und der Terrorismusfinanzierung:
geénderte Kompetenzen der Meldestelle fur
Geldwaéscherei

45.1 Starkere Kompetenzen der MROS

Bei der Bekampfung der Terrorismusfinanzierung spielen die zentralen Meldestellen
fur Verdachtsmeldungen (Financial Intelligence Units, FIU) eine wichtige und
zentrale Rolle. Der Schweizer Gesetzgeber passt die Kompetenzen der Meldestelle
fur Geldwéscherei (MROS) regelméssig an, um den verschiedenen Herausforderun-
gen, mit denen diese konfrontiert ist, zu begegnen und den Empfehlungen der Grou-
pe d’action financiére (GAFI) sowie anderen internationalen Normen zu entspre-
chen. So erhielt die MROS mit der Anderung des Geldwéaschereigesetzes vom
21. Juni 2013250 im Rahmen ihres Mandats zur Analyse von Verdachtsmeldungen
wie in Empfehlung 29 der GAFI gefordert die Kompetenz, auch mit Finanzinterme-
didren in Verbindung zu treten, die nicht eine Verdachtsmeldung erstattet haben.
Aufgrund der aktuellen Herausforderungen insbesondere bei der Bekdmpfung der
Terrorismusfinanzierung sind die Kompetenzen der MROS zu iiberpriifen und zu
erweitern.

Mit Artikel 11a GwG, der seit dem 1. November 2013 in Kraft ist, wurden die
Analysekapazitdten der MROS verstérkt. VVor Einfihrung dieser Bestimmung und
insbesondere von Absatz 2 war es der MROS ndmlich nicht méglich, Finanzinter-
medidre zu kontaktieren, die keinen Verdacht gemeldet haben, und zwar auch dann
nicht, wenn deren Name in der Verdachtsmeldung eines anderen Finanzintermedidrs
erschien. Die MROS beschrankte sich in ihren Analysen darauf, die Staatsanwalte
Uber das Bestehen der ermittelten Transaktionen oder Geschéftsbeziehungen zu
informieren. Weil die MROS mit Drittintermedidren nicht Kontakt aufnehmen
durfte, um gewisse Sachverhalte abzuklaren, wurde eine hohe Zahl von Meldungen
an die Strafverfolgungsbehdrden Gbermittelt.

Geméss den Statistiken der MROS nimmt die Zahl ihrer Anfragen an Finanzinter-
medidre, die keine Meldung nach Artikel 11a Absatz 2 GwG erstattet haben, stetig
zu. Die Zahl der an die Strafverfolgungsbehorden weitergeleiteten Meldungen hat
seit Inkrafttreten dieses Artikels abgenommen. Der Nutzen dieser Bestimmung ist
also offensichtlich. Sie tragt zur Abklarung verschiedener Sachverhalte bei und
verhindert so, dass die Strafverfolgungsbehdérden mit schwach begriindeten Ver-
dachtsmeldungen belastet werden.

Nach dem geltenden Artikel 11a GwG fordert die MROS nur dann zusétzliche
Informationen ein, wenn sie eine Verdachtsmeldung erhalten hat, deren Analyse
vertiefte Abklarungen erfordert. In seiner Botschaft von 2012 hélt der Bundesrat
fest: «Der Kreis der Drittintermediére, den die Meldestelle geméss Absatz 2 anfra-
gen kann, steht also immer im Zusammenhang mit der von einem Finanzintermediar
eingereichten Verdachtsmeldung und den Erkenntnissen aus der darauf basierenden
Analyse.»

250 AS 2013 3493; BBI 2012 6941
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Artikel 11a Absatz 2 GwG erlaubt es nicht, wirksam auf die aktuellen Herausforde-
rungen insbesondere im Bereich der Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung zu
reagieren. Das Bestehen einer Verdachtsmeldung als Voraussetzung dafiir, dass bei
einem Finanzintermedidr Informationen eingeholt werden dirfen, hindert die MROS
daran, alle vorhandenen Informationen zu verwerten, beispielsweise bei einer An-
frage oder einer unaufgefordert Ubermittelten Information einer auslandischen
Partnerstelle. In einem solchen Fall prift die MROS die Informationen in ihrer
Datenbank, vertieft bei Vorliegen einer Meldung ihre Analyse, fordert bei den
Finanzintermediaren Informationen ein und informiert gegebenenfalls die zustandige
Strafverfolgungsbehorde. Das Problem stellt sich bei einer Anfrage oder einer un-
aufgefordert Gbermittelten Information aus dem Ausland, ohne dass die MROS eine
inlandische Verdachtsmeldung im Zusammenhang mit dieser Anfrage oder unaufge-
fordert Ubermittelten Information erhalten hat. In einer solchen Situation verfiigt die
MROS iiber eine wichtige Information, die fiir den Schweizer Finanzplatz und seine
Reputation heikel oder gar geféhrlich sein kann, die sie aber ohne vorgangige Zu-
stimmung der auslandischen Partnerstelle nicht an eine Strafverfolgungsbehérde
weiterleiten kann.251 Dies hat zur Folge, dass ohne eine solche Zustimmung die
Information bei der MROS blockiert ist. Wirde die MROS die Information ohne
vorgéangige Zustimmung an eine Strafverfolgungsbehdrde in der Schweiz weiterlei-
ten, wirde sie sowohl die GAFI-Standards betreffend die Amtshilfe zwischen FI-
Us252 als auch ihre Verpflichtungen innerhalb der Egmont-Gruppe verletzen. Wenn
es sich um Auskiinfte handelt, die zwischen FIUs ausgetauscht werden, ist die
auslandische Zustimmung zur Weiterleitung der Information an eine Staatsanwalt-
schaft nicht immer gegeben. Zudem waére es flir den Staatsanwalt schwierig, einzig
gestutzt auf eine Kontonummer und eine von der MROS nicht bestétigte Information
ein Verfahren zu er6ffnen. Die systematische Weiterleitung der Information an eine
Staatsanwaltschaft kdnnte zudem eine widersprichliche Situation schaffen: Die
MROS wiirde als Filter dienen fur sdémtliche Meldungen oder Informationen von
Schweizer Finanzintermediaren, die auslandischen Informationen wirde sie aber
ohne weitere Uberpriifung an die Strafverfolgungsbehdrden weiterleiten. Es ist
festzuhalten, dass die bei der MROS eingegangenen Informationen zumeist auch
von ausléndischen Finanzintermedidren stammen, die die Verdachtsmeldungen an
die Partnerstelle der MROS (ibermittelt haben. Somit liegt keine Ungleichbehand-
lung vor.

4511 Bewertung der Kompetenzen der MROS durch die
GAFI

Im Jahr 2016 wurde die Schweiz von ihren Partnerstellen innerhalb der GAFI be-
wertet. Im Hinblick auf die technische Konformitét erachten die Bewerter die Emp-
fehlung 29 der GAFI beziiglich der FIUs als vollumfénglich erfiillt. Der Bericht hebt
jedoch hervor, dass die MROS nicht befugt ist, Anfragen aus dem Ausland umfas-

251 vgl. Botschaft vom 27. Juni 2012 zur Anderung des Geldwaschereigesetzes, BBI 2012
6941.

252 /gl Ziff. 3 der Interpretativnote zur Empfehlung 40 der GAFI, wonach «die Informationen
nur zu den Zwecken verwendet werden dirfen, fir die sie verlangt und zur Verfugung ge-
stellt worden sind. Die Weitergabe der Informationen an andere Behorden oder an Dritte
sowie die Verwendung der Informationen zu administrativen, gerichtlichen, Untersu-
chungs- oder Strafverfolgungszwecken, die tber die urspriinglich festgelegten Zwecke
hinausgehen, sind vorgangig von der ersuchten zustdndigen Behorde zu genehmigen.»
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send zu bearbeiten, indem sie ohne vorherige Verdachtsmeldung Finanzintermediére
kontaktiert. Dass sich die MROS aufgrund der auslandischen Informationen an die
Aufsichts- oder Strafverfolgungsbehorden in der Schweiz wenden kann, damit diese
entsprechende Massnahmen ergreifen, ist geméass der GAFI nicht ausreichend. Nach
Ansicht der Bewerter gewahrleistet diese Vorgehensweise nicht, dass die MROS
Zugang zu den von einer auslandischen Meldestelle verlangten Informationen hat.
Die Bewerter stellen eine Ungleichbehandlung fest zwischen den auf nationaler
Ebene tber Verdachtsmeldungen eingehenden Informationen und den aufgrund der
Amtshilfe von auslandischen FIUs erhaltenen Informationen. In Bezug auf die
wichtige GAFI-Empfehlung 40, die sich mit der internationalen Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Behdrden auf nicht gerichtlicher Ebene befasst, wird
die Schweiz als teilweise konform (also ungeniigend) bewertet; dies vor allem
deshalb, weil der MROS bei der Zusammenarbeit Grenzen gesetzt sind.

Neben der fehlenden technischen Konformitat mit der Empfehlung 40 der GAFI
wurde festgestellt, dass auch die Effizienz der von der MROS gewahrten internatio-
nalen Zusammenarbeit dadurch eingeschrankt wird, dass sie Finanzintermedidre
ohne bestehende Verdachtsmeldung nicht kontaktieren darf. Angesichts der Rolle
dieser Zusammenarbeit im Kontext der Schweiz, insbesondere aufgrund der Bedeu-
tung des Schweizer Finanzplatzes, erachten die Bewerter dies als erheblichen Man-
gel. Sie haben festgehalten, dass die Schweiz in Bezug auf die internationale Zu-
sammenarbeit nur eine mittelmassige Wirksamkeit erreicht hat. Diese Beurteilung
ist ebenfalls nicht gentigend.

Die Bewerter haben der Schweiz ausdriicklich empfohlen, die Einschrankungen, die
sich auf den Informationsaustausch durch die MROS auswirken, aufzuheben. Sie
haben die Behebung des Mangels beziiglich der Empfehlung 40 zur internationalen
Zusammenarbeit der MROS zu einem der acht Handlungsschwerpunkte der Schweiz
erklart. Dies zeigt, wie viel Bedeutung sie der Zusammenarbeit der MROS beimes-
sen. Deshalb sind die gesetzlichen Beschrénkungen, die eine effiziente Zusammen-
arbeit der MROS mit ihren ausléndischen Partnerstellen — inshesondere bei der
Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung, aber auch anderer Formen der Wirt-
schaftskriminalitat wie Geldwéscherei — verhindern, rasch aufzuheben.

45.1.2 Grundsatze der Egmont-Gruppe

Der Bundesrat hat sich bereits zur Wechselwirkung zwischen der GAFI und der
Egmont-Gruppe253 gedussert. Die Egmont-Gruppe soll auf operativer Ebene den
Informationsaustausch zwischen den FIUs der verschiedenen Mitgliedlander erleich-
tern. Die MROS st seit 1998 Mitglied der Egmont-Gruppe. Die Meldestelle nutzt
den von der Egmont-Gruppe bereitgestellten gesicherten Kanal fur den Informati-
onsaustausch aktiv. Allein im Jahr 2016 wurden mit ausldndischen Meldestellen
Informationen zu Gber 7000 (natlrlichen und juristischen) Personen ausgetauscht.
Dieser Austausch ist fiir die Analysen der MROS &usserst wichtig. Die meisten ihrer
Verdachtsmeldungen weisen einen Auslandbezug auf, was sich mit der Bedeutung
und dem internationalen Charakter des Schweizer Finanzplatzes erkldren lasst.

Der Informationsaustausch in der Egmont-Gruppe stiitzt sich auf die Grundsatze der
GAFI und konkretisiert diese. In Bezug auf die Kriterien der Empfehlung 40 ist in

253 \/gl. Botschaft vom 27. Juni 2012 zur Anderung des Geldwischereigesetzes, BBI 2012
6950.
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den Grundsétzen der Egmont-Gruppe festgehalten, dass «FIUs in der Lage sein
sollten, Anfragen im Namen von ausléndischen FIUs durchzufiihren und mit diesen
auslandischen FlUs alle Informationen auszutauschen, die sie bei Anfragen im
Inland erhalten wiirden.» Dieser Grundsatz besagt, dass die MROS alle ausléndi-
schen Informationen gleich behandeln soll wie Verdachtsmeldungen, die sie von
Finanzintermediéren auf nationaler Ebene erhalten hat. Gemass Artikel 11a Absatz 2
GwG kann die MROS gestutzt auf eine Verdachtsmeldung eines Schweizer Finan-
zintermedidrs mit einem Finanzintermediar in Verbindung treten, nicht aber gestitzt
auf eine auslandische Information. Die beiden Informationsquellen (die nationale
und die internationale) werden somit nicht gleich behandelt, wie dies die Grundsétze
der Egmont-Gruppe verlangen. Die Praxis der MROS zeigt auch, dass sich die
Nichtanwendung dieses Grundsatzes stark auf den internationalen Austausch aus-
wirkt, denn rund 60 Prozent der ausl&ndischen Anfragen werden von der Meldestelle
ablehnend beantwortet.

45.1.3 Kurzer Rechtsvergleich

Die Vierte Richtlinie des Parlaments und des Rates der Européischen Union vom
20. Mai 2015 (2015/849) zur Verhinderung der Geldwasche sieht in Artikel 53
Absatz 2 vor, dass FIUs bei der Beantwortung einer auslandischen Anfrage samitli-
che verfligbaren Befugnisse nutzen missen, die sie zur Beantwortung einer inl&ndi-
schen Anfrage nutzen wirden. Hier findet sich der Grundsatz der GAFI und der
Egmont-Gruppe wieder, wonach ausléandische und inléndische Anfragen gleich zu
behandeln sind.

Verschiedene FlUs, die mit der MROS vergleichbar, das heisst administrativer
Natur sind, dirfen sich ohne die Voraussetzung einer bestehenden Verdachtsmel-
dung an die Verpflichteten wenden.

So verleiht in Frankreich Artikel L. 561-25254 des Code monétaire et financier
(Gesetz Uber das Wéhrungs- und Finanzwesen) der FIU (Tracfin) die Kompetenz,
von den Personen, die einer meldepflichtigen Berufsgruppe angehoren, alle von ihr
bendtigten Unterlagen und Akten einzufordern und eine entsprechende Frist anzu-
setzen. Diese Kompetenz («droit de communication aupres des professionnels»)255
ist auch ausdruicklich in der oben genannten Bestimmung vorgesehen, damit die
Anfragen auslandischer FIUs beantwortet werden kénnen.

Die italienische Gesetzgebung legt die Kompetenzen ihrer FIU (UIF) allgemeiner
fest. So kann die FIU nach Artikel 6 Absatz 6 Buchstabe ¢ der Gesetzesverordnung
231/2007 von den Meldepflichtigen samtliche Informationen und Daten einfordern,
die sie zur Auslbung ihrer Funktion bendtigt. Diese Bestimmung sieht keinerlei
Voraussetzungen (wie eine vorgéangig bestehende Verdachtsmeldung) vor. Somit
kann die FIU diese sowohl fir Anfragen, die sich auf ihre Analysen stitzen, als auch
fur Anfragen von ausléndischen Partnerstellen verwenden.

In Belgien legt das Gesetz vom 11. Januar 1993 zur Verhinderung der Nutzung des
Finanzsystems zum Zweck der Geldwdasche und der Terrorismusfinanzierung in

254 Geandert durch Artikel 5 der Verordnung Nr. 2016-1635 vom 1. Dezember 2016 zur
Stérkung des franzosischen Systems zur Bekdmpfung der Geldwéscherei und der Terro-
rismusfinanzierung.

255 Abrufbar unter http://www.economie.gouv.fr/tracfin/pouvoirs-tracfin.
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Artikel 22 Absatz 2 fest, dass die belgische FIU (CTIF) Informationen entgegen-
nimmt und analysiert, die namentlich von auslandischen Organisationen tibermittelt
werden, die im Rahmen einer gegenseitigen Zusammenarbeit &hnliche Funktionen
erfullen wie sie. In diesem Zusammenhang kann CTIF nach Artikel 33 Absatz 1 des
genannten Gesetzes von den Finanzintermedidren ergénzende Informationen verlan-
gen, wenn sie diese flr die Erfiillung ihres Auftrags als niitzlich erachtet. Die inter-
nationale Zusammenarbeit ist gemass Artikel 22 Absatz 2 ein integrierender Be-
standteil ihrer Funktionen. Die von einer auslandischen FIU tbermittelten Informa-
tionen werden von Amts wegen als Verdachtsmeldung behandelt, wodurch CTIF
alle zur Durchfiihrung ihrer Analyse nétigen Befugnisse erhélt.

Liechtenstein verleiht seiner FIU (Stabstelle FIU) ebenfalls eine allgemeine Kompe-
tenz. Nach Artikel 5a Absatz 1 Buchstabe b des Gesetzes vom 14. Mérz 2002 (ber
die Stabstelle Financial Intelligence Unit (FIU) kann die Stabstelle FIU Auskinfte
nach Artikel 19a Absatz 1 des Sorgfaltspflichtgesetzes vom 11. Dezember 2008
einholen. Dieser hélt fest, dass die Informationen namentlich fir Analysen verwen-
det werden, was ein Haupttatigkeitsbereich der Stabstelle FIU ist. Die nationale oder
internationale Herkunft der flr die Analyse verwendeten Informationen ist unerheb-
lich. Das Bestehen einer Verdachtsmeldung ist keine VVoraussetzung dafiir, dass die
Stabstelle FIU die fur die Analyse benétigten Informationen einholen darf.

4514 Erganzung von Artikel 11a GWG durch einen neuen
Absatz 20

Die ablehnenden Antworten, die die MROS ihren ausldndischen Partnerstellen
geben muss, betreffen sowohl die Terrorismusfinanzierung als auch die Geldwa-
scherei und ihre Vortaten. Die Verwendung dieser Informationen ist wichtig, um zu
vermeiden, dass der Schweizer Finanzplatz fur die Anlage von Geldern verbrecheri-
scher Herkunft genutzt wird. Im Fall der Terrorismusfinanzierung konnten diese
Informationen die nationale und internationale Sicherheit betreffen. Vor diesem
Hintergrund soll die MROS mit der vorliegenden Anderung die Kompetenz erhalten,
Finanzintermediére auch aufgrund einer Anfrage oder einer unaufgefordert ubermit-
telten Information einer auslandischen Meldestelle zu kontaktieren. Diese Kompe-
tenz ist erforderlich, damit die Schweizer MROS ihre Aufgabe optimal erfillen und
so wirksam zur internationalen Bekdmpfung von Geldwascherei und Terrorismusfi-
nanzierung beitragen kann.

Die neue Bestimmung ist im 3. Abschnitt «Herausgabe von Informationen» des
GwG aufzunehmen. Diese befasst sich ebenso wie Artikel 11a Absatz 2 mit einem
Informationsersuchen, das die MROS an Finanzintermediare richtet, die keine
vorgangige Verdachtsmeldung im Zusammenhang mit der Anfrage der MROS
vorgenommen haben. Die Kontaktaufnahme der MROS mit dem Finanzintermediar
erfolgt jedoch auf einer anderen Grundlage. Hier geht es um eine ausléandische
Information, beispielsweise ein Amtshilfeersuchen einer Partnerstelle, und nicht um
eine Verdachtsmeldung eines Schweizer Finanzintermedidrs. Angesichts dieser
unterschiedlichen Ausgangslage, aber auch wegen der Klarheit des Wortlauts von
Artikel 11a GwG ist vielmehr die Einflihrung eines neuen Absatzes anstatt die
Anderung von Absatz 2 anzustreben. Somit wird vorgeschlagen, Artikel 11a GwG
um einen Absatz 2P zu ergénzen, der die Kompetenzen der MROS erweitert, indem
dieser die Kontaktaufnahme mit Finanzintermedidren aufgrund einer ausléandischen
Information erlaubt wird. Die MROS behandelt also Informationen von Schweizer
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Finanzintermediéren gleich wie solche einer auslandischen Meldestelle. Damit kann
sie sich an die aktuellen Herausforderungen bei der Bekdmpfung der Geldwascherei
und der Terrorismusfinanzierung sowie an die internationalen Anforderungen in
diesem Bereich anpassen.

Artikel 11a Absatz 3 GWG betreffend die von der MROS anzusetzende Frist fur die
Zustellung der Dokumente ist dahingehend zu ergénzen, dass der neue Absatz 2P
darin genannt wird.

4515 Erlauterungen zu Artikel 11a Absatz 2% GWG

Diese neue Bestimmung erganzt die Kompetenzen der MROS im Bereich der inter-
nationalen Amtshilfe. Sie bezieht sich auf auslandische Informationsersuchen, die
die MROS geméss den Artikeln 30-32 GwG bhehandelt.

Der neue Artikel 11a Absatz 2 bezieht sich in erster Linie auf eine Analyse der
MROS. Hier geht es nicht um die Analyse einer Verdachtsmeldung eines Finanzin-
termediérs. Dieser Fall ist bereits in Artikel 11a Absatz 1 geregelt, in dem es um
zusatzliche Informationen fiir die Behandlung einer Verdachtsmeldung geht. Viel-
mehr geht es um Situationen, in denen die MROS ein auslandisches Ersuchen erhalt,
ohne dass ihr eine vorgéngige Verdachtsmeldung eines Schweizer Finanzintermedi-
&rs vorliegt. In einem solchen Fall besteht die Analyse in erster Linie darin, die
Namen zu Gberpriifen und diese im Informatiksystem nach Artikel 23 Absatz 3
GwG zu erfassen. Die MROS Uberpriift dann in allen verfiigbaren Datenbanken, ob
die natirlichen oder juristischen Personen, die von der Anfrage der ausléndischen
Meldestelle betroffen sind, den Schweizer Behorden bekannt sind. Am Schluss
dieser Nachforschungen und Uberpriifungen beurteilt die MROS in einem letzten
Schritt ihrer Analyse die verfugbaren Informationen und erstellt den Antwortbericht
an ihre ausléndische Partnerstelle. Um diese Analyse geht es in Artikel 11a Absatz
2bis GwG.

Sodann bezieht sich diese Bestimmung auf die Informationen einer ausléandischen
Meldestelle. Dabei kann es sich um ein Informationsersuchen oder eine unaufgefor-
dert Ubermittelte Information handeln. Informationsersuchen von ausléndischen
FIUs konnen unterschiedliche Ausgangslagen haben. Diese Vielfalt ergibt sich aus
den unterschiedlichen Meldesystemen25¢ und somit aus den Kompetenzen der FIUs.
So kdénnen die Anfragen insbesondere auf die Verdachtsmeldungen der Finanzin-
termediére im jeweiligen Land zuriickgehen oder auf die Analysen der ausléandi-
schen FIU aufgrund der Informationen, die sie auf nationaler oder internationaler
Ebene erhélt. Die ausléndischen Meldestellen kdnnen um Informationen krimineller
oder transaktioneller Art ersuchen. Unaufgefordert Ubermittelte Informationen
unterscheiden sich insofern von den vorgenannten, als die auslandische FIU keine
Antwort verlangt. Sie beschrénkt sich darauf, der MROS eine Information (gleicher
Herkunft wie die oben genannten Informationsersuchen) im Zusammenhang mit der
Schweiz bereitzustellen. Die MROS analysiert die beiden Arten von Informationen
auf die gleiche Weise. Nach dem neuen Artikel 11a Absatz 2P beschrinken sich die
Nachforschungen der MROS zur Analyse und Beantwortung der ausldndischen

256 Das Schweizer Meldesystem, das sich auf eine Verdachtsanalyse stitzt, unterscheidet sich
von den meisten auslandischen Meldesystemen, die hauptséchlich auf verdachtigen
Transaktionen (STR, «suspicious transaction report»), auf blossen Transaktionsgrenzbe-
tragen (CTR, «currency transaction report») oder auf ungewohnlichen Transaktionen
(UTR, «unusual transaction reports») basieren.
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Anfragen im Zusammenhang mit diesen Informationen nicht mehr auf die Daten-
banken oder auf die Amtshilfe anderer Schweizer Behdrden. Die MROS kann neu
auch bei den Finanzintermediaren Informationen einholen.

Die MROS richtet ihr Informationsersuchen direkt an den Finanzintermedidr. Die
erhaltenen Informationen werden ausschliesslich im Rahmen der Analysen beziig-
lich der Geldwéscherei und ihrer Vortaten sowie der Terrorismusfinanzierung ver-
wendet. Das Auskunftsersuchen gilt nicht als Verfiigung zur Herausgabe von Do-
kumenten geméss den Bestimmungen der Strafprozessordnung2s’. Die MROS ist
keine Strafbehdrde im Sinne dieses Gesetzes. Zudem darf die Anfrage nicht automa-
tisch eine Verdachtsmeldung bei der MROS ausldsen. Wie vom Bundesrat festge-
halten258, missen Finanzintermediére solche Anfragen beantworten. Sie kdnnen den
Umstand, dass es sich um eine Anfrage einer Behorde handelt, die sich auf einen
Verdacht der Geldwascherei oder der Terrorismusfinanzierung stiitzt, nicht ignorie-
ren. Der Finanzintermedidr muss also weitere Abklarungen treffen und bei einem
Verdacht den Fall der MROS melden.

Der Informationsaustausch ist in Artikel 30 ff. GwG geregelt. Bei der Beantwortung
von auslandischen Anfragen tberpriift die MROS zunéchst die Voraussetzungen von
Artikel 30 GwG. Hier geht es insbesondere um die Anwendung des Grundsatzes der
Spezialitat, der Gegenseitigkeit und der Wahrung des Amtsgeheimnisses. Dann
missen die Anfragen der auslandischen Meldestellen den Anforderungen von Atrti-
kel 31 GwG entsprechen. Die MROS ist also nicht bereit, auf Anfragen einzutreten,
die offensichtlich keinen Zusammenhang mit der Schweiz aufweisen (Fishing Expe-
ditions). Sie antwortet auch nicht auf Ersuchen, mit denen die Rechtshilfe in Strafsa-
chen umgangen werden soll. Und schliesslich erteilt sie keine Auskinfte in Féllen,
in denen die nationalen Interessen oder die Sicherheit und die 6ffentliche Ordnung
in der Schweiz gefahrdet sein kénnten. Die MROS ubermittelt Informationen nur in
Berichtsform (intelligence), sie Gbermittelt keine Beweismittel.

Der ersuchte Finanzintermediér stellt der MROS die ihm vorliegenden Informatio-
nen zur Verfugung. Der Bundesrat hat im Rahmen von Artikel 11a GwG Folgendes
festgehalten259: «Als verfiigbar gelten alle Informationen, welche in den Entitaten
eines Unternehmens vorhanden sind oder beschafft werden konnen, soweit diese
Entitéten der schweizerischen Jurisdiktion unterliegen.»

Nach Artikel 11a Absatz 3 beantworten die Finanzintermedidre Anfragen der
MROS innerhalb der von dieser angesetzten Fristen. Die Meldestelle setzt diese
Fristen neu auch fiir Anfragen nach Artikel 11a Absatz 2° GwG fest.

257 SR 312.0 )
258 vgl. Botschaft vom 27. Juni 2012 zur Anderung des Geldwéschereigesetzes, BBI 2012

6941.
259 V/gl. Botschaft vom 27. Juni 2012 zur Anderung des Geldwischereigesetzes, BBI 2012
6941.
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45.2 Meldepflicht der Handlerinnen und Handler bei
Verdacht auf Terrorismusfinanzierung

45.2.1 Erganzung zu den Anderungen des GwG betreffend
die Handlerinnen und Héandler

Mit der Anderung des Geldwiéschereigesetzes vom 12. Dezember 2014260 (GWG)
wurden Bestimmungen eingefiihrt fir natiirliche und juristische Personen, die ge-
werblich mit Giitern handeln und dabei Bargeld in H6he von {iber 100 000 Franken
entgegennehmen («H&ndlerinnen und Handler» im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bst. b
GWwG). In solchen Fallen miissen die H&ndlerinnen und Héndler die Sorgfaltspflich-
ten nach Artikel 8a GwG erfiillen; so missen sie die Kundin oder den Kunden
identifizieren, die wirtschaftlich berechtigte Person feststellen und unter gewissen
Umsténden die Hintergriinde und den Zweck eines Geschéfts abklaren. Diese Pflich-
ten gelten auch dann, wenn die Barzahlung in mehreren Tranchen erfolgt. Sie entfal-
len jedoch, wenn die Zahlung Uber einen Finanzintermedi&r abgewickelt wird.

Wenn die Héndlerinnen und Héndler nach diesen Abklarungen den begriindeten
Verdacht haben, dass die verwendeten Barzahlungsmittel von einer kriminellen
Organisation stammen oder das Ergebnis von Geldwéscherei sind, dass sie aus
einem Verbrechen oder aus einem qualifizierten Steuervergehen herriihren oder dass
sie der Verfugungsmacht einer kriminellen Organisation unterliegen, sind sie nach
Artikel 9 Absatz 1° GwG verpflichtet, dies der MROS unverziiglich zu melden.
Wie die Bewerter der GAFI festgehalten haben, erstreckt sich diese Pflicht jedoch
nicht auf Falle, in denen die Handlerinnen und Héandler einen Zusammenhang mit
Terrorismusfinanzierung vermuten. In einem solchen Fall missen sich die Handle-
rinnen und Handler gegenwdrtig an die Polizei wenden. Die Informationen gehen
somit nicht direkt an die MROS, die diese Uberpriifen und ergénzen koénnte, insbe-
sondere indem sie mit ihren ausléndischen Partnerstellen Informationen austauscht.
Der Verdacht auf Terrorismusfinanzierung begriindet bereits eine Meldepflicht fiir
Finanzintermediére (Art. 9 Abs. 1 Bst. a Ziff. 4 GwG). Daher besteht eine mangeln-
de Koharenz zwischen Artikel 1 und Absatz 1°% von Artikel 9 GwG. Die Unter-
scheidung zwischen Verdacht auf Geldwéscherei und Verdacht auf Terrorismusfi-
nanzierung bei Handlerinnen und Handlern ist nicht gerechtfertigt und somit aufzu-
heben. Artikel 9 Absatz 1°s GWG ist deshalb mit einem neuen Buchstaben d zu
ergdnzen, der sich auf die Terrorismusfinanzierung bezieht. Weitere Bestimmungen
betreffend die Héandlerinnen und Héndler wie die Artikel 8a und 15 GwG sind
entsprechend zu erganzen.

45.2.2 Erlauterung der neuen Bestimmungen

Buchstabe d von Artikel 9 Absatz 1P GwG verpflichtet die Handlerinnen und
Héndler neu, der MROS unverziiglich Meldung zu erstatten, wenn sie einen begriin-
deten Verdacht auf Terrorismusfinanzierung haben. Dieser neue Buchstabe (ber-
nimmt den Wortlaut von Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 4 GwG betreffend
die Meldepflicht fur Finanzintermedidre bei Verdacht auf Terrorismusfinanzierung.

Die neue Meldepflicht fir Handlerinnen und Héndler gilt nur fur Bartransaktionen
von mehr als 100 000 Franken gemdss Artikel 8a GwG. Folglich ist diese Bestim-

260 AS 2015 1389; BBI 2014 687

65



mung ebenfalls anzupassen, indem Absatz 2 Buchstabe b durch die Terrorismusfi-
nanzierung erganzt wird.

Die Meldepflicht von Héandlerinnen und Héandlern muss sich auch auf deren Revisi-
onsstellen niederschlagen. Stellen diese fest, dass eine Handlerin oder ein Handler
die Meldepflicht nach dem neuen Artikel 9 Absatz 1% Buchstabe d nicht erfiillt hat,
mussen sie unverziglich die MROS informieren. Deshalb ist Artikel 15 Absatz 5
GwG durch einen neuen Buchstaben d zu erganzen, der diese Falle abdeckt.

4.6 Weitere geprifte Fragen und gesetzliche
Anpassungen
46.1 Strafrechtliche Konkurrenzen

Die im Rahmen dieser Vorlage neu vorgeschlagenen oder zu revidierenden Strafbe-
stimmungen und deren Anwendungsbereiche sind, je nach konkreter Fallkonstellati-
on, zum Teil Oberlappend und voneinander nicht immer leichthin abzugrenzen.
Entsprechend wird es unter anderem Aufgabe der Strafverfolgungsbehérden und
Gerichte sein, die entsprechende Einordnung von strafbaren Verhaltensweisen unter
die anwendbaren Strafbestimmungen vorzunehmen.

Bei der Beurteilung der Anwendbarkeit der Strafbestimmungen und deren Verhalt-
nis zueinander ist insbesondere zu beriicksichtigen, dass die Inanspruchnahme des
Organisationsverbotes nach Artikel 74 VE-NDG unter anderem voraussetzt, dass
eine konkrete innere oder dussere Bedrohung der Schweiz vorliegt. Wird eine solche
Bedrohung festgestellt und erl&sst der Bundesrat, nach Konsultation der parlamenta-
rischen Kommissionen, ein entsprechendes Verbot, liegt ein starkes Indiz daftr vor,
dass Artikel 74 VE-NDG auf einen die verbotene Organisation oder Gruppierung
betreffenden Sachverhalt Anwendung findet, sofern nicht strengere Strafbestim-
mungen vorliegen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass die Anwendung
von Artikel 74 VE-NDG grundséatzlich nicht beschrankt ist auf Organisationen,
welche punkto Strukturierung und Organisationsgrad die Anforderungen des Straf-
tatbestandes von Artikel 260" VE-StGB erfiillen. Angesichts des Gefahrdungspo-
tenzials von Organisationen oder Gruppierungen gemass Artikel 74 NDG und ange-
sichts der bisherigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist jedoch davon auszuge-
hen, dass eine gemdss NDG verbotene Organisation hdufig auch die gesetzlichen
Anforderungen nach Art. 260" VE-StGB erfiillen wird. Diesfalls geht Artikel 260"
VE-StGB als strengere Strafbestimmung vor.

Der neue Straftatbestand gegen Anwerbung, Ausbildung und Reisen im Hinblick auf
eine terroristische Straftat26! bestraft die aktive und passive Seite der Ausbildung,
die (aktive) Anwerbung sowie das Reisen zwecks Terrorismus und entsprechende
Unterstiitzungshandlungen. Trotz seiner spezifischen Ausgestaltung und Formulie-
rung geht dieser Tatbestand den generelleren Bestimmungen der Beteiligung an oder
Unterstiitzung einer kriminellen Organisation nicht in jedem Fall vor, dies insbeson-
dere unter Berlicksichtigung des Umstandes, dass die vorgeschlagene revidierte
Bestimmung gegen terroristische Organisationen mit einer hoheren Strafandrohung
versehen ist. Zu beriicksichtigen ist hingegen, dass die Anwendung des neuen Arti-
kel 260%*es \VE-StGB den Bezug zu einer entsprechenden Organisation nicht erfor-
derlich macht, sondern auch alleine handelnde Téter erfasst. Stellt die Anwerbung,

261 Art. 260%" VE-StGB
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Ausbildung oder das Reisen bloss einen Teilbereich der Unterstiitzung oder Beteili-
gung an einer Organisation dar und wird damit nicht der gesamte Unrechtsgehalt der
Tat durch die Anwendung nur einer Bestimmung abgedeckt, sind beide Strafbe-
stimmungen (d.h. Art. 260%*es und Art. 260" VE-StGB bzw. Art. 74 VE-NDG) in
echter Konkurrenz anwendbar.

46.2 Artikel 2609uinavies StGB: Finanzierung des
Terrorismus

Das Ubereinkommen und das Zusatzprotokoll wirken sich nicht direkt auf Arti-
kel 260euinauies StGB aus, der die Finanzierung des Terrorismus unter Strafe stellt.
Die vorliegende Vorlage bietet jedoch die Gelegenheit, ihn kurz zu Uberprifen.
Zunéchst ist zu erwahnen, dass die Uberpriifung von Artikel 260%inauies StGB durch
die GAFI keine Licken aufgezeigt hat. Auch wenn bisher noch kein Strafurteil
gestutzt auf diese Bestimmung ausgesprochen worden ist, spielt sie ebenfalls eine
wichtige Rolle firr die Rechtshilfe in Strafsachen — bei der fiir die Anwendung von
Zwangsmassnahmen die beidseitige Strafbarkeit erforderlich ist262 — und ist unter
den Straftaten nach Artikel 9 des Geldwaschereigesetzes zur Meldepflicht der Fi-
nanzintermediare aufgefihrt. Schliesslich ist es nicht notwendig, Artikel 260avinauies
StGB aufgrund der Kritik, die daran geédussert wird, zu &ndern. Nach herrschender
Lehre schliessen die Absatze 1 und 2 von Artikel 260%vinavies StGB zwar nur den
Eventualvorsatz aus und nicht auch den direkten Vorsatz zweiten Grades, einige
Autoren werfen jedoch die Frage auf, ob dieser Ausschluss namentlich angesichts
anderer Straftaten, die die Herbeifiihrung einer gefdhrlichen Situation unter Strafe
stellen, gerechtfertigt ist.263 Die vom Bundesrat 2002 angefiihrten Argumente sind in
diesem Punkt allerdings weiterhin giltig: Durch den Straftatbestand der Finanzie-
rung des Terrorismus wird der Geltungsbereich des Strafgesetzbuchs auf ein Verhal-
ten im Vorfeld der eigentlichen Straftat ausgedehnt. Entsprechend mussen strengere
Anforderungen an die subjektive Seite der Straftat gestellt werden.264 Die Absatze 3
und 4 hingegen sind inhaltlich nicht wirklich umstritten. Einige Autoren sind hdchs-
tens der Meinung, dass sie Uberfllssig sind, da sie bereits durch die allgemeinen
Bestimmungen zu den Rechtfertigungsgriinden abgedeckt sind.265 Im Ubrigen hat
das Bundesgericht den politischen Charakter einer Tat bei schweren Gewaltverbre-
chen verneint und prazisiert, dass Absatz 3 nur in Ausnahmeféllen anwendbar ist.266
Gleichzeitig hat es auch bestatigt, dass Absatz 3 nicht mit volkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Schweiz, namentlich jenen aufgrund des internationalen Uberein-
kommens zur Bekdmpfung der Finanzierung des Terrorismus, kollidiert. Wie oben
erwahnt hat die GAFI Artikel 260%inuies StGB dieshezlglich — zurecht — nicht
beméngelt.

262 Art. 64 IRSG

263 Zur Problematik insgesamt siehe insbesondere Fiolka, in: Niggli/Wiprachtiger, Basler
Kommentar, Strafrecht 11, Basel 2013, N 21 zu Art. 260%"""* StGB mit weiteren Hinwei-
sen; Jositsch, Terrorismus oder Freiheitskampf?, ZStrR 2005, S. 462. .

264 Botschaft des Bundesrates vom 26. Juni 2002 betreffend die Internationalen Ubereinkom-
men zur Bekdmpfung der Finanzierung des Terrorismus und zur Bekdmpfung terroristi-
scher Bombenanschlage sowie die Anderung des Strafgesetzbuches und die Anpassung
weiterer Bundesgesetze (BBI 2002 5390, hier 5442).

265 Siehe namentlich Perrin/Gafner, Le droit de la lutte anti-terroriste, in: Rapports suisses
présentés au XIXe Congrés international de droit comparé, Zirich 2014, S. 359.

266 BGE 131 11235 E. 3.3
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4.6.3 Prifung der Einfihrung einer spezifischen
Terrorismus-Strafnorm

Das geltende schweizerische Strafrecht kennt keine generelle, spezifische Strafnorm
gegen Terrorakte. Trotzdem umfassen seine Strafbestimmungen auch alle terroris-
tisch motivierten Handlungen und bedrohen diese ausnahmslos mit schweren Stra-
fen. Abgesehen von den Bestimmungen fir gemeine Delikte267, welche nicht nur
terroristische Haupttaten abdecken und fiir diese bis zu lebenslanglich Freiheitsstrafe
vorsehen, sondern auch die Teilnahmen an solchen Taten beinhalten, werden auch
Vorbereitungshandlungen26® zu Terrorakten sowie die Beteiligung und Unterstit-
zung terroristischer Organisationen und die Finanzierung des Terrorismus durch das
Gesetz unter Strafe gestellt und mit Strafe bedroht.

Entsprechend sind weder in den Bereichen der Strafverfolgung (mit Anwendung der
erforderlichen Zwangsmassnahmen), der Rechtsprechung oder im Bereich der
internationalen Rechtshilfe Situationen oder Konstellationen festzustellen, in wel-
chen sich das geltende schweizerische Recht aufgrund des Fehlens einer Terroris-
mus-Strafnorm als liickenhaft fir die strafrechtliche Bekdmpfung des Terrors erwie-
sen hatte. Auch im internationalen Vergleich und angesichts der anwendbaren inter-
nationalen Standards hat sich das geltende Recht als angemessene und effiziente
Grundlage fir die Tatigkeit der zustdndigen Behorden erwiesen. Unter diesem
Gesichtspunkt erscheint die Einfihrung einer spezifischen Terrorismus-Strafnorm,
unabhangig vom Bezug zu einer entsprechenden Organisation, nicht als notwendig.

Die Vorteile der Einfihrung einer generellen Terrorismus-Strafnorm, wie sie im
Ubrigen im Rahmen der Umsetzung und Ratifikation der beiden Ubereinkommen
gegen die Finanzierung des Terrorismus und gegen den Bombenterrorismus269
vorgeschlagen und im Jahre 2002 durch das Parlament abgelehnt wurde, wéren
vornehmlich symbolischer Natur: Der Gesetzgeber kdnnte ein (zusétzliches) Zei-
chen setzen gegen diese Kriminalitdtsform sowie gegen innen und aussen seine
Entschlossenheit im Kampf gegen den Terrorismus erneut bekréftigen.

Wichtiger als dieser Aspekt erscheinen jedoch die praktischen Implikationen, wel-
che die Einfuhrung einer Terrorismus-Strafnorm ins Kernstrafrecht mit sich bringen
konnte: Eine eigene Terrorismusstrafnorm stellt, und hier liegt ein wesentlicher
Unterschied zu den hier vorgeschlagenen neuen und revidierten Tatbestanden im
Vorfeld von terroristischen Handlungen, keine Verhaltensweisen neu unter Strafe,
die ansonsten straflos blieben oder deren Strafbarkeit nicht offensichtlich wére. Eine
neue Strafnorm wiirde vielmehr einer bereits bestehenden Strafbarkeit, beispielswei-
se eines Anschlags auf Leib und Leben einer Vielzahl von Menschen, weiteren
Nachdruck verleihen, jedoch gleichzeitig auch entsprechende gesetzliche Doppel-
spurigkeiten begriinden.

Neben die Strafbarkeit wegen den erwahnten gemeinen Delikten gemass Strafge-
setzbuch und Nebenstrafrecht, die Strafbarkeit wegen der Beteiligung an einer
entsprechenden Organisation oder die Strafbarkeit aufgrund des Verstosses gegen
die Al-Qaida und IS-Gesetzgebung, beziehungsweise Artikel 74 NDG, wirde die
Strafbarkeit aufgrund der neu geschaffenen separaten Terrorismus-Strafnorm treten.

267 50 z.B. Delikte gegen Leib und Leben, Delikte gegen die Freiheit, gemeingefahrliche
Delikte, Delikte gegen den 6ffentlichen Frieden, sowie Strafbestimmungen aus dem Ne-
benstrafrecht.

268 Art. 260 StGB

269 SR 0.353.22 und SR 0.353.21
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Die Anwendbarkeit einer Mehrzahl von Strafbestimmungen auf eine bestimmte
Handlung oder auf eine beschrankte Anzahl von Verhaltensweisen stellt die Straf-
verfolgungsbehdrden und Gerichte vor die Aufgabe, die anwendbaren Bestimmun-
gen mit Hilfe der strafrechtlichen Konkurrenzregeln zu bestimmen, gegeneinander
abzuwdégen und ein entsprechendes Verdikt auszusprechen. Eine solche strafrechtli-
che Konkurrenz zwischen Strafbestimmungen fiihrt jedoch im vorliegenden Fall
kaum zu hoheren Strafen und nicht zu einer einfacheren Rechtsanwendung. Die
ausgefallte Strafe beriicksichtigt, auch ohne allgemeine Terrorismusstrafnorm, die
Schwere der Verletzung des Rechtsguts, die Verwerflichkeit des Handelns sowie die
Beweggriinde und Ziele des Téaters entsprechend seinem Verschulden in einer an-
gemessenen Weise.

Die Einfuhrung einer allgemeinen Strafnorm gegen Terrorismus fihrt somit nicht zu
einem erweiterten oder verdichteten strafrechtlichen Schutz gegen solche Verbre-
chen. Auch im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit und der Rechtshilfe ist
nicht von einer verbesserten Kooperation aufgrund der Einfiihrung einer solchen
Strafbestimmung auszugehen. Wichtiger ist die Einfiihrung der in dieser Vorlage
vorgeschlagenen Straftatbestande, welche bereits im Vorfeld eines konkreten terro-
ristischen Delikts wirksam werden und den Strafverfolgungsbehdrden spezifischere
Instrumente in die Hand geben, um bereits in einem frithen Stadium tatig zu werden
und entsprechende Strafverfahren erfolgreich filhren zu kdnnen. Deshalb wird auf
den Vorschlag der Einfilhrung eines separaten Tatbestandes gegen Terrorismus
verzichtet.

4.6.4 Prufung der Einfihrung einer Strafnorm gegen die
Rechtfertigung oder Verherrlichung von
Terrorismus

In den beiden Europaratsiibereinkommen findet sich keine Verpflichtung der Ver-
tragsstaaten, die Rechtfertigung oder Verherrlichung von Terrorismus unter Strafe
zu stellen. Es wurde auch davon abgesehen, einen entsprechenden Priifungsauftrag
an die Staaten zu erteilen. Es bleibt den Landern stattdessen unbenommen, in ihrem
nationalen Recht entsprechende Strafnormen aufzustellen. In diesem Sinne kennen
zum Beispiel Frankreich oder Italien entsprechende Strafbestimmungen, welche die
Verherrlichung des Terrorismus unter Strafe stellen.

In Frankreich wird die Verherrlichung des Terrorismus seit der Revision des Straf-
gesetzbuchs vom 14. November 2014 hart bestraft. Nach Artikel 421-2-5 des Straf-
gesetzbuchs wird der direkte Aufruf zu terroristischen Handlungen oder die 6ffentli-
che Verherrlichung solcher Taten mit funf Jahren Geféngnis und einer Geldstrafe
von 75000 Euro sanktioniert. Die Strafe wird auf sieben Jahre Gefangnis und
100 000 Euro Geldstrafe erhéht, wenn die Taten unter Benutzung eines Dienstes fir
die oOffentliche Online-Kommunikation verlibt worden sind. In Italien wird die
Verherrlichung des Terrorismus gleich behandelt wie die Anstiftung. Sie wird folg-
lich durch Artikel 414 des Strafgesetzbuchs unter Strafe gestellt, der Anstiftungs-
handlungen mit einer Freiheitsstrafe bis zu siebeneinhalb Jahren sanktioniert.

Deutschland kennt, und dies ist in erster Linie zu verstehen als Bestimmung von
identitatspragender Bedeutung und als Teil des erfolgreichen Gegenentwurfs zum
Unrechtsregime der nationalsozialistischen Herrschaft, eine Strafbestimmung,
welche die Billigung, Verherrlichung und Rechtfertigung des NS-Regimes unter
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Strafe stellt270. In Belgien herrscht allgemein die Tendenz, die Meinungsausserungs-
freiheit so weit wie mdglich zu wahren. Die Verherrlichung des Terrorismus ist
demnach nicht strafbar. Die Anstiftung zu terroristischen Handlungen oder zu Rei-
sen zu terroristischen Zwecken hingegen wird durch Artikel 140°s des Strafgesetz-
buchs bestraft.

Strafnormen gegen die Rechtfertigung oder Verherrlichung von Terrorismus gehen
mit einer markanten Einschrankung des Rechts auf freie Meinungséusserung einher.
Hé&ufig wurden die Bestimmungen unter dem Eindruck von einschneidenden, tragi-
schen Ereignissen erlassen. Die Beschreibung der tatbestandsméssigen Handlung
erfolgt fast zwangslaufig vage, es entstehen regelmassig schwer I6sbare Abgren-
zungsfragen zwischen legalem Handeln und strafbarer Billigung oder Verherrli-
chung. Soll die Verherrlichung nur dann strafrechtlich relevant sein, wenn sie direkt
und nachweislich dazu beitragt, dass ein Gewaltakt hervorgerufen oder begangen
wird, oder reicht es bereits, wenn durch die Ausserung ein allgemein vorhandenes,
Uibereinstimmendes Empfinden beziiglich des Unrechts einer Verhaltensweise und
des Mitgefiihls mit den Opfern dieser Tat durchbrochen respektive verletzt wird?

Von der Einfihrung einer vorgelagerten Strafbestimmung gegen die Gutheissung
oder Verherrlichung von terroristischen Straftaten oder von schweren Straftaten
allgemein ist aus folgenden Erwdgungen abzusehen: Vom geltenden Recht werden
bereits heute die Aufforderung zu Gewalt, die Anstiftung zu einer Straftat oder die
Vorbereitungshandlungen zu spezifischen Delikten sowie die Unterstiitzung (im
weiten Sinne27L) einer terroristischen (kriminellen) Organisation erfasst. Weiter
bestrafen die Gesetzgebung gegen die Organisationen Al-Qaida und 1S272 sowie das
revidierte Nachrichtendienstgesetz273 jede Unterstiitzung und Organisation von
Propagandaaktionen zu Gunsten der erfassten Gruppierungen und Organisationen.
Es besteht weder in tats&chlicher noch in rechtlicher Hinsicht die Notwendigkeit,
weitergehende strafrechtliche Normen gegen solche Ausserungen zu erlassen, wel-
che nicht im Zusammenhang mit der kinftigen Begehung eines konkreten Delikts
stehen.

Ausserungen, die ein allgemein vorhandenes, tbereinstimmendes Empfinden beziig-
lich des Unrechts einer Tat und des Mitgefiihls mit den Opfern des Delikts durch-
brechen und verletzen, sind ohne Zweifel verfehlt und inakzeptabel. Diesem Um-
stand und der damit einhergehenden Gefahr ist jedoch primédr mit anderen Mitteln
als dem Strafrecht zu begegnen. Praventive Arbeit mit durch Radikalisierung ge-
féahrdeten Jugendlichen und Erwachsenen sowie Aufklarungsarbeit und die Verbrei-
tung von fundierten Gegendarstellungen konnen ein effizientes Mittel darstellen, um
die weitere Ausbreitung solcher schlussendlich gewaltverherrlichender Ausserungen
einzuschranken und ihre Wirkung auf die Bevdlkerung zu minimieren.

Der Verzicht auf die Einfuhrung einer spezifischen Strafbestimmung gegen die
Verherrlichung terroristischer Gewalt rechtfertigt sich auch unter einem préventiven
Aspekt: Erste Erfahrungen des Auslands mit der verbreiteten Anwendung von
Strafnormen gegen solche Ausserungen und Bekundungen, in der Regel verbunden
mit der Verhdngung von kurzen bis mittleren Freiheitsstrafen, deuten auf die zumin-
dest latente Gefahr hin, wonach orientierungslose Personen, haufig in jugendlichem

270 8130 Abs. 4 des deutschen Strafgesetzbuches

271 /g, Kap. 4.1.2.4.

2128R 122.0

273 Nach dessen Inkrafttreten und auf Verfiigung des Bundesrates gemass Art. 74 dieses
Gesetzes; vgl. Kap. 4.3.
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Alter, durch die Kriminalisierung solcher Ausserungen in ihrer Auffassung bestarkt
werden und die Gefahr der Radikalisierung und des Fanatismus entsprechend erhéht
wird. Dieser Gefahr ist mit Mitteln, die ausserhalb der Strafgesetzgebung und des
Strafverfahrens liegen, zu begegnen274.

4.6.5 Weitere gesetzliche Anpassungen

Die vorgeschlagenen Anderungen des Strafgesetzbuches (Art. 260% und Art.
260%xes) yund von Artikel 74 NDG haben Ergénzungen von Deliktskatalogen sowie
rein redaktionelle Anpassungen von anderen Bestimmungen zur Folge. So ist die
Regelung im Strafgesetzbuch tber den Quellenschutz275 anzupassen: Eine Verwei-
gerung des Zeugnisses soll nicht zuldssig sein in einem Anwendungsfall des neuen
Artikels 2605 StGB276, Daneben wird die Massnahme der obligatorischen Lan-
desverweisung (Art. 66a Abs. 1 StGB) vorgesehen fur Widerhandlungen gegen
Artikel 260%%es StGB sowie gegen Artikel 74 NDG.

Beziglich der Einziehung von Vermdgenswerten einer kriminellen oder terroristi-
schen Organisation werden im Strafgesetzbuch, Artikel 72, die notwendigen redak-
tionellen Anpassungen vorgenommen. Daneben sind die entsprechenden Deliktska-
taloge der Strafprozessordnung?’7 beziiglich Bundesgerichtsbarkeit (Art. 24 Abs. 1),
Quellenschutz der Medienschaffenden (Art. 172 Abs. 2) und geheimer Uberwa-
chungsmassnahmen (Art. 269 Abs. 2 und Art. 286 Abs. 2) an die Anderungen des
Kernstrafrechts sowie des Nachrichtendienstgesetzes278 anzupassen.

Artikel 27a MStG279 entspricht Artikel 28a StGB zum Quellenschutz. Wie im Fall
letzterer Bestimmung muss der Katalog der Delikte, die eine Aufhebung des Quel-
lenschutzes rechtfertigen, um den neuen Artikel 2605 VVE-StGB erganzt werden.
Die vorliegende Vorlage bietet auch die Gelegenheit, Artikel 260%“inauies StGB in den
Katalog unter Artikel 27a Absatz 2 Buchstabe b MStG aufzunehmen. Denn bei der
Umsetzung der internationalen Ubereinkommen zur Bekampfung der Finanzierung
des Terrorismus280 hat der Gesetzgeber Artikel 260%inuies StGB in die Liste von
Avrtikel 28a Absatz 2 Buchstabe b StGB eingefiigt, jedoch vergessen, auch Arti-
kel 27a Absatz 2 Buchstabe b MStG zu vervollstandigen. Dieses Versehen muss nun

274 In diesem Zusammenhang von zentraler Bedeutung ist der in Ausarbeitung befindliche
nationale Aktionsplan zur Bekdmpfung von Radikalisierung und gewalttatigem Extre-
mismus. Dieser wird durch den Delegierten des Sicherheitsverbunds Schweiz bis in der
zweiten Jahreshalfte 2017 gemeinsam mit Bund, Kantonen, Stadten und Gemeinden erar-
beiten. Auch die Vorstande der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorin-
nen und -direktoren (KKJPD), der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und So-
zialdirektoren (SODK) und der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdi-
rektoren (EDK) haben dem Mandat zugestimmt; der Sicherheitsausschuss des Bundesra-
tes hat den Vorschlag ebenfalls beftirwortet.

275 Art. 28a Abs. 2 Bst. b StGB

276 Es wird hingegen angesichts der bisherigen gesetzgeberischen Zuriickhaltung bei der
Statuierung von Ausnahmen vom Quellenschutz (Art. 28a Abs. 2 Bst. B StGB) davon ab-
ge;ehen, Verstosse gegen Art. 74 VE-NDG in den entsprechenden Deliktskatalog aufzu-
nehmen.

277 SR 312.0 ,

278 Auch wenn es sich bei Abs. 4 von Art. 74 VE-NDG um ein Vergehen (Art. 10 Abs. 3
StGB) handelt.

279 SR 321.0 )

280 Botschaft des Bundesrates vom 26. Juni 2002 betreffend die Internationalen Ubereinkom-
men zur Bekdmpfung der Finanzierung des Terrorismus und zur Bekdmpfung terroristi-
scher Bombenanschlage sowie die Anderung des Strafgesetzbuches und die Anpassung
weiterer Bundesgesetze (BBI 2002 5390).
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behoben werden. Daneben werden in Artikel 52 MStG, welcher die Einziehung von
Vermdgenswerten einer kriminellen Organisation regelt, die notwendigen redaktio-
nellen Anpassungen vorgenommen.

Schliesslich sind im Geldwaschereigesetz28! neben der erwahnten materiellen An-
passung?82 die notwendigen redaktionellen Anpassungen vorzunehmen, welche sich
aus den vorliegend vorgeschlagenen Anderungen von Artikel 260" StGB erge-
ben28s3,

4.6.6 Geltungsdauer des Bundesgesetzes gegen Al-Qaida,
IS und verwandte Organisationen

Das am 1. Januar 2015 in Kraft getretene Bundesgesetz tber das Verbot der Grup-
pierungen Al-Qaida, IS sowie verwandter Organisationen284 wurde als zeitlich
befristetes Gesetz verabschiedet285 und gilt bis zum 31. Dezember 2018. Das neue
Nachrichtendienstgesetz wird, wie unter Kapitel 4.3 dargestellt, aller Voraussicht
nach bereits friher in Kraft treten. Entsprechend wird der Bundesrat auf der Grund-
lage von Artikel 74 NDG zum betreffenden Zeitpunkt in der Lage sein, entsprechen-
de Organisationen oder Gruppierungen mittels Verfigung zu verbieten und damit
fur die entsprechende Beteiligung, Unterstiitzung, Anwerbung, Propaganda oder
anderweitige Forderung Straffolgen auszuldsen. Allerdings sieht Artikel 74 in der
aktuellen Fassung, wie ausgefiihrt, keine Bundeszustandigkeit fiir die Strafverfol-
gung vor, und der entsprechende Strafrahmen liegt unter demjenigen des Al-Qaida-
Gesetzes. Dieser Umstand kann in denjenigen Strafverfahren, welche erst nach 2018
erdffnet werden und in welchen das Verfahren nicht gleichzeitig wegen der Unter-
stlitzung oder Beteiligung an einer kriminellen Organisation gefilhrt wird, zu einer
fehlenden Bundeszustindigkeit und zu einem niedrigeren Strafrahmen von drei
Jahren Freiheitsstrafe (statt funf Jahren) fuhren.

Obwohl angesichts der nach wie vor gewdhrleisteten Strafbarkeit keine strafrechtli-
che Liicke entsteht, wiirde eine solche Zasur bezuglich Zusténdigkeiten und Strafan-
drohung doch ein falsches Zeichen setzen, welches im aktuellen sicherheitspoliti-
schen und gesellschaftlichen Kontext verhindert werden soll. Zudem erwiese sich
ein Wechsel der Zustandigkeiten als ineffizient.

Entsprechend ist geplant, dass der Bundesrat in einem separaten Gesetzgebungspro-
jekt die Verlangerung der Geltungsdauer des Al-Qaida-Gesetzes vorschlagen und
dem Parlament fristgerecht unterbreiten wird. Diese Verldngerung der Geltungsdau-
er des Bundesgesetzes ist dabei abzustimmen auf die hier vorgeschlagene Gesetzge-
bung mit der darin enthaltenen Revision von Artikel 74 NDG?286. Nach Inkrafttreten
des revidierten Organisationsverbotes wird auch hinsichtlich der Strafandrohung und
der Zusténdigkeit zur Strafverfolgung kein Grund mehr daflir bestehen, dass die
befristete Al-Qaida-Gesetzgebung tber diesen Termin hinaus Geltung behalt. Ent-
sprechend ist vorgesehen, dass das befristete Gesetz durch das vorliegend revidierte

281 SR 955.0

282 Sjehe Kap. 4.5. _

283 GWG: Art. 6 Abs. 2 Bst. b, Art. 8a Abs. 2 Bst. b, Art. 9 Abs. 1 und 1%, Art. 15 Abs. 5, Art.
16 Abs. 1, Art. 23 Abs. 4, Art. 27 Abs. 4, Art. 29a Abs. 1.

284 SR 122

285 v/gl. hierzu auch die vorstehenden Ausfiihrungen unter Kap. 4.3.1.

286 Die vorliegende Gesetzesrevision wird zum Zeitpunkt des Ablaufs der Befristung des Al-
Qaida-Gesetzes aller Voraussicht nach noch nicht in Kraft sein.
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Organisationsverbot abgeldst wird. Das Gesetz kann auf diesen Zeitpunkt ausser
Kraft gesetzt werden.

5 Erledigung parlamentarischer Vorstdsse

Es soll dem Parlament beantragt werden, die am 11. Dezember 2014 eingereichte
und durch das Parlament in der Folge angenommene Motion 14.4187 (Glanzmann-
Hunkeler; Umgehende Ratifizierung des Ubereinkommens des Europarates zur
Verhiitung des Terrorismus) sowie die am 10. Februar 2015 eingereichte und durch
das Parlament angenommene Motion 15.3008 (Kommission fiir Rechtsfragen des
Standerates; Art. 260" StGB: Anderung) abzuschreiben.

6 Auswirkungen

6.1 Auswirkungen auf den Bund und die Kantone

Die Umsetzung und Ratifikation der beiden Ubereinkommen des Europarates sowie
die damit einhergehende Einfiihrung oder Anpassung von Strafbestimmungen fiihrt
zu keiner erheblichen Ausweitung von Strafbarkeiten, welche sich in einer markan-
ten Erhdhung der Fallzahlen im Bereich der Terrorismusbekdmpfung durch das
Strafrecht niederschlagen wiirde. Die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehdrden
und Gerichte in den vergangenen Monaten haben aufgezeigt, dass bereits mit dem
geltenden strafrechtlichen Instrumentarium nicht nur terroristische Handlungen als
solche, sondern auch Handlungen im Vorfeld solcher Akte wie zum Beispiel die
Unterstiitzung im weiten Sinn oder das Reisen flir eine Terrororganisation verfolgt
werden kdnnen. In praktischer Hinsicht ist damit von keiner grundlegenden Auswei-
tung der Strafbarkeit auf Tatigkeiten, welche bisher als legal galten, auszugehen.

In Bezug auf die Strafrechtshilfe verhélt es sich hingegen anders. Die neuen Vertra-
ge erfordern ein rasches Handeln. Der Erfolg der Rechtshilfemassnahmen hangt
insbesondere davon ab, dass sie rasch ausgesprochen und unmittelbar vollzogen
werden. Gemiass dem Ubereinkommen gewahren die Vertragsparteien einander zwar
unter gebihrender Berlcksichtigung ihrer Méglichkeiten Hilfe und Unterstiitzung,
um sich besser in die Lage zu versetzen, die Begehung terroristischer Straftaten
durch gemeinsame Bemiihungen vorbeugender Art zu verhiiten. Je nachdem, wie die
Informationen zum BJ gelangen, wird dieses die betreffenden vorlaufigen Mass-
nahmen denn auch selbst ergreifen. Wenn terroristische Handlungen verhindert
werden sollen, darf bei der Verhutung aber kein Aufschub geduldet werden.

Die Statistiken zeigen im Bereich der internationalen Strafrechtshilfe einen generel-
len Anstieg der eingehenden Ersuchen. So haben die Ersuchen um Beweiserhebun-
gen in den vergangenen zehn Jahren um 46 Prozent zugenommen, Auslieferungser-
suchen an die Schweiz um 73 Prozent und Auslieferungsersuchen an das Ausland
um 81 Prozent. Daneben ist die Schweiz in der internationalen Rechtshilfe in den
letzten Jahren eine Vielzahl zusétzlicher Verpflichtungen eingegangen, welche fur
das zustdndige Bundesamt flr Justiz neue Aufgaben und komplexere Ersuchen zur
Folge haben. Die zustiandigen Stellen haben diese neuen Aufgaben und die zusétzli-
che Arbeitslast in der VVergangenheit weitgehend mit den bestehenden Mitteln aufzu-
fangen versucht; der Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen hat im
Rahmen der Terrorismusbekdmpfung bisher keine neuen Stellen erhalten. Eine
weitere Steigerung mit der gebotenen raschen Bearbeitung von Fallen ist mit den
heutigen Ressourcen nicht moglich. Dem Beschleunigungsgebot und der in den
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letzten Jahren eingetretenen Mehrbelastung muss daher mit zuséatzlichen personellen
Ressourcen Rechnung getragen werden. Es ist davon auszugehen, dass die Anzahl
der vom Bundesamt fiir Justiz zu behandelnden Ersuchen um internationale Rechts-
hilfe auch in den néchsten Jahren im &hnlichen Umfang wie in den letzten zehn
Jahren steigen wird. Die Griinde dafiir liegen in der immer starkeren internationalen
Vernetzung des schweizerischen Finanzplatzes, der Wirtschaft und der Gesellschatft,
die auch dem grenziiberschreitenden Verbrechen letztlich neue Betatigungsmdglich-
keiten bietet. Verbrechen, gerade im Bereich des Terrorismus, haben immer haufiger
einen internationalen Bezug und missen entsprechend auch grenziiberschreitend
verfolgt werden kénnen. Aspekte, welche den festgestellten Trend zu brechen ver-
mogen, sind keine ersichtlich. Der Direktionsbereich Internationale Rechtshilfe
verfligt derzeit iber 3650 Stellenprozente. Pro Jahr ist in diesem Direktionsbereich
je nach Geschéftsgruppe gestitzt auf die Erfahrungen und die verfligbaren Fallzah-
len der letzten zehn Jahre mit einem Anstieg des Aufwands von je weiteren 5 bis 10
Prozent — gestiitzt auf die bereits bestehenden Rechtshilfeinstrumente - zu rechnen.
Hinzu werden weitere Ersuchen nach dem vorliegenden Ubereinkommen und dessen
Zusatzprotokoll sowie den neuen Bestimmungen zur dynamischen Rechtshilfe
kommen. Bis in fiinf Jahren werden daher zwischen 25 und 50 Prozent mehr Félle
als heute zu behandeln sein. Um diesen weiteren Zuwachs einigermassen bewaltigen
zu kdnnen, wird der Personalbestand gemadss heutiger Schatzung um 500 Stellenpro-
zente (was 13 Prozent des derzeitigen Personalbestands des Direktionsbereichs
entspricht), erhdht werden missen.

Der Ausbau der Kompetenzen von MROS wird sich auch auf deren Ressourcen
auswirken. Durch das Einfordern von Informationen bei den Finanzintermediéren
auf der Grundlage von Ersuchen oder unaufgefordert ibermittelten Informationen
der ausléandischen Partnerstellen wird die Tatigkeit von MROS in verschiedener
Hinsicht erweitert.

In erster Linie werden Ersuchen zu behandeln sein, die die MROS zurzeit ablehnend
beantwortet. Das betrifft rund 60 Prozent der ausléndischen Ersuchen. Konkret wird
die MROS nicht mehr lediglich ihre Datenbanken abfragen, sondern muss bei den
Finanzintermedidren die erforderlichen Unterlagen einholen. Danach wird die
MROS auf zwei Ebenen tétig. Einerseits analysiert sie die erhaltenen Unterlagen
und eruiert daraus die von der ausldndischen Partnerstelle verlangten Informationen.
Nach Artikel 30 Absatz 3 GwG muss die MROS die Informationen in Berichtsform
weitergeben. Es ist folglich von Gesetzes wegen ausgeschlossen, einfach die Bank-
unterlagen weiterzuleiten. Andererseits muss die MROS auf Schweizer Seite die
Informationen der ausléandischen Partnerstellen und der Schweizer Finanzintermedi-
&re zusammenfiigen. Die MROS wird sich nicht darauf beschranken kénnen, die
auslandischen Partnerstellen zu informieren. Mit den auslandischen Informationen
abgeglichen bilden die Informationen der Finanzintermedidre eine neue Art von
Verdachtsmeldung. Die zusétzlich gewonnenen Informationen werden demnach mit
den anderen nationalen Behorden, die fir die Bek&mpfung der Geldwéscherei und
der Terrorismusfinanzierung zusténdig sind, geteilt. Die MROS kann die Untersu-
chungen der Staatsanwaltschaften namentlich aktiv unterstiitzen, indem sie deren
Informationen mit den ausléndischen Informationen erganzt. Bei Inkrafttreten der
beschriebenen neuen Kompetenzen der MROS wird somit ein neuer Typ von Ver-
dachtsmeldungen entstehen, der substanzielle zusétzliche Personalressourcen not-
wendig machen wird. Diese neue Aufgabe wird nicht mit den auf dem heutigen
System beruhenden Ressourcen bewaltigt werden kdnnen. Der aus den neuen Kom-
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petenzen mittel- und l&ngerfristig entstehende zusatzliche Personalbedarf der Melde-
stelle fiir Geldwascherei betragt gemass heutiger Schatzung 10 Stellen.

Die Frage des mit dieser Vorlage einhergehenden zusétzlichen Personalbedarfs der
zustandigen Bundesstellen muss nicht vor Eréffnung des Vernehmlassungsverfah-
rens abschliessend beantwortet werden. Die durch die zustdndigen Stellen geltend
gemachten zusétzlichen Ressourcen sind im Rahmen der entsprechenden Botschaft
des Bundesrates an die eidgendssischen Rate unter Berlicksichtigung der Vernehm-
lassungsresultate und allfalliger bis dahin eingetretenen Entwicklungen in der Terro-
rismusbekdampfung zu beurteilen.

Die Vorlage hat angesichts der Beibehaltung der bestehenden Bundeszustandigkeit
fur die Strafverfolgung der betreffenden terroristischen Straftaten und der massvol-
len Ausweitung der heute bestehenden Strafbarkeiten keine massgeblichen Auswir-
kungen auf die Kantone.

6.2 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft

Der glaubwirdige und effiziente Schutz unseres Territoriums vor schweren terroris-
tischen Straftaten und vor den Auswirkungen des organisierten Verbrechens stellt
eine Grundvoraussetzung fiir eine prosperierende und sich nachhaltig entwickelnde
Volkswirtschaft dar. Die mittel- und langfristig positiven Auswirkungen der Vorlage
auf die Volkswirtschaft sind daher erheblich. Dariiber hinaus hat die Vorlage keine
direkten Auswirkungen auf die Volkswirtschaft und ihren Verlauf.

6.3 Auswirkungen auf die Informatik

Die Umsetzung und Ratifikation des Ubereinkommens des Europarates mit dem
dazugehdrigen Zusatzprotokoll sowie die vorgeschlagenen Strafrechtsdnderungen
lassen keine Auswirkungen auf die Informatik erwarten.

7 Verhéltnis zur Legislaturplanung

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 27. Januar 2016 zur Legislaturplanung 2015-
2019 angekundigt sowie im entsprechenden Bundesbeschluss vom 14. Juni 2016
aufgefihrt287,

8 Rechtliche Aspekte

8.1 Verfassungsmassigkeit

Die Verfassungsmassigkeit des Bundesbeschlusses zur Genehmigung der beiden
Ubereinkommen des Europarates beruht auf Artikel 54 Absatz 1 BV, welcher den
Bund erméchtigt, volkerrechtliche Vertrage abzuschliessen. Artikel 184 Absatz 2
BV ermdchtigt den Bundesrat, entsprechende Vertrage zu ratifizieren. Die Bundes-
versammlung ist nach Artikel 166 Absatz 2 BV fiir die Genehmigung zusténdig.

Internationale Vertrdge werden dem fakultativen Referendum unterstellt, wenn sie
unbefristet und unkiindbar sind, den Beitritt zu einer internationalen Organisation
vorsehen, wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder wenn ihre Umset-

287 Ziel Nr. 15; BBI 2016 5183 ff.
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zung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert288. Die beiden vorliegenden Uberein-
kommen werden auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, kdnnen aber gekiindigt wer-
den und sehen keinen Beitritt zu einer internationalen Organisation vor. Jedoch
bedingt der Beitritt Anpassungen des Strafgesetzbuches. Der Genehmigungsbe-
schluss wird deshalb dem fakultativen Staatsvertragsreferendum gemass Artikel 141
Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV unterstellt. Nach Artikel 141a Absatz 2 BV
kénnen Gesetzesénderungen, die der Umsetzung eines vélkerrechtlichen Vertrags
dienen, der dem fakultativen Referendum untersteht, in den Genehmigungsbeschluss
aufgenommen werden. Die im Entwurf vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen
dienen einerseits der Umsetzung des Ubereinkommens des Europarates zur Verhi-
tung des Terrorismus mit Zusatzprotokoll und andererseits der weiteren Verstarkung
des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Krimina-
litdt. Eine Trennung ware inhaltlich nicht sinnvoll. Die Gesetzesentwirfe stlitzen
sich auf Artikel 54 Absatz 1 sowie Artikel 123 Absatz 1 BV.

8.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen
der Schweiz

Der Beitritt zu den beiden Ubereinkommen des Europarates sowie die beantragten
Anpassungen im schweizerischen Recht stehen im Einklang mit den internationalen
Verpflichtungen der Schweiz289. Sie stellen im internationalen Kontext ein klares
Bekenntnis unseres Landes zum wirkungsvollen Kampf gegen den Terrorismus und
zur internationalen Zusammenarbeit unter Wahrung der menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen und der Verpflichtungen des humanitaren V6lkerrechts dar.

288 Art, 141 Abs. 1 Bst. d BV
289 v/gl. auch Kap. 1.

76



	1  Grundzüge des Übereinkommens des Europarates vom 16. Mai 2005 zur Verhütung des Terrorismus und des Zusatzprotokolls vom 22. Oktober 2015
	1.1 Ausgangslage und Entstehung des Übereinkommens
	1.2 Überblick über den Inhalt des Übereinkommens
	1.3 Entstehung des Zusatzprotokolls
	1.4 Überblick über den Inhalt des Zusatzprotokolls
	1.5 Würdigung des Übereinkommens und des Zusatzprotokolls
	1.6 Weitere internationale Standards

	2 Die Bestimmungen des Übereinkommens und ihr Verhältnis zum schweizerischen Recht
	3 Die Bestimmungen des Zusatzprotokolls und ihr Verhältnis zum schweizerischen Recht
	4 Die neuen Bestimmungen im Schweizerischen Recht
	4.1 Artikel 260ter VE-Strafgesetzbuch: Kriminelle und terroristische Organisationen
	4.1.1 Ausgangslage
	4.1.2 Erläuterungen zur revidierten Strafbestimmung
	4.1.2.1 Allgemeines
	4.1.2.2 Kriterien der Geheimhaltung sowie der Unterstützung der verbrecherischen Tätigkeit
	4.1.2.3 Strafandrohung der Regelung gegen kriminelle Organisationen
	4.1.2.4 Strafbarkeit der blossen Zugehörigkeit?
	4.1.2.5 Einführung zusätzlicher gesetzlicher Merkmale?
	4.1.2.6 Ausdrückliche gesetzliche Regelung der terroristischen Organisation
	4.1.2.7 Beibehaltung der Zuständigkeitsregeln
	4.1.2.8 Konkurrenz zwischen Art. 260ter VE-StGB und den Grundtatbeständen


	4.2 Artikel 260sexies VE-Strafgesetzbuch: Anwerbung, Ausbildung und Reisen im Hinblick auf eine terroristische Straftat
	4.2.1 Ausgangslage
	4.2.2 Erläuterungen zur neuen Strafbestimmung

	4.3 Anpassung von Artikel 74 des Bundesgesetzes über den Nachrichtendienst (NDG): Organisationsverbot
	4.3.1 Ausgangslage
	4.3.2 Erläuterungen zum revidierten Organisationsverbot

	4.4 Rechtshilfegesetz: Anpassungen im Bereich der dynamischen Strafrechtshilfe
	4.4.1 Ziele der gesetzgeberischen Anpassungen
	4.4.2 Artikel 80dbis VE-IRSG: Vorzeitige Übermittlung von Informationen und Beweismitteln
	4.4.2.1 Ausgangslage
	4.4.2.2 Erläuterungen zur neuen Bestimmung

	4.4.3 Artikel 80dter VE-IRSG: Gemeinsame Ermittlungsgruppen
	4.4.3.1 Ausgangslage
	4.4.3.2 Erläuterungen zur neuen Bestimmung


	4.5 Bundesgesetz über die Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung: geänderte Kompetenzen der Meldestelle für Geldwäscherei
	4.5.1 Stärkere Kompetenzen der MROS
	4.5.1.1 Bewertung der Kompetenzen der MROS durch die GAFI
	4.5.1.2 Grundsätze der Egmont-Gruppe
	4.5.1.3 Kurzer Rechtsvergleich
	4.5.1.4 Ergänzung von Artikel 11a GWG durch einen neuen Absatz 2bis
	4.5.1.5 Erläuterungen zu Artikel 11a Absatz 2bis GWG

	4.5.2 Meldepflicht der Händlerinnen und Händler bei Verdacht auf Terrorismusfinanzierung
	4.5.2.1 Ergänzung zu den Änderungen des GwG betreffend die Händlerinnen und Händler
	4.5.2.2 Erläuterung der neuen Bestimmungen


	4.6 Weitere geprüfte Fragen und gesetzliche Anpassungen
	4.6.1 Strafrechtliche Konkurrenzen
	4.6.2 Artikel 260quinquies StGB: Finanzierung des Terrorismus
	4.6.3 Prüfung der Einführung einer spezifischen Terrorismus-Strafnorm
	4.6.4 Prüfung der Einführung einer Strafnorm gegen die Rechtfertigung oder Verherrlichung von Terrorismus
	4.6.5 Weitere gesetzliche Anpassungen
	4.6.6 Geltungsdauer des Bundesgesetzes gegen Al-Qaïda, IS und verwandte Organisationen


	5 Erledigung parlamentarischer Vorstösse
	6 Auswirkungen
	6.1 Auswirkungen auf den Bund und die Kantone
	6.2 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft
	6.3 Auswirkungen auf die Informatik

	7 Verhältnis zur Legislaturplanung
	8 Rechtliche Aspekte
	8.1 Verfassungsmässigkeit
	8.2 Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz


